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    Über den Autor


    Professor Dr. Klaus Heilmann, geb. 1937, war Professor der Medizin an der TU München, sowie Gastprofessor an zahlreichen Universitäten in den USA. Er veröffentlichte über 30 Sach- und Fachbücher und moderierte vier Jahre lang eine wöchentliche Fernsehsendung zu Gesundheitsfragen. Er gilt als Experte für Risikokommunikation und hat zahlreiche Unternehmen, Verbände und Organisationen beraten, u.a. die deutsche Energiewirtschaft nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl. Bei Heyne erschien zuletzt von ihm Das Risikobarometer. Wie gefährlich ist unser Leben wirklich?

  


  
    

    Inhaltsverzeichnis


    
      Über den Autor

      Ein Appell

      1 - Die Wolke sah harmlos aus, war es aber nicht


      
        10.7.1976

      

    


    
      2 - Abgeschaltete Kühlsysteme kühlen nicht


      
        2.12.1984

      

    


    
      3 - Näher mein Gott zu Dir


      
        28.1.1986

      

    


    
      4 - Das Unwahrscheinliche ist eingetroffen


      
        26.4.1986

      

    


    
      5 - Ein Unglück kommt selten allein


      
        1.11.1986

      

    


    
      6 - Öl geht nie ganz verloren


      
        24.3.1989

      

    


    
      7 - Die Wahrheit lag auf dem Meeresgrund


      
        31.5.2006

      

    


    
      8 - Im Golf von Mexiko kann man schon wieder baden


      
        20.4.2010

      

    


    
      9 - Das wahre Ausmaß einer Katastrophe zeigt sich von selbst


      
        11.3.2011

      

    


    
      10 - Schweigen, Vertuschen, Beschönigen


      
        Schweigen

        Vertuschen

        Beschönigen


        
          »Alles ist unter Kontrolle«

          »Für alle Zwischenfälle liegen Krisenfahrpläne vor«

          »Unsere Anlagen sind sicher«

          »Menschliches Versagen«

        

      

    


    
      11 - Reden, Verschweigen, Agieren


      
        Reden


        
          »So etwas kann bei uns nicht passieren«

          »Zu keiner Zeit bestand für die Öffentlichkeit eine Gefahr«

          »Absolute Sicherheit gibt es nicht«

        

      


      
        Verschweigen

        Agieren

      

    


    
      12 - Informieren, Schockieren, Unterhalten


      
        Informieren

        Schockieren

        Unterhalten

      

    


    
      13 - Bloß keine schlafenden Hunde wecken

      14 - Deutschland, ein Ökomärchen

      15 - Nachdenken hat noch nie geschadet


      
        Brauchen Wissenschaft und Technik eine neue Ethik?

        Brauchen die Industrieunternehmen eine neue Moral?

        Braucht der Staat ein neues Verhältnis zum Bürger?

        Ist unser Risikoverhalten irrational?

        Betrügen wir uns nicht auch selbst?

      

    


    
      Nachwort

      Copyright

    

  


  
    

    Ein Appell


    »Wir lügen hier doch alle!« Allgemeines Erstaunen, als ich diesen Satz im Fernsehen in die Runde einer Talksendung warf, zu der ich aus Anlass der Nuklearkatastrophe von Fukushima als Risikoexperte gebeten worden war. Doch statt der von mir erwarteten Empörung kam nur betretenes Schweigen. Ich sagte diesen Satz, weil mir im Verlauf der Sendung klar wurde, dass jeder in der Runde mit seinen Äußerungen ganz bestimmte Absichten verfolgte, also nur das sagte, was für seine Botschaften günstig, und das verschwieg, was ihnen abträglich war. Die schweigende Reaktion der Experten interpretierte ich damit, dass jedem vermutlich klar war, dass es für ihn das Beste sei, meine Bemerkung unkommentiert im Raum stehen zu lassen.


    Um aber von den Fernsehzuschauern nicht falsch verstanden zu werden, präzisierte ich meine Äußerung, indem ich erklärte, was ich unter Lügen hier verstand: Das Unter- und Übertreiben, Bemänteln und Beschwichtigen, Verschleiern, Vertuschen und Verschweigen, das Beschönigen und Belobigen. Also jedes bewusste und zweckorientierte Abweichen von der Wahrheit.


    In der folgenden Zeit wurde ich immer wieder auf meine Äußerung angesprochen, was mich schließlich dazu gebracht hat, dieses Buch zu schreiben. Ich habe ihm den Titel »Die Risikolüge« gegeben, wird uns doch tagtäglich vor Augen geführt, wie die Risiken in unserem Leben Anlass 
     für Lügen werden und sie ein jeder zu den von ihm verfolgten Zwecken einsetzt.


    Die Katastrophe von Fukushima hat außer Leid, Not und Zerstörung keine neuen Erkenntnisse gebracht, aus denen man zur Vermeidung weiterer Unglücke dieser Dimension lernen könnte. Alles war bekannt, das ist das Deprimierende.


    Dass die großen Industriekatastrophen der Vergangenheit, deren Folgen wir in menschlichem Leid und Umweltzerstörung auch nach Jahrzehnten noch begegnen, bei den Verantwortlichen in Industrie und Politik so wenig geändert oder sie zumindest zu einem Innehalten veranlasst haben, sollte uns nachdenklich, ja, wütend machen. Mich jedenfalls tut es das!


    Und nicht erst nach Fukushima stelle ich mir die Frage, ob man in Wissenschaft und Technik alles, was machbar ist, auch machen darf. Ob Wissenschaftlern, Ingenieuren und Technikern eigentlich bewusst ist, was sie alles nicht wissen und in Gang setzen, obwohl sie es nicht beherrschen. Auch frage ich mich, ob die Politik in essenziellen Fragen der Nation Entscheidungen treffen darf, ohne uns Bürger überhaupt zu fragen. Vor allem aber, ob die Wirtschaft ihren Machthunger und ihre Profitgier auf unsere Kosten weiter befriedigen darf, ohne dafür zur Rechenschaft gezogen zu werden. Ob also die Wahrheit gegenüber der Lüge vollends auf der Strecke bleiben muss.


    



    Bei kritischem Verfolgen der Ereignisse und Entwicklungen werden mir wohl die meisten darin zustimmen, dass man der Wahrheit heute kaum noch irgendwo begegnet, dass wir Bürger von allen Seiten belogen werden. Weder Wissenschaftler, Techniker und Wirtschaftler noch Politiker 
     und Journalisten sind von diesem meinem Vorwurf ausgenommen.


    »Klärt uns endlich auf!«, fordert der Dramatiker Botho Strauß in einem Aufsatz in der FAZ und fordert von den politisch Handelnden »Vernunft, klare Worte und wahre Aufklärung«.


    Wut gibt es nicht nur bei uns. In Frankreich ruft der dreiundneunzigjährige Stéphane Hessel, Widerstandskämpfer, Diplomat und Mitunterzeichner der Charta der Menschenrechte, seine Landsleute zum friedlichen Widerstand gegen die Ungerechtigkeit in der Gesellschaft auf: Empört Euch, heißt seine Schrift, die auch bei uns 2011 zum Bestseller wurde.


    »Etwas ist faul im Staate Dänemark«, heißt es bei Shakespeare, »Fuck you Washington« bei dem amerikanischen Journalismusprofessor Jeff Jarvis, einem der bekanntesten Blogger der USA. Wegen der anhaltenden Schuldenkrise seines Landes und der Unfähigkeit der Parteien, sie zu lösen, platzte ihm der Kragen und stellte er mit dem Satz »Hey, Washington assholes, it’s our country, our economy, our money, stopp fucking with it« die politische Elite per Twitter an den Pranger. Zehntausende schlossen sich ihm an, wütend darüber, dass es die Abgeordneten angesichts der ernsten Finanzlage des Staates nicht vermochten, über ihre parteipolitischen Schatten zu springen.


    Und schon einen Tag später folgten auch deutsche Internetnutzer ihrem Beispiel und machten bei Twitter ihren Unmut über die Unfähigkeit von Regierung und Politik unter »Fick dich Berlin« Luft.


    Alles mehr als verständlich – auch wenn die Wortwahl vielleicht gewöhnungsbedürftig ist – , beschleicht uns doch ein ungutes Gefühl, wenn wir an die Fähigkeit von 
     Politikern und die Redlichkeit der Manager in Banken und Großkonzernen denken, und erfasst uns Angst, wenn wir uns gleichzeitig die Industrieunglücke und humanitären Katastrophen vor Augen führen, über die uns die Medien beinahe laufend unterrichten. Und irgendwann kommt vermutlich in jedem von uns der Gedanke auf, dass auch wir eines Tages ähnliche Katastrophen erleben könnten. Und wir fragen uns, was wohl als Nächstes aus der Büchse der Pandora kommen wird, und was uns korrupte Banker und skrupellose Wirtschaftsbosse noch alles bescheren werden.


    



    Deshalb sollten wir auch gar nicht mehr groß darüber nachdenken, sondern uns lieber fragen, wie lange wir das alles noch stillschweigend hinnehmen wollen. Ich jedenfalls bin es leid, stillzuhalten und zu schweigen.


    Raus aus dem Dickicht der Lügen!, lautet deshalb mein Appell an diejenigen, die in Wissenschaft und Technik, Wirtschaft und Politik verantwortlich für uns handeln. Darin sehe ich die einzige Möglichkeit, die Vertrauenskrise zu beenden, die bei uns zum Dauerzustand geworden ist. Die Glaubwürdigkeit derer, die Verantwortung tragen, kann nur zurückgewonnen werden, wenn das, was sie sagen, und das, was sie tun, auch wieder übereinstimmen.


    Hört also endlich auf, rufe ich ihnen zu, uns zu eurem Nutzen zu belügen und betrügen!


    



    Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass die Aufrechterhaltung unseres heutigen hohen Lebensstandards und die Lösung und Bewältigung der enormen weltweit anstehenden Zukunftsprobleme ohne innovative Technologien und neue Techniken nicht realisierbar ist. Noch mehr 
     aber bin ich davon überzeugt, dass wir nun einen Punkt erreicht haben, wo in bestimmten Technologien der Nutzen für die Gegenwart den Schaden für die Zukunft nicht mehr rechtfertigen kann und darf.


    Dies glaube ich umso mehr, als es mir die Skandale, die in Wissenschaft und Technik, Wirtschaft, Politik und Publizistik beinahe täglich aufgedeckt werden, nicht mehr möglich machen, an die Moral derer zu glauben, die Verantwortung für uns tragen. Denn wo sind sie, frage ich, die Wirtschaftsbosse und Banker, die ihren Anstand noch nicht verloren haben, die es noch ehrlich mit uns meinen, die uns auf unsere Fragen ehrliche Antworten geben? Ich jedenfalls sehe sie nicht!


    Nach beinahe 30-jähriger gesellschaftspolitischer Kommunikationsarbeit habe ich in entscheidenden Fragen technischer und gesellschaftlicher Entwicklungen für mich eine Meinungskorrektur vorgenommen und glaube, dass jeder kritisch Denkende, der sich mit Technik und ihren Folgewirkungen über längere Zeit intensiv und kritisch auseinandersetzt, zum selben Ergebnis kommen muss. Die meisten Dinge verlieren nun einmal im Laufe des Lebens ihre Unschuld.


    Dies zu erkennen ist nie zu spät!


    Wenn ich an die Zwischenfälle und Katastrophen denke, die es in den Industrien in den letzten drei Jahrzehnten gegeben hat und die bei mir schließlich zu diesem Umdenken geführt haben, so geht es mir nicht nur um die Risiken für unser heutiges Leben, es geht mir ganz wesentlich auch um die Zukunft.


    Keinen Sinn aber hat es, immer nur über das zu lamentieren, was in der Vergangenheit falsch gemacht wurde. Denn wenn heute falsch ist, was gestern richtig war – ich 
     denke an den Beginn der friedlichen Nutzung der Kernenergie Mitte der 1950er-Jahre –, so zeigt dies doch auch, dass wir immer nur das tun können, was zu gegebener Zeit für richtig erkannt wurde und möglich war. Dass man Probleme nicht lösen kann, bevor man sie entdeckt hat. Und dass es eigentlich sinnvoll ist, wenn sich die technischen, aber auch die gesellschaftlichen Antworten – ich denke an den nun beschlossenen Ausstieg aus der Kernenergie – mit den Fragestellungen ändern.


    



    Viele, wenn nicht die meisten unserer heutigen Probleme sind Quantitätsprobleme, sowohl was die Menge als auch was die Geschwindigkeit anbelangt. Wir sind einfach zu viele geworden und mussten und müssen die technischen Entwicklungen zu rasch vorantreiben. Die Massen schaffen neue Dimensionen. Dramatisch sind die Probleme vor allem in den Ländern, in denen die Möglichkeiten, aus eigener Kraft Zukunft zu gestalten, begrenzt, wenn überhaupt noch vorhanden sind.


    Aber auch wir in den wohlhabenden Industrienationen sehen, wie die Reichen immer reicher und die Armen immer ärmer werden, wie Millionen Menschen im Elend leben, Hunger leiden und Kinder in Armut aufwachsen. Sehen, dass Unternehmen und Konzerne Rekordgewinne schreiben und ihre Mitarbeiter entlassen, weil moderne Technologien und Unternehmensfusionen dies möglich machen. Sehen, dass Bildung, Gesundheit und Altersvorsorge zum Luxusgut werden, und nun auch Berge, Flüsse, Seen und sogar das Trinkwasser aus Profitgründen privatisiert werden. Müssen wir das alles hinnehmen? Ich sage Nein!


    Denn dies alles folgt nicht unabänderlich irgendeinem Naturgesetz, sondern ist die Folge politischer Entscheidungen, 
     einer Politik, die auch ganz anders aussehen könnte. Und diese Fehlentwicklungen dürfen wir nicht widerstandslos hinnehmen, wir müssen ihnen Widerstand entgegenbringen.


    Angesichts dessen, was wir sehen und was uns nicht gleichgültig sein kann, sollten wir nicht damit aufhören, den Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft die Fragen zu stellen, die uns in den großen Lebensfragen auf den Nägeln brennen, und von ihnen zu fordern, ehrliche Antworten auf die Fragen nach dem »Wieweit« und »Wohin« zu erhalten.


    Lassen Sie uns denen, die uns diese Antworten verweigern, aber auch sagen, dass wir ihnen Widerstand entgegensetzen können und es gegebenenfalls auch tun werden.


    Es ist dies nicht wie beispielsweise bei Stuttgart 21 der Widerstand auf der Straße, den ich meine. Es ist ein Widerstand, der aus einer Änderung unserer Mentalität und unseres eigenen Verhaltens kommt – morgen bei Wahlen und Volksentscheiden und heute schon auf dem breiten Feld des Konsums. Wir müssen nicht jeden Trend mitmachen, nicht dauernd mit der Zeit gehen, nicht alles haben wollen, was wir haben können, nicht alles nutzen, was man uns nutzen lassen will. Und vor allem – wir müssen nicht zu allem Ja und Amen sagen. Fangen wir also an – zunächst wenigstens damit, nicht alles zu glauben, was man uns glauben machen will!


    



    Klaus Heilmann


    München, im Dezember 2011
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    Die Wolke sah harmlos aus, war es aber nicht


    Der Dioxin-Unfall von Seveso, Italien


    
      

      10.7.1976


      Die Wolke, die sich am Samstag, dem 10. Juli 1976, einem heißen Sommertag, um 12.37 Uhr am Himmel der Lombardei zeigte, war weiß und sah harmlos aus. Die für die Wolke »Verantwortlichen« hofften, sie würde sich als Lappalie erweisen, doch diesen Gefallen tat sie ihnen nicht. Wegen hoher Windgeschwindigkeit bewegte sie sich schnell über dicht besiedeltes Gebiet, über die Gemeinden Meda, Desio, Cesano Maderno und Seveso.


      Zunächst passierte nichts. Doch schon nach dem Wochenende verdörrten Pflanzen, starben Hühner, Katzen und Kaninchen, stürzten Vögel vom Himmel und verendeten elend am Boden. Die ersten Kinder kamen mit Durchfall, Übelkeit und Hautjucken in die Krankenhäuser.


      Insgesamt etwa 3300 Tiere verendeten, 77 000 wurden notgeschlachtet. Eine Woche nach dem Unglück wurden 14 Kinder mit Chlorakne in Krankenhäuser gebracht. Bilder von Kindern mit eitrigen Pusteln im Gesicht gingen um die Welt. Die Erklärung für das Grauen: Dioxin.


      Herkunft der Wolke und Ausgangspunkt der ihr folgenden Katastrophe war die Chemiefabrik Icmesa, zwanzig Kilometer nördlich von Mailand. Der als heruntergekommen geltende Betrieb beschäftigte einhundertsechzig Menschen und war ein Tochterunternehmen des Schweizer Aroma- und Parfümherstellers Givaudan, der wiederum zum Basler Pharmakonzern Hoffmann-La Roche gehörte.


      Icmesa produzierte Trichlorphenol (TCP), ein Vorprodukt für das Desinfektionsmittel Hexachlorophen, das wegen seiner guten Wirkung gegen Bakterien zur Herstellung medizinischer Seifen eingesetzt wird. Es diente auch als Mikrobiozid in Kosmetika, ist hierfür aber in Deutschland seit 1985 verboten. Bei der Produktion entsteht als Nebenprodukt, besonders bei höheren Temperaturen, das hochgiftige Dioxin Tetrachlordibenzodioxin TCDD.


      Zum Unfall kam es, weil ein Arbeiter am Ende der Nachtschicht wegen des bevorstehenden Wochenendes nicht nur den Reaktor zur TCP-Herstellung abschaltete, sondern auch das Rührwerk des Autoklavs, welches hätte weiterlaufen müssen. Es kam zu einem Wärmestau und die Temperatur stieg immer mehr an, bis sich durch Überdruck ein Sicherheitsventil löste und es zu einer Verpuffung kam. Das Unternehmen legte bei späteren Verlautbarungen Wert darauf, dass es sich um eine Verpuffung, nicht um eine Explosion handelte. Vermutlich, weil Verpuffung harmloser klingt. Mehrere Kilogramm TCDD sollen in die Umgebung ausgetreten sein, ehe das Leck geschlossen werden konnte. Es gab weder ein Auffangreservoir, noch Warnsysteme oder Alarmpläne. Erst um 13.45 Uhr traf fachkundiges Personal ein und konnte den Reaktor auf unkritische Temperatur herunterfahren. Zu diesem 
       Zeitpunkt waren bereits 1800 Hektar Land auf Jahre vergiftet.


      Erst 27 Stunden nach der Wolke informierten die Verantwortlichen den Bürgermeister und die Polizei. Dass es sich bei dem Gift um Dioxin handeln könnte, wurde zunächst nicht erwähnt. Erst neun Tage später fiel dieses Wort zum ersten Mal.


      2,3,7,8-Tetrachlordibenzodioxin, kurz: TCDD, ist der giftigste und bekannteste Stoff aus der Gruppe der Dioxine. Dioxin gilt als eines der stärksten Gifte, weniger als ein Milligramm kann tödlich sein. Rein rechnerisch ließen sich mit der bei dem Unfall ausgetretenen Menge Millionen Menschen vergiften, hieß es in Presseberichten. Das ist zwar reißerisch formuliert, aber es stimmt, und wo es hinpasst, sollte man es auch drastisch sagen.


      Auch das im Vietnamkrieg eingesetzte berüchtigte Entlaubungsmittel Agent Orange hat als Grundbaustein Trichlorphenol und enthält Dioxin. Die Mischung wird für viele Erkrankungen und schwere Missbildungen bei Babys verantwortlich gemacht, wie auch für die hautentstellende Chlorakne.


      Unfälle bei der Produktion von TCP hatte es schon in den 1950er-Jahren bei BASF in Ludwigshafen und bei Boehringer Ingelheim in Hamburg gegeben. Damals war Dioxin der Öffentlichkeit noch weitgehend unbekannt. Boehringer Ingelheim stellte daraufhin seine TCP-Produktion auf niedrigere Temperatur um. Und genauso wie BASF warnte das Unternehmen vor den erkannten Risiken.


      Icmesa, Givaudan und Hoffmann-La Roche kümmerte dies allerdings wenig, obwohl man sich über die Gefahren einer Dioxinvergiftung durch die Anlage in Seveso durchaus im Klaren war. Und da man in Basel wusste, dass bei 
       der Herstellung von Pestiziden auch Dioxin als Nebenprodukt anfällt, wurden diese nicht in der sauberen Schweiz, sondern im schmuddeligen Norditalien produziert. Und die Verantwortlichen hatten Anweisung, die in der Umgebung des Werks ansässigen Bauern, denen Vieh verendete, unverzüglich zu entschädigen.


      Am 18. Juli 1976, also erst eine Woche nach dem Unfall, wurde das Icmesa- Werk geschlossen, zwei Tage später die leitenden Angestellten, Herwig von Zwehl und Paolo Paoletti, festgenommen. Und erst zu diesem Zeitpunkt wurde die Nachricht bestätigt, dass bei dem Unfall Dioxin freigesetzt worden war.


      Weil die gebotene Aufklärung über die Ursachen und mögliche Folgen vonseiten des Unternehmens fehlten und Horrornachrichten in den Medien erschienen - Schwangere in dem Gebiet mussten in den Zeitungen lesen, dass sie Monster gebären werden – griff Hysterie um sich. Den Frauen wurde anheimgestellt, abzutreiben. Nach offiziellen Angaben trieben etwa drei Dutzend Frauen ab, Schätzungen gehen jedoch von etwa hundert Aborten aus. Eine tragische Überreaktion, wie sich später herausstellte.


      Sukzessive wurden immer mehr Bürger der betroffenen Gebiete evakuiert, Tausende Kinder wurden in unbelastete Gebiete verschickt, zahllose Menschen bangten um ihre Gesundheit.


      Dr. Paolo Mocarelli, Professor für klinische Biochemie an der Universität Milano-Bicocca, der im ersten Jahrzehnt nach dem Unfall die biochemische Überwachung von rund 30 000 Dioxin-exponierten Menschen leitete, konnte die Folgen später relativieren. Als Ergebnis seiner Untersuchungen zeigte sich, dass niemand an einer Dioxinvergiftung gestorben war, an Föten keine Missbildungen 
       gefunden wurden, und auch später in dem betroffenen Gebiet keine vermehrten Frühgeburten oder Geburtsschäden aufgetreten waren. Es gab etwa 400 Fälle von Hautschädigungen, darunter 200 von Chlorakne. Bei den Krebserkrankungen fand man eine Zunahme von Lymphomen und Leukämien, sowie eine etwa verdoppelte Rate der Brustkrebserkrankungen. Insgesamt war die Sterblichkeit unter den Dioxinbelasteten nicht erhöht. Deutlich wurde hingegen, dass Dioxin offenbar eine hormonähnliche Wirkung hat. Diese spielt auch heute immer wieder eine Rolle, wenn Dioxin über Futtermittel in die Nahrungskette und damit ins Gespräch kommt.


      Bei Icmesa gab es gravierende Sicherheitsdefizite, die Arbeiter waren hohen gesundheitlichen Risiken ausgesetzt und verfügten über eine unzureichende Ausbildung. Aber auch die Sicherheitsstruktur des Hoffmann-La Roche-Konzerns war alles andere als perfekt. Jörg Sambeth, der 1976 technischer Direktor bei Givaudan war und später zu einer Haftstrafe auf Bewährung verurteilt wurde, schilderte 2004 in seinem Buch Zwischenfall in Seveso und 2005 in dem Dokumentarfilm Gambit, wie ein autoritärer Führungsstil im Konzern rasches Handeln und die Aufklärung der Bevölkerung verhindert hätten: Der damalige Präsident war in Brasilien gewesen, und keiner seiner Untergebenen habe es gewagt, ihn wegen des Zwischenfalls an einem Wochenende zu behelligen.


      Hans Fehr, ehemaliger Pressesprecher von Roche, schildert die erste Krisensitzung am 15. Juli in seiner Autobiografie so: »Dr. Hartmann (Vizedirektor der Roche), ganz Oberst an der Front, stürmte den Ort der Handlung, gefolgt vom Chefchemiker von Givaudan, Dr. Sambeth. Gut, dass Sie da sind. Also erstens: Die Sache wird im engsten 
       Kreise der Icmesa gehalten, Givaudan und Roche werden nicht erwähnt. Zweitens: Dass es bei der Herstellung von Hexachlorophen passiert ist, wird ... nicht erwähnt. Drittens: Dass Dioxin gebildet wurde, wird nicht erwähnt. Alles klar?«


      In seinem Buch Roche versus Adams widmet Stanley Adams dem Seveso-Skandal ein ganzes Kapitel. Darin beschuldigt er Roche und dessen Töchter bei der Errichtung einer neuen Icmesa-Fabrik an den Sicherheitsstandards gespart zu haben, wofür er Konstruktionspläne der Fabrik als Belege hatte. Er erklärt weiterhin, dass Icmesa von dem als Basiszutat für Agent Orange benötigten TCP viel mehr herstellte als für die Parfümproduktion eigentlich benötigt wurde, und dass die gesamte Produktion an eine Givaudan-Fabrik in den USA ging.


      Im Sommer 1982 wurde der Unglücksreaktor abgebaut. Nach jahrelangem Streit um die beste Sanierungsmethode wurde der Boden der verseuchten Kernzone großflächig abgegraben und zusammen mit dem Hab und Gut der Betroffenen einbetoniert. Heute befindet sich dort ein Freizeitpark, der Bosco delle querce (Eichenwald), mit Aussichtshügel und Sportanlage. Das Gebiet wurde 2005 feierlich zum neuen Naturpark der Lombardei erhoben. Auf dass Gras über der Katastrophe wachse!


      Das Allergiftigste aber, der Inhalt des Reaktionsgefäßes, wurde in 41 Fässer gefüllt, die es dann zu entsorgen galt. Doch keine Deponie wollte die Fässer aufnehmen.


      Und nun lief die Geschichte wie in einem Kriminalfilm ab. Auf einem gewöhnlichen Lastwagen passierten die Fässer mit dem hochgiftigen Inhalt im September 1982 in Ventimiglia die italienisch-französische Grenze, beschriftet mit dem einem Zollbeamten natürlich unbekannten 
       Chemiekürzel TCDD. Kein Wort von Dioxin oder Seveso, dem Herkunftsort der Fässer. Wenig später wurde die Fracht zum letzten Mal gesehen, in St. Quentin, nördlich von Paris. Dann verschwanden die Fässer mit dem Giftmüll spurlos.


      Verantwortlich für den Transport war der Schweizer Chemiekonzern Hoffmann-La Roche, der Mannesmann Italia mit der Entsorgung beauftragt hatte. Mannesmann gab den Auftrag aber an zwei andere Firmen weiter, Vadir und Spelidec, die nicht im Handelsregister eingetragen waren und jeweils aus einem Briefkasten und einem Mitarbeiter bestanden.


      Als die Fässer verschwunden waren, fühlte sich keiner mehr verantwortlich. Hoffmann-La Roche verwies auf Mannesmann, Mannesmann verwies auf das Entsorgungsunternehmen Spelidec, dessen Besitzer, Bernard Paringaud, Hoffmann-La Roche eine notariell beglaubigte Erklärung ausstellte, dass der Müll ordnungsgemäß endgelagert war. Wo, verschwieg er, auch eine Beugehaft brachte ihn nicht zum Reden.


      Acht Monate lang suchte man in halb Europa fieberhaft nach den Fässern. Privatdetektive ermittelten, der deutsche Bundesnachrichtendienst (BND) suchte. Gleichzeitig stieg der Druck auf Hoffmann-La Roche, viele Ärzte verschrieben keine Produkte der Schweizer Firma mehr. Genau das meinte ich, wenn ich eingangs sagte, dass wir uns wehren und Widerstand leisten können, wir sollten es nur viel öfters tun! Ein mir bekannter Professor, der bei Roche in hoher Position stand, verließ aus Protest gegen die Informationspolitik des Konzerns sogar das Haus.


      Als Monsieur Paringaud vom Entsorgungsunternehmen Spelidec 1983 dann doch endlich auspackte, wurden die 
       Fässer am 19. Mai 1983 im nordfranzösischen Ort Anguilcourt-le-Sart, einem 300-Seelen-Dorf, auf dem Hinterhof der örtlichen Fleischerei gefunden, in unmittelbarer Nähe einer Schule. Die Fässer hatten eine Strecke von etwa 900 km zurückgelegt. Als ihr Inhalt dann verbrannt werden sollte, wollte dies aus Angst vor giftigem Rauch auch wieder niemand tun.


      Doch erst 1985, also neun Jahre nach der Katastrophe, war es dann der Basler Chemiekonzern Ciba-Geigy (heute Novartis), der bereit war, dies zu tun, genauer gesagt, es zu versuchen, denn Erfahrungen darüber, ob Dioxin ohne Umweltgefährdung verbrannt werden kann, gab es bislang nicht. Bei Ciba-Geigy hatte man einen Spezialofen für die Verbrennung von giftigen Chemikalien sowie den höchsten Schlot. Nach zwei Versuchsverbrennungen wusste man dann, dass eine Vernichtung des Giftes bei 1200 Grad möglich sei. In Einzelpackungen von je 2,5 Kilogramm wurde das Dioxin in hundert Stunden verbrannt.


      



      Dioxin gilt als Inbegriff einer gefährlichen chemischen Substanz. Die Umweltkatastrophe von Seveso hat das hochgiftige Dioxin TCCD so berühmt gemacht, dass es heute auch Sevesogift genannt wird und Seveso zum Synonym für lebensbedrohliche Umweltverschmutzung, industrielle Schlamperei, unternehmerische Arroganz und kriminelles Verhalten wurde.


      Seveso wurde aber auch zum Symbol für das Ende des Traums vom leichten und ungefährlichen industriellen Fortschritt – viele Jahre vor der Chemiekatastrophe im indischen Bhopal (1984) sowie dem Reaktorunglück von Tschernobyl (1986).


      Die rechtlichen und gesetzgeberischen Folgen der Katastrophe 
       waren weitreichend. Allein die EU hat zur Verhütung schwerer Betriebsunfälle mit gefährlichen Stoffen und zur Begrenzung der Unfallfolgen zwei »Seveso-Richtlinien« erlassen, 1982 und 1999. Sie schlugen sich in Deutschland in der Störfall-Verordnung nieder, in Italien wurde das Recht auf Schadensersatz umgekrempelt.


      Charles Perrow, Professor für Soziologie an der Yale-Universität in Princeton und einer der weltweit bedeutendsten Organisationssoziologen sagt in seinem Buch Normale Katastrophen – Die unvermeidbaren Risiken der Großtechnik: »Bei Unfällen wie diesem versagen einzelne Komponente, und die Risiken eines Bohrunfalls bei der Suche nach Erdöl, undichter Fässer mit hochgiftigen Abfällen und explodierender chemischer Reaktoren sind nicht nur vorhersehbar, sondern werden vermutlich auch bewusst einkalkuliert.«


      Seveso war ein schweres Industrieunglück, dessen Folgen für Mensch und Umwelt glücklicherweise begrenzt blieben, aber doch so schwerwiegend waren, dass zu ihrer Aufarbeitung ein volles Jahrzehnt benötigt wurde.


      Trostlos aber ist, dass man in so vielen Unternehmen hinsichtlich der Bewältigung von Zwischenfällen und Katastrophen in technischer wie kommunikativer Hinsicht so wenig gelernt hat und nach wie vor den Mut zu kriminellem Verhalten besitzt.
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    Abgeschaltete Kühlsysteme kühlen nicht


    Die Chemiekatastrophe von Bhopal, Indien


    
      

      2.12.1984


      Bhopal, die Hauptstadt des flächenmäßig zweitgrößten indischen Bundesstaates Madhya Pradesh mit mehr als 60 Millionen Einwohnern, liegt zentral zwischen Delhi und Mumbai. Dort entwich in der Nacht vom 2. zum 3. Dezember 1984 aus einem Gastank der fünf Jahre alten Fabrikanlage der US-Firma Union Carbide hochgiftiges Gas.


      Zum Zeitpunkt des Unglücks fand aufgrund von Überkapazitäten keine Produktion statt. Es wurden lediglich Wartungs- und Kontrollarbeiten durchgeführt. Um 23.10 Uhr hatte ein Kontrolleur in einem der Tanks für Methyl-isocyanat (MIC) erhöhten Druckbemerkt, die Gefahr aber nicht erkannt.


      In den Tank war Wasser gekommen, ob durch ein defektes Ventil oder einen Riss im Tank ist unbekannt geblieben. Durch das Wasser kam es zu einer exothermen Reaktion, bei der so viel Kohlenstoffdioxid freigesetzt wurde, dass sich der Tankinnendruck stark erhöhte und schließlich zwischen 25 und 40 Tonnen Methylisocyanat, einer sehr reaktiven chemischen Verbindung, die zur Herstellung von Insektiziden verwendet wird, durch die Überdruckventile 
       nach außen entwichen. Der gesamte Tankinhalt verflüchtigte sich in weniger als zwei Stunden, über dem Firmengelände breitete sich ein beißender Geruch aus.


      Eine hochgiftige Wolke legte sich über Bhopal, »gleich einem Leichentuch über 65 dicht besiedelte Quadratkilometer«, wie Der Spiegel eine Woche nach der Katastrophe schrieb. Tausende starben, ohne dass jemand die Menschen gewarnt hätte. »Als sie schließlich verflogen war, verbreitete sich der süßliche Geruch der Verwesung.« Es waren apokalyptische Zustände. Mitverantwortlich für die vielen Opfer war auch der Umstand, dass die meisten Betroffenen in Richtung der Fabrik und des Krankenhauses flohen, um Hilfe zu bekommen, dabei aber mitten in die Wolke hineingerieten. Katastrophenpläne für solche Situationen existierten nicht.


      Methylisocyanat war nicht nur unter Wissen des Fabrikmanagements fahrlässig gelagert worden, auch das Mutterunternehmen in den USA wusste, dass die Sicherheitsvorschriften im indischen Werk nicht eingehalten werden. Doch die Fabrik schrieb rote Zahlen. So wurden Facharbeiter entlassen und Tagelöhner mit Sicherheitsaufgaben betraut, die sie nicht verstanden, Wartungsintervalle verlängert und billige Austauschteile aus einfachem Stahl anstelle von Edelstahl verwendet. Sprinkleranlagen, die das Ausmaß der Katastrophe wenigstens etwas hätten reduzieren können, wurden falsch angebracht und das Kühlsystem war, obwohl MIC sehr schnell verdampft und daher gekühlt werden muss, aus Spargründen etwa fünf Monate vor dem Unfall ganz abgeschaltet worden. Aber selbst bei einwandfreier Funktion der Sicherungssysteme wären diese nicht in der Lage gewesen, einen Störfall derartigen Ausmaßes abzufangen.


      Eine chemische Produktionsfabrik dieser Art hätte eigentlich so nahe an einem dicht besiedelten Gebiet gar nicht errichtet werden dürfen, doch korrupte Politiker hatten den Bau genehmigt. Sie sahen genauso wie das Management von Union Carbide in dem Wohngebiet der Armen einen Pool von billigen Arbeitskräften.


      Kaum war die Fabrik in Betrieb, schraubte das indische Management des Unternehmens die Sicherheitsstandards herunter, die Sicherheitsausbildung der Arbeiter wurde von sechs Monaten auf zwei Wochen reduziert. Immer wieder kam es zu schweren Unfällen. Aber Management und Politik wollten nur Erfolge sehen und von Gefahren nichts wissen.


      Bis heute ist nicht geklärt beziehungsweise wurde nicht offengelegt, wie es zu der Katastrophe kommen konnte. Verschiedene Möglichkeiten wurden diskutiert, natürlich auch Sabotage (ein gerne verwendetes Motiv). Vor allem wurden die schlecht ausgebildeten und wenig motivierten indischen Bedienungskräfte als Ursache angeführt. Aber möglicherweise war gar nicht das Personal verantwortlich, denn eine eingehende Untersuchung der Anlage zeigte, dass sie sich in einem derart schlechten Betriebszustand befand, dass niemand sich auf die Instrumente verlassen konnte und mehrere Sicherheitsvorkehrungen außer Betrieb waren. Auch wurde nie genau gesagt, welchen Giften die Menschen damals wirklich ausgesetzt waren. War es nur MIC? Bereits 1981 war ein Arbeiter gestorben, nachdem aus einem Leck das Giftgas Phosgen ausgetreten war.


      Nach Angaben der indischen Regierung starben bis zu 10 000 Menschen in den ersten drei Tagen, Menschenrechtsorganisationen sprechen von bis zu 30 000 Todesopfern. 150 000 bis 600 000 Menschen leiden gesundheitlich 
       bis heute an den Spätfolgen, das Gift wirkte bei vielen mit Verzögerung. Zudem kam es zu einer immensen Vergiftung der Umwelt. Die unterschiedlichen Angaben über Opfer beruhen vor allem darauf, dass es keine genauen Bevölkerungszahlen gibt.


      Auf dem Fabrikgelände lagern nach Angaben von Umweltaktivisten noch immer tonnenweise giftige Chemikalien, die den Boden und das Wasser in einem Umkreis von bis zu fünf Kilometern verseuchten. Tausende weitere Tonnen befinden sich in sogenannten Verdunstungsteichen, in denen Union Carbide über Jahre hinweg seine Abfälle geworfen hatte. Eine Sanierung des mit Quecksilber und krebserregenden Chemikalien vergifteten Geländes erfolgte bis heute nicht, obwohl nach einer Greenpeace-Studie die Kosten lediglich in der Größenordnung von 30 Millionen Dollar lägen.


      Und in diesem gesundheitsgefährdenden Gebiet leben die Opfer genauso wie in den ersten Jahren nach der Katastrophe. Fast alle sind krank, inzwischen auch die Kinder und Kindeskinder. Alle sind bettelarm, kaum jemand bekommt Hilfe, kaum jemand hat Arbeit. Hilfe für diese Menschen ist nicht zu erwarten, denn Bhopal liegt weit weg von uns und die Katastrophe geschah vor langer Zeit.


      Union Carbide weigerte sich seinerzeit, die Verantwortung für die Katastrophe zu übernehmen und verwies als Ursache auf Terrorismus oder Industriesabotage. Amerikanische Anwälte boten darauf hin den Opfern ihre Hilfe in Form von Sammelklagen an, doch die indische Regierung kam dem zuvor. In einem außergerichtlichen Vergleich einigte sich die Politik mit dem Management von Union Carbide auf eine Zahlung von 470 Millionen Dollar. Man wollte den Ruf des Wirtschafts- und Industriestandortes 
       Indien nicht gefährden, so die Begründung, und hat der US-Firma damit Forderungen der Opfer in Milliardenhöhe erspart. Oder sollte man sagen, man hat es den Ärmsten der Armen trotz Leid und Not weggenommen?


      Anfang 2001 wurde Union Carbide vom Chemiekonzern Dow Chemical übernommen, dem damit auch die Verantwortung für die Wiedergutmachung der Opfer zufiel, was Dow aber anders sieht. Für die Ablehnung dieser Verantwortung erhielt der Konzern 2005 den »Public Eye Award« und wurde in die »Hall of Shame« aufgenommen.


      



      Bhopal ist zu einer der größten Industriekatastrophen der Geschichte geworden. Kein Wirtschaftsverbrechen, denn so muss man es nennen, hat je akut so viele Todesopfer gefordert, Kranke und Arme hinterlassen und Umwelt vernichtet wie dieses.
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    Näher mein Gott zu Dir


    Die Raumfahrttragödien der NASA, USA


    
      

      28.1.1986


      Die Geschichte der US-amerikanischen Raumfahrt ist nicht nur von spektakulären Erfolgen, sondern auch von tragischen — und leider auch vermeidbar gewesenen — Fehlschlägen geprägt. Neben dem Verbrennungstod von drei amerikanischen Astronauten in ihrer Apollo-Raumkapsel bei einem Bodentest am 27. Januar 1967 in Cape Canaveral (damals Cape Kennedy), und dem Columbia-Unglück am 1. Februar 2003, bei der sieben NASA-Astronauten starben, ist die Challenger-Katastrophe wohl die traurigste und spektakulärste. Dies vor allem, weil sie von Millionen Menschen weltweit an den Bildschirmen verfolgt wurde, live und in Farbe.


      Am 28. Januar 1986, 73 Sekunden nach dem Abheben von der Startrampe in Cape Canaveral, zerbrach die Raumfähre Challenger in rund 15 Kilometern Höhe. Millionen Fernsehzuschauer wurden Zeugen, wie der Außentank mit den beiden Feststoffraketen, mit dem das Shuttle in der ersten Flugphase verbunden ist, explodierte und die Fähre zerriss. Die Trümmerteile stürzten, einen Feuer- und Rauchschweif hinter sich herziehend, vor der Küste 
       Floridas in den Atlantik. Es war die 25. Space-Shuttle-Mission sowie der zehnte und letzte Flug der Raumfähre Challenger.


      Die Kapsel, in der sich die Raumfahrer befanden, überstand das Zerbrechen des Shuttles relativ unversehrt. Die Astronauten starben vermutlich erst, als sie 2:45 Minuten nach dem Auseinanderbrechen in ihrer Kapsel mit etwa 330 km/h auf dem Atlantik aufschlugen, also nicht, wie zuerst verlautet worden war, sofort. Kritiker bemängelten Fehler in der Konstruktion und ein aus Kostengründen eingespartes Rettungssystem (Fallschirm der Kapsel), das möglicherweise das Leben der Astronauten hätte retten können.


      Ein besonders tragischer Aspekt der Tragödie war, dass überall in den USA Kinder vor den Bildschirmen saßen, die den Weltraumflug der ersten Lehrerin im All bestaunen wollten. Christa McAuliffe, 37-jährige Sozialkundelehrerin aus Concord im US-Staat New Hampshire, sollte aus dem Weltraum eine Unterrichtsstunde geben. »Wir greifen nach den Sternen«, prophezeite sie in einem Interview, und immer mehr Jugendliche wollten es ihr gleichtun. Auf einmal schien der Weltraum für alle zum Greifen nahe.


      Der Flug der ersten Nichtastronautin war auf besonderen Wunsch von US-Präsident Ronald Reagan zustande gekommen, der sich dadurch gemeinsam mit der NASA eine Wiederbelebung des erlahmten öffentlichen Interesses an der Raumfahrt versprach. Als Nichtastronautin wusste McAuliffe wenig über das Risiko, das sie einging, sie konnte nur den Erfahrungen der Weltraumbehörde vertrauen. Ihr Vertrauen war leider nicht gerechtfertigt.


      Aufgrund der Challenger-Katastrophe setzte die NASA 
       alle weiteren Flüge von Raumfähren bis 1988 aus, die Konstruktion der Raumfähren wurde umfassend überarbeitet und die Shuttles technisch überholt.


      Zur Klärung der Ursache des Unglücks setzte Präsident Reagan eine Untersuchungskommission ein. Er war selbst in die Kritik geraten, weil er sich trotz Sicherheitsbedenken gegen eine weitere Verzögerung des Starts ausgesprochen hatte. Ein prominentes Mitglied der Kommission war der Physiker und Nobelpreisträger Richard P. Feynman, der die Untersuchung in einem autobiografischen Buch Kümmert Sie, was andere Leute denken? niedergelegt hat. Nach seiner Darstellung kam es zu dem Unglück, weil die Handbücher von Morton Thiokol, dem Hersteller der Feststoffraketen, nicht beachtet wurden. Auch rieten die Experten von Thiokol von einem Start ab, da alle bisherigen Starts bei Temperaturen über 11 Grad Celsius stattgefunden hatten. Noch am Abend zuvor warnte Roger Boisjoly, ein Ingenieur von Thiokol, vor dem Start, da für die vorgesehene Startzeit niedrigere Temperaturen von den Meteorologen vorhergesagt waren. Er befürchtete eine gigantische Explosion, was sich wenige Sekunden nach dem Start dann auch bewahrheitete. Aber so wie Präsident Reagan drängte auch das NASA-Management darauf, den Start nicht noch einmal zu verschieben, denn bereits fünfmal hatte der Start verschoben werden müssen – mal spielte das Wetter nicht mit, mal die Technik.


      Obwohl die NASA nach einer sechsstündigen Telefonkonferenz schließlich fast selbst von einem Startaufschub überzeugt war, entschied sich das Management von Thiokol dann seinerseits, seine eigenen Ingenieure zu überstimmen und NASA den Start zu empfehlen, um, wie Mark Hayhurst im britischen Guardian am 23. Januar 
       2001 vermutete, die NASA als wichtigsten Kunden nicht zu verärgern.


      Eigentliche Ursache des Challenger-Unglücks war ein schadhafter Dichtungsring an einer der seitlichen Feststoffraketen, der durch die Kälte in der Nacht vor dem Start brüchig geworden war. Man kann aber auch sagen, dass es zu der Katastrophe gekommen ist, weil Warnungen von Ingenieuren des Herstellers, denen die Qualität der Dichtungsringe und ihrer Elastizität bei Nachtfrost bekannt waren und die sich wegen der eisigen Temperaturen gegen einen Start ausgesprochen hatten, von der NASA-Führung und dem eigenen Management in den Wind geschlagen wurden.


      Spätere Untersuchungen ergaben, dass die Dichtungsringe nicht zum ersten Mal Probleme bereitet hatten. Bereits bei früheren Missionen waren sie teilweise abgebrannt. Die NASA-Manager sahen dies jedoch positiv, mit der Begründung, sie haben schließlich ja gehalten. Das Motto »Warum soll etwas schiefgehen, wenn es bisher immer gut gegangen ist?«, wurde zur Routine der Raumfahrtagentur. Es ist dies das gleiche Gefühl von Sicherheit, dem Menschen, die in einer Sache große praktische Erfahrung besitzen – beispielsweise Chirurgen oder Kapitäne von Schiffen und Flugzeugen – oftmals vertrauen und damit Unglücke hervorrufen.


      Als Richard Feynman dies hörte, soll er gesagt haben: »Wenn beim russischen Roulette das erste Abdrücken folgenlos bleibt, schützt das doch nicht vor dem zweiten Schuss.« Diesen klugen Satz sollten sich meines Erachtens alle Ingenieure und Manager in allen Hochtechnikbetrieben merken!


      Noch Wochen nach dem Unglück kamen immer neue 
       erdrückende Beweise für den unverantwortlichen Leichtsinn ans Licht, mit dem bei der Raumfahrtbehörde Risiken in Kauf genommen wurden. Die Vertreter der NASA verkündeten jedoch ständig, dass Sicherheit stets ihr oberstes Ziel gewesen sei.


      Differenzen zwischen dem NASA-Management und den Ingenieuren gab es immer wieder, auch bezüglich der Fehlerrate des Shuttles. Obere Dienstränge behaupteten, dass ein fataler Abbruch einer Mission nur auf einem von hunderttausend Flügen eintrete. Allerdings hätte man eine Million Starts auswerten müssen, um dieser Aussage eine plausible statistische Grundlage zu geben. Konstrukteure des bordeigenen Haupttriebwerks hingegen sagten, dass dies auf einem von 100 bis 200 Flügen passiere, und die US Air Force ging bei ihren Raketen von Fehlerraten von eins zu fünfzig aus. So drängt sich der Verdacht auf, dass eine vorgetäuschte hohe Zuverlässigkeit der Raumfahrzeuge der NASA helfen sollte, an staatliche Gelder leichter heranzukommen.


      Denn die NASA-Manager rechneten sich bereits damals Profite durch das Shuttle-Programm aus. Und sie glaubten, dass die Behörde mit Satellitentransporten schon bald schwarze Zahlen schreiben und vom Gewinn neue Projekte finanzieren könne. Die Weltraumfahrt schien plötzlich nicht mehr viel gefährlicher, als ein Flug von Washington nach München. Viele träumten bereits von Missionen zum Mars und zu den äußeren Planeten.


      



      Nach erneut jahrelangen routinemäßigen Pendelflügen zur Internationalen Raumstation ISS bestätigte sich dann auf tragische Weise die von Kritikern vorgebrachte Sorge, die NASA habe nichts aus dem Challenger-Unglück gelernt.


      Denn fast genau 17 Jahre später, am 1. Februar 2003, verlor die NASA beim Absturz der Columbia erneut Astronauten. Die Raumfähre barst beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre und stürzte mit etwa 20 000 Stundenkilometern aus 60 Kilometern Höhe ab. Alle sieben Crew-Mitglieder, darunter zwei Frauen, starben. Die Ursache war diesmal ein Stück Schaumstoffisolierung, das beim Start vom externen Treibstofftank abgeplatzt war und damit den Hitzeschutz der Fähre beschädigt hatte.


      Die Columbia-Katastrophe erschütterte das glänzende Image der NASA vollends, ebenso wie den Glauben daran, dass Raumflüge so alltäglich wie Flugreisen werden könnten. Die Untersuchung des neben der Challenger-Katastrophe schwersten Unglücks in der Geschichte der bemannten Raumfahrt offenbarte eine Raumfahrtbehörde, der mehr an der Einhaltung von Zeitplänen und Öffentlichkeitsarbeit gelegen war als an Sicherheit und vertretbaren und jedermann verständlichen Entscheidungen. Der frühere Shuttle-Astronaut und spätere Politiker Bill Nelson machte »die Arroganz des NASA-Managements« für beide Katastrophen verantwortlich.


      Am 8. Juli 2011, um 17.29 Uhr MESZ, startete vom Weltraumbahnhof Cape Canaveral im Bundesstaat Florida zum letzten Mal eine US-Raumfähre - Shuttle Atlantis – ins All und kehrte am 20. Juli um 11.57 Uhr MESZ wohlbehalten zur Erde zurück, genau am 42. Jahrestag der Mondlandung von Neil Armstrong und Buzz Aldrin. Nach insgesamt 135 Missionen, die jeweils 450 Millionen Dollar kosteten, wurde damit das Kapitel »Space Shuttle«, das vor 30 Jahren, am 12. April 1981, begonnen hatte, geschlossen.


      



      Das Raumfahrtprogramm der NASA ist ein klassisches Beispiel dafür, wie große nationale Prestigeprojekte, die eigentlich nicht finanzierbar sind, auf Kosten von Sicherheit dann schließlich doch durchgezogen werden. Das Shuttle sollte alles können und gleichzeitig möglichst wenig kosten. Weil die NASA keine Wahl hatte, kam es zur Billiglösung. Das war der Geburtsfehler der Shuttle-Katastrophen.


      Das amerikanische Raumfahrtprogramm war ein Kapitel voller Höhepunkte und beeindruckender wissenschaftlicher, technischer und vor allem menschlicher Leistungen, aber mit dem Apollo-Unglück sowie der Challenger- und der Columbia-Katastrophe auch ein Kapitel schmerzlicher Erfahrungen.


      Leider sind diese beiden Ereignisse Beispiele dafür, wie die Ursachen für Unglücke und Katastrophen vielfach nicht in der Technik selbst und ihrer Beherrschbarkeit, sondern auch in anderen Faktoren zu suchen sind. Und diese sind, neben menschlicher Fehlbarkeit, eben auch Hybris und Machtdemonstration, Sorglosigkeit, Arroganz, Prestigedenken und Verantwortungslosigkeit.
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    Das Unwahrscheinliche ist eingetroffen


    Der Super-GAU von Tschernobyl, Ukraine


    
      

      26.4.1986


      Der Super-GAU im sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl war für die Welt Schock und Auslöser einer seither nicht enden wollenden Diskussion über Chancen und Risiken der friedlichen Nutzung der Kernenergie.


      Am 26. April 1986 kam es in Block 4 an einem Reaktor zur Kernschmelze und zur Explosion des Reaktormantels. Da ein druckfester Sicherheitsbehälter fehlte, wurden Trümmer und spaltbares Material ins Freie geschleudert. In den Flammen stiegen die radioaktiven Partikel kilometerhoch auf. Der Reaktor, der zur zweiten Generation der grafitmoderierten Druckröhren-Siedewasser-Reaktoren gehörte, besaß eine Leistung von 1 Gigawatt (1 Milliarde Watt).


      Ausgangspunkt für die Katastrophe war ein Test, bei dem die Möglichkeit der Nutzung der Rotationsenergie der Turbine nach dem Abschalten für eine kurzfristige Notstromversorgung untersucht werden sollte. Der grundlegende Unterschied zu früheren Tests und damit eine Ursache für den Unfall war der Weiterbetrieb des Reaktors während des Tests. Selbst dies hätte noch nicht zu 
       ernsthaften Konsequenzen führen müssen, wäre es nicht zu einer Verkettung ungünstiger reaktorphysikalischer Eigenschaften mit schlechter Vorbereitung, Verstößen gegen Testprogramm und Betriebsvorschriften sowie mangelnder Kenntnis möglicher Rückwirkungen auf den Reaktor gekommen. Ein klassisches Katastrophenszenarium.


      Die tödliche Strahlung breitete sich nicht gleichmäßig über die Umgebung aus. Die erste Wolke mit einem Großteil des radioaktiven Fallouts bewegte sich nordwestlich in Richtung Ostsee und Schweden in das benachbarte Weißrussland. Die 150 Kilometer südlich von Tschernobyl gelegene ukrainische Millionenstadt Kiew war kaum betroffen. In den folgenden Wochen gab es auch in West- und Nordeuropa Strahlenalarm. Auch über Süddeutschland waren die Wolken mit radioaktivem Regen hinweggezogen. Damit lernten wir zum ersten Mal die Bedeutung der Wetterverhältnisse bei einer Reaktorkatastrophe kennen, und auch, was »grenzüberschreitend« heißt.


      Während die Sowjetführung den GAU tagelang verschwieg und am 1. Mai unbeeinflusst von dem Ereignis mit Parteichef Gorbatschow an ihrer Spitze die traditionelle Militärparade auf dem Roten Platz vor der gesamten politischen Führungsriege des Landes stattfinden ließ, registrierten die Schweden als Erste die Katastrophe und unterrichteten hiervon die Welt.


      Es gab relativ wenig Akutopfer, was die Fachleute erstaunte. Einer Publikation der Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Vorfeld zum 20. Jahrestag der Tschernobyl-Katastrophe war zu entnehmen, dass es direkt im Umfeld des Reaktors etwa 50 Opfer gab, bei denen die Strahlung nachweislich zum Tode führte. Die Gesamtzahl der Toten infolge der Katastrophe wurde von der WHO 
       mit 14 000 bis 17 000 beziffert, Atomkraftgegner sprechen dagegen von bis zu 100 000 Toten.


      Von Mai bis November wurde über dem havarierten Reaktor von den sogenannten Liquidatoren in Minutenschichten eine Hülle aus Betonplatten errichtet, der »Tschernobyl-Sarkophag«. Mehrere hunderttausend Menschen – teils freiwillig, teils zwangsrekrutiert – waren hierfür eingesetzt und dabei hoher Strahlung ausgesetzt. Viele erkrankten später, viele starben. 410 000 Kubikmeter Beton und 7000 Tonnen Stahl wurden verwendet, um die Teile des Reaktorkerns, eine geschmolzene Masse aus Uran, Plutonium, Strontium, Cäsium, Grafit und Schutt sowie vermutlich mehrere Tonnen von radioaktivem Staub, provisorisch zu ummanteln.


      Auf einer Greenpeace-Tagung zum 25-jährigen Jahrestag von Tschernobyl warnte der frühere Direktor des Kernkraftwerks, Michail Umanez, vor einem neuen schweren Nuklearunfall an der maroden ukrainischen Anlage. Der damals explodierte Reaktor 4 sei in einem extrem unsicheren Zustand, »die Gefahr, dass die Metall-und Betonkonstruktion einstürzt, erhöht sich mit jedem Tag, weil die Radioaktivität die Materialien zersetze. Es drohe eine neue nukleare Wolke, die auch wieder nach Westeuropa ziehen kann«, warnte der 73-Jährige. Wir sollten also über dem neuen Katastrophenherd in Fukushima den alten und noch immer aktiven in Tschernobyl nicht vergessen!


      Auch 25 Jahre nach der Atomkatastrophe von Tschernobyl, die bis dahin als die größte in die Geschichte einging, werden die gesundheitlichen Folgen des Unglücks weiter heftig diskutiert. Das zeigt, wie schwierig es ist, die Gefahr radioaktiver Strahlung objektiv zu bewerten. Entsprechend 
       weit auseinander liegen die Angaben zu den Todesopfern und Erkrankungen.


      Nach offiziellen Angaben waren in der Ukraine 2,3 Millionen Menschen Opfer radioaktiven Niederschlags, was in zahlreichen Fällen zu Krebserkrankungen führte. Die ukrainischen Behörden schätzen die Zahl der Opfer der Katastrophe in der Ukraine, Weißrussland und Russland auf insgesamt fünf Millionen. Ein Großteil von ihnen lebt noch immer in den verseuchten Gebieten. Die angrenzende Region um den Reaktor ist dagegen bis heute Sperrgebiet.


      Auf dem Internationalen IPPNW-Ärzte-Kongress »25 Jahre Folgen der Tschernobyl-Katastrophe« präsentierte Alexej Jablokow, Präsident des Zentrums für Russische Umweltpolitik, dramatische Zahlen. Seinen Hochrechnungen zufolge, müsste man für alle Gebiete, die überhaupt betroffen waren oder sind, von 1,44 Millionen (!) Todesopfern ausgehen.


      Gerade die Diskussion über die Zahlen von Krankheitsfällen und Todesopfern zeigt, wie unterschiedlich die Folgen der Katastrophe gewertet und kommuniziert werden. Auf der einen Seite stehen die Atomkraftgegner, die die Folgen der Strahlung möglicherweise übertrieben darstellen und manche Daten auf eine Art interpretieren, die wissenschaftlichen Ansprüchen nicht immer gerecht wird. Auf der anderen Seite sehen sich die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die internationale Atomenergieagentur (IAEA) dem Vorwurf ausgesetzt, die Folgen des Unfalls und damit die Gefahren radioaktiver Strahlung zu untertreiben oder sogar zu verschleiern.


      Welcher Seite man auch immer recht geben und welche Zahlen man glauben will, so ist doch unbestreitbar, dass 
       die Katastrophe von Tschernobyl vielen Menschen Krankheit, Tod oder Elend gebracht hat, und dass viele ihre Heimat für immer verloren haben. Auch ohne weitere Studien und Zahlen sollten wir also das, was in Tschernobyl geschehen ist, verstehen und daraus lernen. Aber kann man aus dieser Katastrophe überhaupt etwas lernen?


      Der Wissenschaftsjournalist Markus Schulte von Drach sagte in der Süddeutsche Zeitung zu den Lehren, die man für Fukushima aus Harrisburg, wo es im März 1979 im Kernkraftwerk Three Mile Island zu einer partiellen Kernschmelze gekommen war, und aus Tschernobyl ziehen kann, Folgendes: »Um die Anlage in einen für die Umwelt sicheren Zustand zu bringen, um Wasser und anderes Material zu dekontaminieren, um die Brennelemente zu bergen und zu entsorgen, werden die Experten etliche Monate, vielleicht sogar Jahre brauchen. Es wird Milliardenbeträge kosten, und als Ruine wird die Anlage Fukushima- 1 die Menschheit noch in Hunderten von Jahren an die Risiken erinnern, die ihre Ahnen bereit waren, einzugehen, um »kostengünstige« Energie zu produzieren. Die gesundheitlichen Folgen für die Bevölkerung der kontaminierten Gebiete lassen sich dabei noch gar nicht abschätzen.«


      Verständlicherweise belebte die Katastrophe von Tschernobyl die Debatte um die Gefahren der Kernenergie und die Sicherheit deutscher Atomkraftwerke. Während sich Kernkraftgegner und Umweltorganisationen in ihrer Ablehnung der Kernkraft bestätigt sahen, verkündeten die Betreiber, dass dies mit einem deutschen Reaktor nicht passieren könne. Gleiches hörte man übrigens jetzt nach Fukushima. Und der damalige bayerische Ministerpräsident Franz Josef Strauß stellte lapidar fest, dass der Unfall 
       auf die Schlamperei in der Sowjetunion zurückzuführen sei. Von Schlamperei sprach jetzt auch die Internationale Atomenergieagentur IAEA, wobei diesmal die Japaner gemeint waren.


      Die Katastrophe von Tschernobyl und das sie begleitende Informationschaos führte 1990 zur Einführung der INES-Skala (International Nuclear Event Scale) durch die IAEA. Zuvor (1983) hatte ich gemeinsam mit John Urquhart nach dem Vorbild der Richterskala für Erdbeben eine Sicherheitsskala für technisch-zivilisatorische Risiken angegeben, deren Sinn es ist, den Medien und damit der Bevölkerung Informationen über Risiken und ihre Dimensionen besser verständlich zu machen.


      Im Gegensatz zur Heilmann-Urquhart-Skala, die Risiko als Quantifizierung von Wahrscheinlichkeiten betrachtet und deren Werte auf Fakten (statistischen Daten) beruhen, bezieht sich die INES-Skala auf das tatsächliche nukleare Ereignis und erklärt anhand von sieben Stufen seine Schwere. Dieser Ansatz ist für Reaktorzwischenfälle vernünftig, denn wie bei allen Risiken, die selten bis sehr selten eintreten, interessiert weniger die Wahrscheinlichkeit des Eintritts von Schaden, als vielmehr sein Ausmaß. Bei den zumeist freiwilligen Risiken des täglichen Lebens hingegen ist es umgekehrt: Hier interessiert weniger das Ausmaß des Schadens, als vielmehr die Wahrscheinlichkeit seines Eintritts.


      Auch die INES-Skala hat die Richterskala für Erdbeben zum Vorbild. Während die Richterskala aber tatsächlich gemessene Stärken von Beben angibt, entstehen die Einstufungen der INES-Skala durch Einschätzungen von Nuklearexperten des eigenen Unternehmens, des Staates oder internationaler Behörden, wissenschaftlicher Institute 
       und Organisationen. Hierin ist ihre eigentliche und ganz wesentliche Schwäche zu sehen.


      Dies vor allem deshalb, weil Experten in ein und derselben Sache selten einer Meinung sind und somit das Ausmaß einer Katastrophe unterschiedlich einschätzen. Bestes Beispiel hierfür ist die Havarie des Reaktors in Fukushima, bei der die Situation vom Betreiber Tepco, von Greenpeace-Experten und von wissenschaftlichen Instituten in den USA jeweils völlig anders bewertet und die Katastrophe somit unterschiedlich auf der Skala eingeordnet und an die Öffentlichkeit kommuniziert wurde. Damit wird die Bevölkerung nicht beruhigt, sondern verunsichert.


      Schon vor, aber vor allem nach Tschernobyl, ist die Heilmann-Urquhart-Skala (aus Unkenntnis oder bewusst) für unsinnige Risikovergleiche missbraucht worden. Wenn man Risiken miteinander vergleichen will, dann setzt das voraus, dass diese überhaupt vergleichbar sind. Man darf nicht Risiken, die man selbst beeinflussen kann – die individuellen oder freiwilligen Risiken – mit allgemeinen beziehungsweise kollektiven Risiken vergleichen, die unfreiwillig sind und denen man mehr oder weniger hilflos ausgesetzt ist. Äpfel sind nun mal was anderes als Birnen. Das Risiko der Kernenergie mit dem des Straßenverkehrs zu vergleichen, was oft getan wurde und immer noch getan wird, ist also unsinnig.


      



      Risikovergleiche waren in den 1970- und 1980er-Jahren vor allem in den USA und in Großbritannien beliebt. Wissenschaftler versuchten die Bevölkerung mit dem Hinweis zu beruhigen, dass die Wahrscheinlichkeit, von einem Meteoriten getroffen zu werden, höher sei, als durch einen Nuklearunfall zu sterben. In Deutschland errechneten Experten 
       der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS), dass – bezogen auf damals 25 Reaktoren an 19 Standorten – mit etwa zehn Fällen von akuter Strahlenbelastung mit kurz- oder langfristiger Todesfolge zu rechnen sei. Die Kernenergielobbyisten nahmen die Zahlen gerne auf und verglichen sie beispielsweise mit den 4000 jährlichen deutschen Straßenverkehrsopfern.


      Die Vergleiche wurden dann immer grotesker. Franz Josef Strauß sagte den Gegnern der damals geplanten Wiederaufbereitungsanlage im bayerischen Wackersdorf, dass eine solche Anlage und der damit verbundene Einstieg in die Plutoniumwirtschaft sicherer sei, als eine Fahrradspeichenfabrik.


      Und Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit unter Kanzler Kohl, sagte, um die nach ihrer Ansicht beherrschbare Nukleartechnik zu verteidigen: »Wenn Sie einen Kuchen backen, geht auch nicht alles nach Rezept, da fällt schon mal ein Mehlstäubchen ab.« Gefragt, welcher der Vergleiche mich mehr überzeugt, der mit den Fahrradspeichen oder der mit dem Mehlstäubchen, wüsste ich wirklich nicht, für welchen ich mich entscheiden sollte.


      



      Katastrophen sind selten, weswegen sie der Bevölkerung von den Betreibern großtechnischer Anlagen stets als vernachlässigbar kleine Wahrscheinlichkeiten angegeben werden. In der 1979 erschienenen ersten deutschen Risikostudie über die Sicherheit von Atomkraftwerken in der Bundesrepublik war beispielsweise errechnet worden, »dass eine Kernschmelze in einem deutschen Reaktor statistisch alle 10000 Reaktorbetriebsjahre zu erwarten sei«.


      Eine solche Aussage löst natürlich heute angesichts von 
       zwei nuklearen Katastrophen innerhalb von 25 Jahren Kopfschütteln aus. Die zitierte Rechnung muss dennoch nicht falsch sein, man muss sie nur anders lesen: »Eine Kernschmelze in einem deutschen Reaktor ist statistisch gesehen nur einmal in 10 000 Reaktorbetriebsjahren zu erwarten.« Und die Aussage wird vollends verständlich, wenn man hinzufügt: »Und dieses eine Mal kann morgen sein.«


      Charles Perrow sagte zum Thema Wahrscheinlichkeiten dies: »Das mag ein wesentlicher Grund dafür sein, dass Eliten die Existenz oder die Errichtung von Systemen mit Katastrophenpotenzial hinnehmen. Es können Jahrzehnte vergehen, ohne dass eine Katastrophe eintritt, wie sich bei den Reaktoranlagen, bei großchemischen Anlagen und bei den Raumflugunternehmen gezeigt hat. Da es jedoch zu Katastrophen kommt und da viele katastrophenträchtige Systeme für unser Leben nicht unentbehrlich sind, können wir daraus wenig Trost beziehen.«


      Was nichts anderes heißt, als dass auch das Unwahrscheinlichste irgendwann einmal eintritt. Oder, wie Murphys Gesetz lautet: Alles, was schiefgehen kann, wird auch schiefgehen. »Zu beweisen ist es nicht«, wie der Mathematiker Gerd Antes in einem FAZ-Artikel zu Fukushima erläutert, »da alles nicht empirisch überprüft werden kann. Widerlegen lässt es sich aber auch nicht, da ja das, was noch nicht schiefgegangen ist, morgen schiefgehen kann – und dieser Fall leider auch sehr oft eintritt.«


      Hierzu passt Perrows Voraussage zu einem Reaktorunfall: »Nach Three Mile Island (Harrisburg, USA, 1979) ist es deshalb noch nicht zu weiteren vergleichbaren schweren Atomunfällen gekommen, weil die Kernkraftwerke noch zuwenig Zeit hatten, das mit ihnen verbundene Katastrophenpotenzial 
       zu entfalten. Die für derartige Unfälle erforderlichen Bedingungen liegen jedoch schon heute vor und wir können von großem Glück sagen, wenn es innerhalb des kommenden Jahrzehnts nicht mindestens einen Unfall gibt, bei dem der Reaktorsicherheitsbehälter beschädigt wird.«


      Perrow schrieb dies im Orwell’schen Jahr 1984. Zwei Jahre später schon passierte Tschernobyl. Ja, selten sind sie, die Katastrophen, aber zuverlässig sind sie auch.
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    Ein Unglück kommt selten allein


    Der Chemiebrand in Schweizerhalle, Schweiz


    
      

      1.11.1986


      Zuerst die Challenger-Katastrophe, dann der Super-Gau in Tschernobyl, und schließlich auch noch die Chemiekatastrophe in Schweizerhalle. Es war ein Katastrophenjahr, dieses Jahr 1986.


      Schweizerhalle ist ein großes Industriegebiet bei Basel, direkt am Rhein gelegen, und das Produktionsgebiet namhafter Chemiekonzerne wie Novartis Schweizerhalle, Roche, Clariant sowie der Schweizer Rheinsaline. Zum Zeitpunkt des Unglücks gab es dort die Chemiefirmen Ciba-Geigy und Sandoz, die heute in Novartis aufgegangen sind.


      Am 1. November 1986, einem Samstag, kam es kurz nach Mitternacht in der 60 Meter breiten und 100 Meter langen Lagerhalle der Sandoz AG in Schweizerhalle zu einem Großbrand. 1350 Tonnen Chemikalien lagerten dort. In einem Inferno von pausenlosen Explosionen stiegen Feuerbälle und Rauchsäulen in den Nachthimmel. Rundherum lagerten Tonnen von explosionsgefährdetem Natrium, nicht weit davon entfernt Druckfässer mit Phosgen, dem Bhopal-Gas. Mehrere Hundert Feuerwehrleute und Polizisten waren vor Ort im Einsatz.


      Die Behörden der Nachbargemeinden alarmierten die Bevölkerung in den frühen Morgenstunden mit allgemeinem Sirenenalarm, eine mehrstündige Ausgangssperre wurde verhängt. Als sich später eine riesige stinkende Chemikalienwolke auf die Basler Innenstadt zubewegte, wurde vom kantonalen Krisenstab Katastrophenalarm ausgelöst. Erst am Morgen konnte Entwarnung gegeben werden.


      Mit den gewaltigen Mengen Löschwasser gelangten auch etwa 20 Tonnen Chemikalien sowie über 100 Kilogramm Quecksilber in den Fluss. Die benachbarte, ebenfalls am Rhein gelegene Chemiefirma Ciba-Geigy nutzte den Unfall, um als Trittbrettfahrer vermeintlich unbemerkt 400 Liter des Pflanzenschutzmittels Atrazin (heute in der EU verboten) in den Fluss einzuleiten.


      Als schon Tausende von toten Fischen im Rhein gefunden worden waren, sich dieser für alle sichtbar rot verfärbt hatte und die Trinkwasserversorgung in einigen Regionen zusammengebrochen war, teilte die Unternehmensleitung von Sandoz lapidar mit, dass »chemische, größtenteils harmlose Substanzen« frei geworden seien. Am 3. November 1986 musste zwischen Basel und Karlsruhe fast der gesamte Aalbestand tot aus dem Fluss geborgen werden, die Basler Chemiekatastrophe war zu einem Krisenthema entlang des gesamten Rheins geworden.


      Die deutsche chemische Industrie beteuerte sofort, wie es auch die Reaktorbetreiber nach Tschernobyl getan hatten, dass Unglücke dieser Art in der Bundesrepublik nicht möglich seien. In einer zufällig gleichzeitig laufenden Anzeigenkampagne wies der Verband der Chemischen Industrie (VCI) die Öffentlichkeit mit dem hübschen Slogan »Lieber Rhein, lieber Fluss« daraufhin, dass die Belastung 
       mit Schwermetallen in den vergangenen Jahren um mehr als 90 Prozent gesenkt worden sei. Tatsächlich brauchte der Rhein Jahre, um sich von diesem Unglück zu erholen.


      Die Reaktionen der Chemiefirmen entlang des Rheins waren allesamt erbärmlich. Es wurde gestritten, welche Mengen an Chemikalien nun wirklich in den Fluss gelangt seien, man machte versagende Kläranlagen und durchgerostete Rohre für weitere kleinere Zwischenfälle verantwortlich, brachte Entschuldigungen vor und beschuldigte sich gegenseitig. Auch deutschen Unternehmen wurde nachgesagt, dass sie den Brand und die auf ihn folgende Verseuchung des Rheins dazu benutzt hatten, eigene Chemikalien billig im Fluss entsorgt zu haben, ein Vorwurf, der nie völlig enthärtet wurde.


      Das erstaunlichste Geständnis dieser Tage aber stammte von einem gewissen Hans Winkler, der in der Konzernleitung bei Sandoz für Information zuständig war. In einem Spiegel-Interview sagte er: »Ich muss einräumen, dass wir überfordert sind. Vor allem von dem ungeheueren Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit wurden wir überrumpelt.« Welch eine Bemerkung! Der Mann, der im Unternehmen für die Information der Öffentlichkeit zuständig ist, eingesteht, vom Bedürfnis der Öffentlichkeit nach Information überrascht worden zu sein.


      Bei Sandoz in Basel lief das gleiche Informationsritual ab, das zehn Jahre zuvor schon von Roche in Seveso praktiziert worden war: zuerst einmal vertuschen und dementieren, und danach versuchen, Informationen so lange wie möglich zurückzuhalten. Der unternehmerische Hochmut jedenfalls, der nach dem Brand in einer Diskussion zwischen der Unternehmensleitung und Basler Bürgern, und noch ein Jahr später, am Jahrestag, in Gesprächen zwischen 
       Unternehmen und Journalisten zum Ausdruck kam, machte deutlich, dass man in vielen Betrieben keinerlei Gespür dafür hat, was die Menschen nach einem Industrieunglück berührt und bewegt und was man ihnen auch in informativer Hinsicht eigentlich alles zumuten kann. Auch darin unterschied sich Schweizerhalle von Seveso nicht.


      Das mittlerweile entstandene Misstrauen der Menschen zu Großindustrien war durch das Chemieunglück von Basel erneut gerechtfertigt worden, vielleicht weniger durch das Ereignis selbst als durch den abermals demonstrierten Versuch, seine Auswirkungen zu verharmlosen. Bezeichnend war in einer Versammlung von Basler Bürgern und Industrievertretern der Zuruf eines Teilnehmers: »Geben Sie doch einmal zu, dass auch Sie manchmal hilflos sind. Dann könnten wir wieder miteinander reden.« Und auf dieses Wieder-miteinander-reden-Können wird es auch in Zukunft ankommen.


      Immerhin hat die Katastrophe ein gewisses Umdenken in Politik und Industrie bewirkt. Die schon Ende 1986 beschlossenen Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Rheinwasserqualität und zur Störfallvorsorge haben dazu geführt, dass der Fluss heute sauberer ist als vor 100 Jahren.


      



      Der gute Ruf, den die chemische Industrie in den 1950er-und 1960er-Jahren genoss, wurde durch das Ereignis in Schweizerhalle erneut beschädigt. Schon vor Seveso markierte in Deutschland die Contergan-Tragödie und weltweit das Insektizid DDT den Beginn der heutigen Auseinandersetzung um die Folgen industriellen Handelns. Nach Seveso brachte die Katastrophe von Bhopal die gesamte chemische Industrie auf die Anklagebank. Mit Bhopal wie auch mit Basel kam vor allem die Gefährlichkeit 
       von großtechnischen Anlagen in die Diskussion und die Frage auf, ob solche Ereignisse trotz einer hohen statistischen Unwahrscheinlichkeit nicht doch mit einer gewissen Regelmäßigkeit einträfen.


      Je mehr sich die Menschen der Gefahren bewusst werden, die von Industrieabfällen und -emissionen ausgehen können, um so skeptischer in Bezug auf die Sicherheit industrieller Produktionen und Produkte werden sie und umso mehr Fragen werden gestellt, denn der Einzelne kann normalerweise nicht die Luft beeinflussen, die er einatmet, und nicht das Wasser, welches er trinkt.


      Das vermutlich größte Problem, mit dem sich die in die Kritik geratenen Industrien auch in Zukunft werden auseinandersetzen müssen, aber ist das Missbehagen der Leute, welche nächste Katastrophe auf sie zukommen wird. Zu viele Zwischenfälle und Katastrophen hat es gegeben, als dass diese Skepsis nicht auch berechtigt wäre, zudem diese meist von einer Informationspolitik begleitet waren, die darin bestand, gerade nur so viel zuzugeben und verlauten zu lassen, wie unbedingt notwendig war. Für die Vertrauensbildung und die Erlangung öffentlicher Akzeptanzen ist aber nichts ungeeigneter, als Zwischenfälle zu vertuschen oder sie auch nur zu beschönigen.


      Nach Seveso und Basel, Tschernobyl und Fukushima wird es immer schwieriger, den Leuten gute Botschaften über Chemie und Kernenergie zu verkaufen. Die großen Industriekatastrophen sind selten, aber sie kommen immer wieder vor. Und ein Unglück kommt selten allein, wie das Katastrophenjahr 1986 gezeigt hat.
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    Öl geht nie ganz verloren


    Die Havarie des Tankers Exxon Valdez, Alaska


    
      

      24.3.1989


      Am 24. März 1989 verunglückte der über 300 Meter lange Tanker Exxon Valdez im Prince William Sound vor der Küste Alaskas. Er war im Besitz der US-amerikanischen Mineralölfirma Exxon Mobil (Esso). Der zum Zeitpunkt des Unglücks mit 163 000 Tonnen Rohöl beladene Tanker lief auf das Bligh-Riff auf, etwa 37 000 Tonnen Öl liefen ins Meer. Das Schiff befand sich Richtung Süden auf dem Weg von der Hafenstadt Valdez, der Ölverladestation der Trans-Alaska-Pipeline. Mit einer Doppelhülle, wie sie heute bei Tankschiffen vorgeschrieben ist, wäre die Katastrophe womöglich vermieden worden oder der Schaden begrenzt geblieben.Wie es zu der Katastrophe kam, ist bekannt. Der alkoholkranke Kapitän Joseph Hazelwood befand sich zu diesem Zeitpunkt betrunken in seiner Kammer. Der durch hohes Arbeitsaufkommen und mangelnde Ruhe vor seiner Wache vermutlich übermüdete Dritte Offizier Gregory Cousins hatte die Verantwortung auf der Brücke und versäumte es — wie vorher mit dem Kapitän abgesprochen –, nach einer Abweichung von der normalen 
       Route den Tanker auf einen sicheren Kurs zurückzuführen.


      Aber auch der für diesen Küstenabschnitt verantwortlichen Küstenwache wurden Versäumnisse vorgeworfen. Eine Radarüberwachung des Tankers hätte das Schiff rechtzeitig vor der Nähe des Riffs warnen können, doch eine solche war nicht in Betrieb. Die Küstenwache wehrte Anschuldigungen mit der Begründung ab, dass die Radargeräte zum besagten Zeitpunkt nicht funktionierten und dass auf dem Stützpunkt kurz zuvor ein Schichtwechsel stattfand.


      Die Auswirkungen auf die Umwelt und Wirtschaft der Region wurden auch dadurch verschlimmert, dass die US-Behörden organisatorisch und hilfstechnisch damals nicht auf ein so großes Unglück vorbereitet waren.


      Mit der Havarie hatte die Umwelt immensen Schaden genommen. Hunderttausende Fische, Seevögel und andere Tiere starben als direkte Folge der Katastrophe. Und da die Ölreste auch heute noch nicht völlig abgebaut sind, vergiften sich die dort lebenden Tiere über die Nahrungsaufnahme schleichend auch weiterhin. Erst durch intensives Erforschen derartiger Unglücke weiß man, dass die Erholung nach einem Ölunfall viel länger dauert als bisher angenommen.


      Jörg Feddern von Greenpeace sagte am 20. Jahrestag hierzu: »Was kaum einer erwartet hat und wirklich erschütternd ist: Auch heute, 20 Jahre nach der Katastrophe, hat der Sound sich nicht erholt. Noch heute ist dort Öl zu finden. Zum Teil richtig frisches Öl, schätzungsweise 80 000 Liter in verschiedenen Regionen des Prince William Sound – so frisch, als sei der Unfall erst gestern passiert, und giftig wie eh und je.«


      Hauptgrund hierfür dürfte sein, dass Öl bei niedrigen Temperaturen sehr schlecht abgebaut wird und nicht verwittert. Und weil viele Tiere, wie Seeotter oder bestimmte Seevögel, tauchen und auf dem Meeresboden nach Muscheln buddeln, wird Öl auch immer wieder ins Ökosystem zurückgebracht. Nach Einschätzung von Greenpeace wird es noch Jahrzehnte dauern, bis sich dieses Ökosystem vollständig erholt hat.


      Exxon, eines der größten Industrieunternehmen der Welt, das als Schadensverursacher wochenlang die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zog, hat bei der Katastrophe eine miserable Figur abgegeben. Rücksichtslos gegenüber den Betroffenen, inkompetent in der Schadensbehebung und obendrein zögerlich in der Übernahme von Verantwortung – das war das Bild, das die Öffentlichkeit von dem Industriegiganten erhielt. Exxon musste sich von dem angesehenen US-Wirtschaftsmagazin Fortune Ratschläge erteilen lassen, bezeichnenderweise auch diesen: »Sag die Wahrheit – oder gar nichts. Niemand mag einen Lügner.«


      In einer sich fast 19 Jahre hinziehenden gerichtlichen Auseinandersetzung gelang es dem Unternehmen immer wieder, sich Zahlungen zu entziehen. Erst 2008 ist Exxon zu einer Geldstrafe von 500 Millionen US-Dollar - statt fünf Milliarden US-Dollar, wie ursprünglich angesetzt – verurteilt worden, zu zahlen an die Geschädigten, die dort leben und vom Öl stark in Mitleidenschaft gezogen wurden.


      »Für mich«, sagt Jörg Feddern, »ist das Urteil ein Schlag ins Gesicht dieser Menschen. Es zeigt wieder einmal, dass die Konzerne mit ihrer großen Macht, ihrem großen Einfluss und vor allem ihrem großen Geld so lange prozessieren 
       können, bis sie die Strafzahlung – mal ganz ehrlich – aus der Portokasse begleichen können.«


      Die Exxon Valdez wurde repariert, aus Kostengründen aber nicht zu einem Doppelhüllentanker umgebaut. Stattdessen wurde für die gesamte Tankerflotte von Exxon eine Tochterfirma gegründet, die Sea River Maritime, die seitdem für eventuelle Unfälle die Verantwortung übernimmt, ohne dass der Name Exxon in Erscheinung tritt. Das Unglücksschiff fuhr dann einige Jahre unter dem Namen Exxon Mediterranean und ist, nachdem es Exxon gerichtlich untersagt wurde, als Tanker auf der alten Route zwischen Alaska und Kalifornien zu fahren, heute als Erzfrachter unter dem Namen Dong Fang Ocean unterwegs.


      Nun hat es im Juli 2011 erneut eine ganz andere Ölkatastrophe gegeben, bei der Exxon wieder der verantwortliche Konzern war. Im Bundesstaat Montana flossen 120 000 bis 160 000 Liter Rohöl aus einer beschädigten Pipeline in den Yellostone-Fluss, nahe dem berühmten Nationalpark in den USA. Exxon wies sofort alle Schuld von sich mit dem schon klassischen Hinweis, die Pipeline sei erst vor Kurzem inspiziert worden. Immerhin war aus Befürchtung, das anhaltende Hochwasser des Yellostone River könne die unter dem Fluss verlegte Pipeline beschädigen, der Betrieb der Leitung im Mai vorübergehend unterbrochen. Man nahm ihn dann aber wieder auf, da das Risiko für gering erachtet wurde. Nach Expertenmeinung und dem tatsächlich eingetretenen Ereignis ist diese Einschätzung falsch gewesen und die Leitung vermutlich durch Steine oder Treibgut beschädigt worden. Wie dem auch sei, Übernahme von Verantwortung und Verständnis für die Sorgen der Bevölkerung sieht anders aus.


      



      Und wieder einmal ist durch Unglücke dieser Art nicht zu Unrecht in der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden, dass sich die meisten der sonst so professionell operierenden Unternehmen in außergewöhnlichen Krisensituationen ausgesprochen dilettantisch, arrogant und rücksichtslos gegenüber den Betroffenen verhalten. Und ich frage mich, wann in den Industrien endlich die alte Erfahrung verstanden wird, dass der Weg in die Unglaubwürdigkeit hinein sehr kurz, aus der Unglaubwürdigkeit heraus aber sehr lang ist.
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    Die Wahrheit lag auf dem Meeresgrund


    Air-France-Unglücksflug 447, Brasilien


    
      

      31.5.2006


      AF 447 war der Linienflug der französischen Fluggesellschaft Air France. Der Airbus war in der Nacht vom 31. Mai zum 1. Juni 2009 auf dem Flug von Rio de Janeiro nach Paris. An Bord des mit zwei Triebwerken von General Electric ausgestatteten Airbus vom Typ A330-200 befanden sich 228 Personen aus 32 Nationen, neben 216 Passagieren drei Piloten und neun Flugbegleiter. Das Flugzeug war vier Jahre alt, hatte etwa 19 000 Flugstunden hinter sich und war frisch gewartet. Die Piloten galten als erfahren.


      Zwischen 04.10 Uhr und 04.14 (MESZ) brach der Kontakt zur Maschine ab. Das Flugzeug befand sich zu dieser Zeit nördlich der Inselgruppe Fernando de Noronha und flog durch eine Zone schwerer Gewitter.


      Die Analyse der letzten von der Maschine automatisch abgegebenen Wartungsmeldungen ergab Widersprüche zwischen den verschiedenen Geschwindigkeitsmess-systemen. Aufgrund der unterschiedlichen Messwerte wurde unter anderem der Autopilot durch den Bordcomputer deaktiviert und die Steuerungscomputer schalteten auf 
       »Alternate Law« um, was bedeutet, dass gewisse Parameter nicht mehr von der Elektronik überwacht werden.


      Dem Absturz der Maschine folgten in den darauf folgenden Monaten mehrere Suchphasen. Nachdem sechs Tage später an der vermuteten Absturzstelle zwei Leichen und Wrackteile gefunden wurden, setzte die Suche nach den beiden Flugschreibern ein. Da die Black Box aber nur etwa vier Wochen lang akustische Signale aussendet, wurde die Suche, die mit U-Boten und Tauchrobotern durchgeführt wurde, am 11. Juli 2009 eingestellt. Danach ging man davon aus, niemals klären zu können, welche Ereignisse an Bord zu dem Absturz geführt hatten.


      Dennoch wurde die Suche immer wieder fortgesetzt, und fast auf den Tag genau zwei Jahre später, am 1. Mai 2011, konnte das Speichermodul des Flugdatenschreibers tatsächlich entdeckt und aus etwa 4000 Meter Meerestiefe geborgen werden, einen Tag später auch der Stimmenrekorder. Am 16. Mai teilte die französische Flugunfall-Untersuchungsbehörde BEA mit, dass die Daten beider Flugschreiber ausgelesen werden konnten. Damit stand die Aufklärung des Unglücks bevor.


      Ein erster Zwischenbericht deutete, wie nicht anders zu erwarten, auf Pilotenfehler hin, also das berühmte menschliche Versagen, auch wenn gleichzeitig technische Fehler an den Geschwindigkeitsmessern zugegeben werden mussten.


      Der vorläufige Abschlussbericht der BEA vom Sommer 2011 kommt zu dem Schluss, dass für den Absturz sowohl technische Fehler als auch menschliches Fehlverhalten verantwortlich sind. Einerseits waren die an der Außenhaut angebrachten sogenannten Pitot- Röhrchen zur Messung der Geschwindigkeit vereist, sodass keine Messung 
       mehr möglich war, sich Autopilot und Schubsteuerung abschalteten und weitere Systeme ausfielen. Andererseits waren die beiden Kopiloten, die den in der Ruhepause befindlichen Kapitän vertraten, mit der Situation überfordert und hatten auch nie eine spezielle Schulung erhalten, um mit dem Problem unzuverlässiger Geschwindigkeitsmessung in großer Höhe und einer plötzlich notwendigen manuellen Steuerung umzugehen.


      Dieses generelle Problem bestätigt auch eine Studie der US- Flugsicherheitsbehörde, der zufolge Piloten auf Grund einer Zunahme automatischer Systeme im Cockpit immer mehr Schwierigkeiten haben, ein Flugzeug manuell zu steuern, das heißt zu fliegen. Bei mehr als 60 Prozent der Unfälle und über 30 Prozent der größeren Zwischenfälle hatten die Piloten laut Studie Schwierigkeiten, manuell zu fliegen, oder begingen Fehler bei der Bedienung der automatischen Flugkontrolle.


      Air France und der Hersteller Airbus weisen sich seit dem Unfall die Schuld an der Katastrophe zu. Air France hätte die Geschwindigkeitsmesser des französischen Typs Thales AA, die bekanntermaßen zu vereisen und auszufallen neigten, gegen die zuverlässigeren Modelle der US-Firma Goodrich austauschen sollen. Die Fluggesellschaft entgegnet, dass nichts darauf deutete, dass es den Männern an technischer Kompetenz gefehlt habe und warf dem Hersteller vor, dass das ständige Ein- und Aussetzen der sogenannten Überzieh- Warnung, die akustischen Alarm gibt, wenn das Flugzeug zu langsam zu werden und abzustürzen droht, es der Besatzung erheblich erschwert habe, die Situation richtig zu beurteilen.


      Auf Grund der Unglücksanalyse empfiehlt die BEA der Fluggesellschaft, die Ausbildungs- und Übungsprogramme 
       in manueller Flugzeugsteuerung – vor allem für einen beginnenden Strömungsabriss und dessen Beendigung – zu verbessern, und rät dem Hersteller Airbus für eine »direkt für die Piloten an Bord der Flugzeuge zugängliche Angabe des Anstellwinkels« zu sorgen.


      Im Cockpit eines Flugzeuges gibt es eine Vielzahl von Instrumenten. Viele von ihnen, erkläre ich immer, symbolisieren kleine Grabkreuze. Es ist etwas passiert, man hat daraus gelernt und ein Instrument hinzugefügt. Auf diese Weise wurde die Sicherheit von Flugzeugen, aber auch anderer technischer Systeme verbessert, vorausgesetzt man verlernt dabei nicht das Fliegen, das heißt vergisst nicht bereits erworbenes Wissen.


      Kurz nach Veröffentlichung des Zwischenberichts gerieten auch die Ermittler der BEA ins Zwielicht. Ihnen wurde vorgeworfen, aus dem Bericht ein entscheidendes Kapitel gestrichen zu haben, und zwar genau das, welches sich mit dem verwirrenden Verhalten der Überzieh-Warnung beschäftigt. Darin soll die BEA der europäischen Luftfahrtbehörde EASA empfohlen haben, sicherzustellen, dass das Funktionieren der Überzieh-Warnung während des Flugs nicht durch beeinträchtigte Geschwindigkeitsanzeigen infrage gestellt wird. Da das Problem offenbar längst bekannt und weitverbreitet ist, kann dieser Passus dem Hersteller Airbus natürlich nicht gefallen.


      Die BEA erklärte hierzu, dass ihr die Behandlung des Themas Strömungsabriss zum Zeitpunkt der Veröffentlichung voreilig erschienen war. Erst bis Mitte 2012 werde ein vollständiger Endbericht auf wissenschaftlicher Basis und in Zusammenarbeit mit der Europäischen Flugaufsichtsbehörde EASA erscheinen, der auch dieses Thema gegebenenfalls beinhaltet.


      Warum aber sind die Ursachen von Flugzeugunglücken so schwer zu ermitteln und warum dauert es so lange, bis sie aufgeklärt werden? »Weil die Unglücke immer komplexer werden«, erklärt Jean-Marc Cluzeau von der EASA auf einer Expertentagung 2011 in Köln. Und Herbert Meyer, der bei der Behörde für Großflugzeuge zuständig ist, ergänzt: »Ein Unglück ist heute fast immer eine Kombination von technologischen und menschlichen Faktoren.«


      



      Die Flugzeugkatastrophe der Air France hat weltweit große Aufmerksamkeit auf sich gezogen, auch deshalb, weil Unfälle mit Flugzeugen normalerweise am Boden oder bei Start und Landung passieren, inmitten eines Langstreckenfluges aber extrem selten sind. Auf der viel beflogenen Atlantikroute zwischen Europa und Nordamerika ging noch nie ein Flugzeug verloren.


      Das Unglück hat aber auch diejenigen, die Flugangst haben, wieder einmal in ihrer Meinung bestätigt, dass Flugreisen doch eine gefährliche Angelegenheit sind. Aber sind sie das wirklich? Ist Fliegen beispielsweise gefährlicher als Autofahren? Oder, anders gefragt: Wie wahrscheinlich ist es, bei einem Flugzeugunglück ums Leben zu kommen?


      Bei Risiken dieser Art interessieren vorrangig die Wahrscheinlichkeiten, dass etwas passiert, und über die wissen wir ziemlich genau Bescheid. Jemanden, der Angst davor hat, ein Flugzeug zu besteigen, weil es abstürzen könnte, interessiert weniger der mögliche Schaden, den er dabei erleidet, denn meist ist es der Tod, als vielmehr die Frage, wie wahrscheinlich es ist, dass es überhaupt zu einem Absturz kommt.


      Wenn ich also dem Flugängstlichen sage, dass das Todesrisiko des Autoverkehrs bei uns etwa 1 zu 20 000 beträgt 
       (von 20 000 Verkehrsteilnehmern erleidet einer innerhalb eines Jahres einen tödlichen Unfall), das des Fliegens aber bei 1 zu 3 000 000 liegt (von drei Millionen Flugreisenden kommt einer innerhalb eines Jahres ums Leben), dann mögen ihm diese Zahlen vielleicht nicht seine Flugangst nehmen, können ihm aber eine brauchbare Perspektive geben und ihm bei der Entscheidung helfen, ob er dieses Risiko eingehen will oder nicht. Fazit: Das Gefährlichste an einer Flugreise ist die Autofahrt zum und vom Flugplatz.


      Natürlich ist das mit den Risiken so eine Sache. Eins zu drei Millionen klingt gut, nur leider wissen wir nicht, wann dieses eine Mal sein wird und ob der eine man selbst oder ein anderer ist.


      Dennoch: Das Flugzeug gehört dank laufender technischer Weiterentwicklungen zu den sichersten Fortbewegungsmitteln überhaupt. Dass der Flugverkehr immer sicherer geworden ist gilt besonders für Europa. Nach EASA- Angaben ist im Jahr 2010 erstmals in der Geschichte der europäischen Luftfahrt kein Passagier bei kommerziellen Flügen von europäisch betriebenen Fluggesellschaften ums Leben gekommen.


      



      Ein Flugzeugabsturz, wie der von Air France, der zu den Großkatastrophen des Flugverkehrs gezählt werden muss, kann und wird irgendwann wieder passieren, möglicherweise früher als man denkt.


      Im Gegensatz zu den 1950er- und 1960er- Jahren ist das Flugzeug heute zum Massenbeförderungsmittel geworden, das jedem zur Verfügung steht und das sich praktisch jeder leisten kann. Alle wollen fliegen, möglichst weit weg und möglichst wenig dafür bezahlen. Und niemand scheint 
       sich zu fragen, wie das für so wenig Geld eigentlich gehen kann. Nur mit Einsparen einer Tasse Kaffee an Bord und eines Snacks jedenfalls nicht. Aber alle sind verwundert, wenn Flugzeuge vom Himmel fallen, weil (was natürlich nie zugegeben wird) aus Kosten- oder Zeitgründen an der Wartung der Maschinen gespart wurde, keine Originalersatzteile eingesetzt, die Tragflächen nicht enteist wurden oder das Flugpersonal übermüdet war.


      Schlampereien, die zu Unglücken führen können, gibt es nicht nur bei Luftverkehrsunternehmen exotischer Länder, Mängel werden auch an Maschinen deutscher Unternehmen beobachtet. Zwischen Januar 2010 und Februar 2011 wurden im Ausland insgesamt 545 Mängel festgestellt. Pikanterweise waren die betroffenen Unternehmen zuvor vom Luftfahrt-Bundesamt überprüft worden, das auf Befragen zugeben musste, zu wenig Fachleute für verlässliche Überprüfungen zu beschäftigen. Ja, auch Defizite bei den Überprüfern sind Gründe für einen Absturz.


      Was wir in anderen Bereichen des konsumorientierten Lebens schon seit Langem immer wieder sehen, wird sich früher oder später auch im Flugverkehr zeigen: dass die Sicherheit gegenüber Konsumrausch und Profitgier auf der Strecke bleibt. Machen wir uns darüber keine falschen Illusionen!
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    Im Golf von Mexiko kann man schon wieder baden


    Die Explosion der Ölplattform Deepwater Horizon, Louisiana, USA


    
      

      20.4.2010


      Im Golf von Mexiko kann man schon wieder baden. Das Öl ist weg und die toten Seevögel verschandeln auch nicht mehr den Strand und ekeln die Touristen. Die Arbeit ist getan, meldete die US-Küstenwache, das Leben geht weiter. Die gesamte Küste Louisianas ist wieder ölfrei, die Strände und das Marschland wurden gereinigt, ihr ursprünglicher Zustand ist wiederhergestellt. Das sind doch nun wirklich eine Menge guter Nachrichten!


      Da kann der Ölkonzern BP als Verursacher der Katastrophe mit guten Botschaften natürlich nicht nachstehen und bestätigt seinerseits im Sommer 2011, dass alles wieder in Ordnung sei: Die Tourismusbranche boome, die staatlichen Fischgründe seien wieder eröffnet und die jüngste Krabbenfangsaison sei die beste seit Jahren gewesen. Da fragt man sich, wovon sprechen die alle eigentlich, denn die Krabbenfischer, die früher regelmäßig mehrere Tonnen Shrimps von einer Ausfahrt nach Hause brachten, kommen heute oft mit fast leeren Booten zurück.


      Aber erinnern wir uns zunächst: Seit Februar 2010 erkundete die Bohrplattform Deepwater Horizon 84 Kilometer südöstlich von Venice, Louisiana, im Macondo-Ölfeld die dortigen Ölvorkommen. Es handelte sich um eine Explorations-Bohr-Plattform, nicht um eine Förderplattform. Man befand sich in mehrwöchigem Verzug, und da jeder Bohrtag BP etwa 500 000 Dollar Leasinggebühr für die Bohrinsel und weitere 500 000 Dollar für Verbrauchsmaterial und Dienstleistungen kostete, konnte es nicht schnell genug gehen (klassische Hintergrundgeschichte für vorprogrammierte Katastrophen).


      Und so war es dann auch. Am 20. April 2010 kam es nach Ausströmen von Erdgas aus dem Bohrloch zu einem Blow-out, der die Plattform in Brand setzte. Verschärfend kam hinzu, dass die Dieselgeneratoren der Plattform das ausströmende Gas ansaugten, die Elektronik der Plattform nicht mehr versorgten und schließlich explodierten. Zwei Tage später sank die Plattform, elf Arbeiter wurden durch die Explosion getötet, 115 Menschen konnten zum Teil schwer verletzt von der brennenden Plattform gerettet werden. Ein Techniker, der sich durch einen Sprung ins Wasser retten konnte, erhob gegen BP den Vorwurf, dass das Sirenensignal in der Unglücksnacht nicht aktiviert gewesen sei, weil man nicht wollte, dass die Leute um drei Uhr nachts durch Fehlalarme geweckt werden.


      Deepwater Horizon wurde im Auftrag des Konzerns BP von Transocean betrieben, einem international tätigen Spezialunternehmen für Meeres-Tiefseebohrungen, neuerdings mit Sitz im Kanton Zug in der Schweiz. Aus internen Dokumenten des BP-Konzerns geht hervor, dass trotz Warnungen von Fachleuten zur Abdichtung des Bohrlochs von Transocean bewusst eine Methode gewählt wurde, die 
       zwar kostengünstig, aber auch mit größerem Risiko von Gasaustritt verbunden war.


      Beteiligt an den Arbeiten auf Deepwater Horizon war auch der US-Konzern Halliburton, ein international agierender Konzern und führender Anbieter von technischen Dienstleistungen sowie Zulieferer verschiedener Produkte an Unternehmen aus der Erdöl- und Energieindustrie. Er war vor allem für die wichtige Bohrlochzementierung zuständig.


      Viele große Industrieunternehmen – wie in diesem Fall BP – arbeiten heutzutage mit Subunternehmen zusammen. Das Unternehmen, welches das günstigste Angebot macht, wird in der Regel genommen. Und das Unternehmen, das dies kann, hat meist an den Kosten für Sicherheit gespart. Immer steht der Profit im Vordergrund der Überlegungen, nicht die Sicherheit.


      Eine Gefahr für die Sicherheit großer Industrieanlagen liegt zusätzlich darin, dass sie von einer Vielzahl von Subunternehmen gebaut und später betreut werden. Die Verantwortung für Sicherheit wird also von vielen (oder niemandem) in letzter Verantwortung getragen, jeder verlässt sich auf den anderen, und bei Unfällen schiebt einer dem anderen die Schuld zu.


      Das nach dem Untergang der Deepwater Horizon auf dem Meeresboden ausströmende Öl führte zur schwersten Umweltkatastrophe dieser Art in der Geschichte. Die Bohrstelle liegt im Zentrum eines Gebietes von Tierschutzreservaten. Die Küste Louisianas war von der Verschmutzung besonders schwer getroffen, aber auch die Küstenregionen von Florida, Mississippi, und Alabama wurden in Mitleidenschaft gezogen. Die vom 20. April bis zum 16. Juli 2010 aus dem Bohrloch in den Golf von Mexiko 
       ausgetretene Ölmenge wird auf 800 Millionen Liter geschätzt. BP sind für Reinigungsarbeiten und Schadensersatzzahlungen bis Sommer 2011 Kosten von mehr als 40 Milliarden Dollar (27,4 Milliarden Euro) entstanden.


      17 Prozent des Öls wurden direkt am Bohrloch abgefangen, wo Unterwasserroboter drei Millionen Liter Dispersionsmittel verteilten. Die schweren Bestandteile des Öls sind auf den Meeresboden gesunken und haben dort Lebewesen wie Krebse, Seesterne, Korallen und Würmer erstickt. 58 Prozent des Öls befinden sich noch im Meer und schweben als kleine Tröpfchen wie Wolken im Wasser. 25 Prozent des ausgetretenen Öls sind über die Meeresoberfläche auf verschiedene Arten verschwunden: An der Oberfläche verdunstet, per Schiff von der Oberfläche abgepumpt, auf ihr verbrannt oder auf natürlichem Weg von Bakterien abgebaut.


      Der Großteil des Öls ist also nicht einfach weg oder auf wundersame Weise verschwunden, sondern befindet sich immer noch irgendwo in den Tiefen des Meeres. Bis heute weiß keiner genau, wie viel Öl wirklich ins Meer entwichen ist, vor allem aber, welche Folgen das alles für das Leben im Meer und die an den Küsten lebenden Menschen in Zukunft noch haben wird. Wenn man die 20-jährigen Erkenntnisse aus der Exxon- Valdez-Ölkatastrophe in Alaska zugrunde legt, ist es unmöglich, die Auswirkungen der Ölkatastrophe im Golf von Mexiko schon nach 16 Monaten abschätzen zu können. Denn während die unmittelbaren Konsequenzen - mehr als 6000 tote Vögel, Seeschildkröten, Delphine und Wale, absterbende Korallen und von Ölschlick verschmutzte Strände und Sümpfe – für jedermann sichtbar waren, sind Aussagen zu den langfristigen ökologischen Schäden erheblich schwieriger.


      Dennoch will BP die Entschädigungen kürzen, die zukünftige Einbußen Betroffener ausgleichen sollen. Die Region habe sich erholt (ja, über Wasser) und es gebe nach den von BP in Auftrag gegebenen Gutachten keine Grundlage anzunehmen, dass Antragsteller, von wenigen Ausnahmen abgesehen, künftige Einbußen aufgrund der Ölpest befürchten müssten. Zahlungen für künftige Einbußen Einzelner und von Unternehmen sollten also eingestellt werden, heißt es in einem Papier des Konzerns an den staatlich verwalteten Entschädigungsfonds (GCCF). Der Fonds hatte im August 2010 die Verwaltung der Ausgleichszahlungen übernommen, sein Programm soll bis 2013 laufen. 20 Milliarden Dollar für die Entschädigung der Opfer waren veranschlagt, etwa 4,5 Milliarden Dollar wurden bis Sommer 2011 ausgezahlt. Es bleibt für die Betroffenen also nur zu hoffen, dass in dieser Angelegenheit das letzte Wort noch nicht gesprochen ist.


      Rund 18 Monate nach der Katastrophe hat die neu gegründete, für Tiefseebohrungen zuständige US-Behörde für Umweltsicherheit den britischen Ölkonzern BP und seine beiden wichtigsten Vertragspartner – Transocean und Halliburton — in insgesamt 15 Fällen der Rechtsverstöße für schuldig befunden und Strafen gegen sie verhängt. Wie hoch die Strafen ausfallen, wurde zunächst nicht bekannt. Je Anschuldigungspunkt können bis zu 35 000 Dollar pro Tag fällig werden. Damit geht es schlimmstenfalls um Summen im oberen zweistelligen Millionenbereich. Allein im zweiten Quartal 2011 — ein Jahr nach Beginn der Katastrophe – hat BP ein Nettoergebnis von 5,4 Mrd. Dollar ausgewiesen.


      So wie in Deutschland nach Fukushima, so wurde infolge des Unglücks in den USA ein zunächst auf sechs Monate 
       befristetes Moratorium von Tiefseebohrungen beschlossen. Allerdings wurde dieses Verbot bereits zwei Monate später von einem amerikanischen Bundesgericht in New Orleans wieder aufgehoben, womit das Gericht der Klage von 32 Ölfirmen entsprach.


      Schwere Vorwürfe gegen BP wurden auch vonseiten der Forschung erhoben. Ein führender US-Wissenschaftler hält BP vor, angesehene Forscher zum Schweigen bringen zu wollen. BP habe die Wissenschaftler gezielt unter Vertrag genommen, um Informationen eine Zeit lang unter Verschluss zu halten. Cary Nelson, Vorsitzender des US-Professorenverbandes AAUP, kommentierte den Vorgang im britischen Sender BBC so: »Ein wahrlich gigantischer Konzern versucht das Schweigen von Hochschullehrern in einem umfassenden Ausmaß zu erkaufen.« Ein Vorwurf, der nicht überraschend ist, weil Unternehmen auch in anderen Branchen immer wieder einmal so vorgehen.


      Nach dem Halbjahresbericht 2011 sind BP durch die Umweltkatastrophe bisher Kosten von insgesamt 32,2 Milliarden Dollar (25 Milliarden Euro) entstanden, mit weiteren Kosten ist zu rechnen. Analysten schätzen die drohenden Gesamtschäden auf bis zu 70 Milliarden Dollar. Und Prozesse stehen ins Haus. Gegen das Unternehmen wurden bis Sommer 2011 mehr als 300 Zivilklagen eingereicht, und die amerikanischen Behörden ermitteln wegen zahlreicher Gesetzesverstöße. BP ist in eine existenzielle Situation geraten.


      Nicht zuletzt deshalb hat nun BP seinerseits Klage gegen Transocean eingereicht: Die Bohrinsel sei nicht seetauglich gewesen, die Besatzung nicht ausreichend geschult und die Instandhaltung der Plattform vernachlässigt worden. »Die simple Tatsache ist, dass am 20. April 2010 jedes einzelne 
       Sicherheitssystem und Gerät sowie Mechanismen zur Quellenkontrolle auf der Deepwater Horizon versagten.«


      



      Trotz der Katastrophe im Golf von Mexiko verkündet Transocean, dass es für das Geschäftsjahr 2010 beim Sicherheitsniveau das beste Jahr seiner Firmengeschichte verzeichnet habe. Die Zahl der tatsächlichen und möglichen Zwischenfälle auf den Ölplattformen des Unternehmens sei trotz des Unglücks auf der Deepwater Horizon so niedrig gewesen wie noch nie. O-Ton Transocean: »Dies ist ein Ergebnis unserer Bemühungen, überall und jederzeit Zwischenfälle zu vermeiden.« Was die Plattform im Golf von Mexiko anbelangt, ist Transocean dies wohl nicht gelungen.


      Wie immer, wenn in der Wirtschaft ein Unternehmen den Bach runtergeht, behalten die Manager festen Boden unter den Füßen. So auch bei den hier Beteiligten.


      Von der geringen Zahl der Unfälle bei Transocean profitieren laut Geschäftsbericht vor allem die Manager, da sich die Höhe ihrer Bonuszahlungen unter anderem nach den Sicherheitskennzahlen bemisst.


      Gute Nachrichten auch für den scheidenden BP-Chef Tony Hayward. Obwohl die Ölpest den britischen Energiekonzern noch teurer zu stehen kommen kann, als bisher erwartet, soll er als Abfindung ein Jahresgehalt von 1,1 Millionen Pfund (rund 1,3 Millionen Euro) erhalten. Außerdem steht ihm eine Betriebsrente in Höhe von insgesamt 10,8 Millionen Pfund sowie BP-Aktien aus laufenden Vergütungsprogrammen für Führungskräfte zu.


      Also auch hier: Nicht nur, dass die Betroffenen der Katastrophe wieder einmal die Verlierer sind, die Verursacher sind auch noch die Gewinner. Nun ja, irgendjemand muss ja der Gewinner sein.
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    Das wahre Ausmaß einer Katastrophe zeigt sich von selbst


    Der Super-GAU von Fukushima, Japan


    
      

      11.3.2011


      Am 11. März 2011 um 14:46 Ortszeit (06.46 MEZ) richtete ein Erdbeben der Stärke 9,0 und eine nachfolgende, knapp 40 Meter hohe Tsunami-Welle im Nordosten Japans verheerende Schäden an. Mehr als 14 000 Menschen starben, wenigstens 10 000 gelten als vermisst.


      Beben und etwa 14 Meter hohe Tsunami-Wellen lösten zudem am Atomkraftwerk Fukushima-Daiichi des Energiekonzerns Tokyo Electric Power Company (Tepco) einen folgenschweren Reaktorunfall aus – den größten seit Tschernobyl vor 25 Jahren.


      In Bezug auf den Reaktortyp ist die Katastrophe von Fukushima mit der von Tschernobyl nicht zu vergleichen. Im Gegensatz zu dem Reaktor in Fukushima handelte es sich bei dem in Tschernobyl um einen Grafitmoderierten Reaktor, dessen Druckbehälter nicht von einem Containment (Sicherheitsbehälter) umgeben war, weswegen die radioaktiven Stoffe bei der Explosion und dem anschließenden Brand des Grafits freigesetzt wurden und ungehindert in die Umwelt gelangen konnten. Damit war die 
       akute Gefahr für Mensch und Umwelt in Tschernobyl größer als in Fukushima. Was die Langzeitfolgen anbelangt könnte es allerdings umgekehrt sein. Der Reaktor von Fukushima ist jedoch mit dem von Harrisburg vergleichbar, der ebenfalls über ein Containment verfügte.


      Wie folgenschwer die Katastrophe von Fukushima für die Überlebenden, ihre Heimat und die Zukunft ihrer Kinder letztendlich sein wird, ist schwer zu beurteilen. Fest steht jedoch, dass der Super-GAU zu einer erheblichen radioaktiven Kontamination von Luft, Böden, Wasser und Nahrungsmitteln in der land- und meerseitigen Umgebung der Anlage geführt hat. Für etwa 150 000 Einwohner, die das Gebiet verlassen mussten, wird es keine Rückkehr mehr geben. Hunderttausende in landwirtschaftlichen Betrieben zurückgelassene Tiere verhungerten.


      Als Folge der Katastrophe müssen allein in der Provinz Fukushima Lagerstätten für rund 90 Millionen Kubikmeter radioaktiv verseuchte Erde, Laub, Trümmerteile und andere Abfälle geschaffen werden. Das berichtete die Lokalzeitung Fukushima Mimpo unter Berufung auf Vizeumweltminister Hideki Minamikawa. Die Menge entspreche dem Volumen von bis zu 72 großen Baseball-Stadien, hieß es. Aber nicht nur in Fukushima, auch in sieben anderen Provinzen, in denen es radioaktiven Niederschlag gegeben hat, müssen vorübergehende Anlagen zur Lagerung verstrahlten Abfalls gebaut werden.


      Die japanische Atomaufsicht hatte das Ereignis in Absprache mit dem Betreiber zunächst in die Kategorie 4 (entspricht Unfall) auf der INES-Skala eingestuft, was begrenzte Schäden am Reaktorkern und geringe Freisetzung von radioaktivem Material mit schwerer Kontamination des Personals bedeutet. Später musste sie aufgrund der 
       Menge an freigesetzten radioaktiven Stoffen das Ereignis – wie das von Tschernobyl – der Höchststufe 7 (entspricht katastrophaler Unfall) zuordnen. Dies bedeutet schwerste Freisetzung von radioaktivem Material, Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt in einem weiten Umfeld sowie gesundheitliche Spätschäden über große Gebiete, gegebenenfalls in mehr als einem Land.


      Im Gegensatz zu Tepco hatte die Umweltorganisation Greenpeace allerdings von Anfang an behauptet, dass der Betreiber schon kurz nach dem Erdbeben von der Kernschmelze des AKW gewusst oder sie vermutet habe, das Ereignis also der Kategorie 7 hätte zuordnen müssen. Koichiro Nakamura, Sprecher der japanischen Agentur für Nuklearsicherheit, hatte dies ebenfalls bereits einen Tag nach dem Tsunami für möglich gehalten – einen Tag später musste er zurücktreten. Auch US-Experten hielten eine massive Kernschmelze von Anfang an für wahrscheinlich. Die beobachteten radioaktiven Isotope, sagte Kimberlee Kearfott, Professorin für Nuklearsicherheit an der Universität Michigan, ließen keinen anderen Schluss zu.


      Nachdem Tepco zunächst angegeben hatte, dass bis zur Kernschmelze in Reaktor 1 15 Stunden vergangen seien, die Schmelze also auf den Tsunami-bedingten Ausfall der Kühlung des Reaktors und seiner Notsysteme zurückzuführen sei, musste der Betreiber später zugeben, dass die Kernschmelze in Reaktor 1 schon fünf Stunden nach dem Erdbeben eingetreten war, ebenso die in den Reaktoren 2 und 3, dass also die Druckkammern aller drei Reaktoren geborsten waren. Dadurch lief Kühlwasser aus, die Brennstäbe lagen blank, erhitzten sich und schmolzen. Nicht der Tsunami und die Zerstörung der Notkühlsysteme löste somit die Kettenreaktion aus, sondern das Beben selbst hatte 
       den Reaktorkern leckgeschlagen. Die große Explosion, die das AKW zum Erstaunen vieler Experten zerstörte, war demnach eine Folge der durch das Beben verursachten Kernschmelze.


      Diese dem Laien müßig erscheinende Diskussion über scheinbar unerhebliche Zeitunterschiede ist aber für Ingenieure, Tepco und andere Betreiberfirmen von elementarer Bedeutung. Denn je früher der GAU begann, desto wahrscheinlicher war hierfür das Erdbeben verantwortlich, je später, der Tsunami. Damit Tepco an seiner Position festhalten konnte, seine Kraftwerke seien gegen Gefahren geschützt, für die sie ausgelegt waren – vor allem Erdbeben -, wurde der Tsunami angeschuldigt, gegen den Tepco von Beginn an zugegeben hatte, nicht genügend gerüstet gewesen zu sein. Es brauchte zwei Monate, bis die Betreibergesellschaft und die japanische Regierung die neuen Erkenntnisse zugaben. Und es ist bis heute nicht klar, ob beide diesen Sachverhalt nicht gekannt oder gekannt aber bewusst falsch dargestellt haben.


      Anfang November 2011 wurde In Reaktor 2 Xenon 133 und 135, das in wenigen Stunden bis Tagen zerfällt, als Zeichen von »frischen« Kernspaltungsprozessen gefunden. Xenon in großen Mengen wurde auch unmittelbar nach der Reaktorhavarie gemessen. Ein internationales Forscherteam ist nun nach Auswertung der Messergebnisse zu dem Ergebnis gekommen, dass Xenon schon vor dem Tsunami aufgetreten war, dass also entgegen offizieller Darstellungen das Erdbeben schon vor dem Tsunami mindestens einen Reaktor beschädigt hatte.


      Wusste also Tepco schon kurz nach dem Erdbeben von der Kernschmelze und hat die Verstrahlung der Arbeiter und des Meerwassers in Kauf genommen? Das zumindest 
       behauptet Greenpeace und stützt sich dabei auf eine eigene Studie. Zahlreiche andere unabhängige Experten waren zu ähnlichen Vermutungen gekommen. Auch in der Studie des britischen Ingenieurs John Large heißt es, dass Tepco innerhalb der ersten 24 Stunden des Unfalls direkten Zugang zu Daten hatte, welche die rasch ansteigenden Temperaturen im Druckbehälter sowie eine Kernschmelze offensichtlich gemacht hätten.


      Später machte dann auch Yukiya Amano, der Chef der IAEA, die Betreiberfirma Tepco für die Havarie der Reaktoren verantwortlich. Bis dahin hatte auch er die Position vertreten, der Unfall sei durch eine nicht vorhersehbare Naturkatastrophe ausgelöst worden, nicht durch menschliches Versagen oder Konstruktionsfehler. »Im Nachhinein betrachtet«, stellte er fest, »waren die Sicherheitsmaßnahmen, die der Betreiber ergriffen hat, nicht ausreichend, um den Unfall zu verhindern.«


      Nicht für das Erdbeben und den Tsunami, wohl aber für die Nuklearkatastrophe tragen die Betreiberfirma Tepco und die japanische Regierung und deren Vorgängerin die volle Verantwortung. Tepco hat, was viele wussten, in der Sicherheit geschlampt, bei Kontrollen betrogen und sich gegen Verbesserungen der Sicherheit gewehrt. Kühlpumpen und Generatoren sollen jahrelang nicht kontrolliert und Wartungsprotokolle gefälscht worden sein, sodass es durchaus möglich ist, dass die Notstromaggregate bereits vor dem Tsunami schon nicht mehr intakt waren.


      Noch lange nach der Katastrophe hat die Regierung Tepco selbst weitermachen lassen und in täglichen Bulletins das veröffentlicht, was ihr die Betreiberfirma an Informationen zukommen ließ. Auch hat sie nicht ausländische Hilfe angefordert, wie dies bei einem derartigen Ereignis mit 
       der IAEA als internationale Hilfsaktion vereinbart war. Aber die Bevölkerung verharrte in stoischer Ruhe und vertraute den offiziellen Verlautbarungen, weil man ihr stets versichert hatte, dass ihre AKWs sicher seien.


      Als Tepco erst zwei Wochen nach dem GAU einen Messfehler und die 100 000-fach erhöhte Strahlung am Reaktorblock 2 eingestand, versprach der Regierungssprecher, dass man die Öffentlichkeit jetzt aufrichtiger (!) und detaillierter über den Unfall informieren werde. Welch ein Versprechen!


      Wenn auch nicht in technischer, so doch wenigstens in kommunikativer Hinsicht hätten die Japaner aus Tschernobyl lernen können und müssen. Aber sie haben es nicht: die Regierung nicht, die Aufsichtbehörde nicht, und der Betreiber nicht. Das Informationsverhalten war nicht nur dilettantisch, es war kriminell. Immer wieder wurde die Situation beschönigt, wurden bewusst falsche Meldungen herausgegeben.


      



      Fukushima machte das Wort »Restrisiko« zum Wort des Jahres. Jeder nahm es in den Mund, und jeder verstand darunter etwas anderes. Sascha Adamek meint in seinem Buch Die Atom-Lüge: »Es gibt Worte, die lügen, sobald sie gedruckt oder ausgesprochen werden«, und er rechnet auch das Wort Restrisiko zu dieser Rubrik.


      Vielleicht ist das Wort selbst gar kein Lügenwort, aber es lässt sich mit ihm gut lügen, denn technische Pannen, Unglücke und Katastrophen lassen sich mit ihm immer so darstellen, wie man es gerade braucht. Nach Fukushima hat es buchstäblich einen Boom mit dem Wort gegeben, und jeder, ob Politiker oder Wirtschaftsboss, Journalist oder Industriekritiker, setzte es für seine Zwecke ein.


      Im Lexikon zur Kernenergie des Forschungszentrums Karlsruhe wird Restrisiko wie folgt erklärt: »Nicht näher zu definierendes, noch verbleibendes Risiko nach Beseitigung beziehungsweise Berücksichtigung aller denkbaren quantifizierbaren Risiken bei einer Risikobetrachtung.«


      Dies heißt, dass wenn der Ingenieur alle bei seiner Risikobetrachtung denkbaren quantifizierbaren Risiken beseitigt beziehungsweise berücksichtigt hat, hat er damit seine Aufgabe auch erfüllt. Der Leiter des Bereichs Kernkraftwerke beim VGB Power Tech, Ludger Mohrbach, hat historische Daten zu Tsunamis ausgewertet und gefunden, dass in Japan im Schnitt alle 36 Jahre eine über zehn Meter hohe Flutwelle zu erwarten sei, die Atomanlagen des Landes aber nur bis zu einer Höhe von sieben Metern ausgelegt sind. Deshalb drohe rein statistisch gesehen alle 30 bis 35 Jahre die Havarie eines Kraftwerks, wie dies nun in Fukushima geschehen war, weswegen Mohrbach zu dem Schluss kommt: »Fukushima hat mit Restrisiko nichts zu tun.«


      Was nichts anderes heißen kann, als dass der Katastrophe eine falsche, nicht ausreichende Auslegung der Anlagen gegen Tsunamis und wohl auch gegen Erdbeben zugrunde lag. Dass also die japanischen Ingenieure bei ihrer Risikobetrachtung ihre Aufgaben nicht ordentlich gemacht haben, denn Tsunamis gehören in Japan nicht nur zu den denkbaren, sondern auch zu den mehr oder weniger quantifizierbaren Risiken.


      Wenn man in Japan weiter auf Kernenergie setzen will, wird man also in Zukunft die Reaktoren noch erdbebensicherer und die Schutzmauern gegen Überflutungen noch höher machen müssen, was das Risiko zwar reduziert, aber auch dann nicht zu »absoluter« Sicherheit führt.


      Und dies ist auch der Hauptgrund, warum der Begriff 
       Restrisiko so unglücklich ist und in der Öffentlichkeit zu permanenten Missverständnissen Anlass gibt. Er erweckt bei uns nämlich den Eindruck, dass die Beseitigung eines restlichen Risikos durchaus möglich und absolute Sicherheit damit erreichbar sei, aber aus irgendeinem Grund – zum Beispiel weil zu teuer – nicht erfolgt. Dem ist natürlich nicht so. Nicht jedes Risiko ist vorhersehbar, und nicht jedes vorhersehbare Risiko ist mit Geld zu beseitigen.


      Wenn über die Sicherheit einer technischen Großanlage gesprochen wird, dann muss zunächst alles mit einbezogen werden, was es an vorhersehbaren und berechenbaren Risiken gibt. Und all das, was nicht vorhersehbar und nicht berechenbar ist – wozu vor allem die dem Menschen eigene Unzulänglichkeit und kriminelle Energie gehören -, ist das, was man Restrisiko nennt. Und insofern haben Fukushima und Ereignisse dieser und ähnlicher Art immer auch etwas mit Restrisiko zu tun. Von der deutschen Rechtsprechung wird Restrisiko als ein zumutbares, ein akzeptables Risiko erklärt.


      Restrisiko – und das ist das Fazit meiner Ausführungen zu diesem Thema – kann man nicht beseitigen. Denn könnte man es, gebe es ja absolute Sicherheit. Die aber gibt es nicht, auch wenn es uns immer wieder vorgegaukelt wird. Dieser schöne Glaube an die Vollkommenheit der Technik hängt vor allem damit zusammen, dass Technik im Laufe ihrer Geschichte immer sicherer wurde und immer noch sicherer wird, sodass mit dem Begriff höchste Erwartungen verbunden werden, also unter Sicherheit eine verständlicherweise »absolute« Sicherheit verstanden wird.


      Auch wenn ein Restrisiko nie völlig zu beseitigen ist, so kann man es dennoch verringern, denn jede Technik kann immer noch sicherer gemacht werden, vor allem dadurch, 
       dass man aus Fehlern und Unglücken lernt: Trial and Error, Versuch und Irrtum. So kann man die Häuser gegen noch stärkere Beben und die Dämme gegen noch höhere Fluten noch stärker und höher, also sicherer machen. Allerdings ist dies auch immer mit einem Aufwand verbunden – also mit Kosten. Inwieweit eine Risikominimierung im Einzelfall sinnvoll und der finanzielle Aufwand hierfür vertretbar ist, muss die Gesellschaft entscheiden und – falls sie sich dafür entscheidet – auch tragen.


      



      Während bei »normalen« Industriekatastrophen die Folgen relativ überschaubar und die Schäden letztendlich beseitigbar sind, sieht es bei einem Reaktorunfall nun doch anders aus. Der Unterschied zu allen anderen Unfällen mit Katastrophencharakter besteht vor allem darin, dass der durch den havarierten Reaktor entstandene Schaden bleibt, dass man die mit ihm für Mensch und Umwelt verbundenen Folgen nicht mehr los wird, dass diese mit der Havarie eigentlich erst beginnen. Der Unfall ist ein Anfang ohne ein Ende.


      Und dies hätte man aus Tschernobyl eigentlich bereits lernen können: dass es aus einer Reaktorhavarie bezüglich der Folgen für Mensch und Umwelt kein neues Lernen gibt. Alles war bekannt, darin liegt die eigentliche Tragödie.


      Sprechen wir im Zusammenhang mit Restrisiko auch von den so viel diskutierten Grenzwerten, denn auch sie gaben nach Tschernobyl und Fukushima Anlass zu Missverständnissen und verwirren auch bei andern Gelegenheiten immer wieder.


      Von vielen Dingen, die wir tun, die uns umgeben oder denen wir ausgesetzt sind, und deren Unbedenklichkeit sich nur unzureichend abschätzen lässt, wird vorsorglich 
       davon ausgegangen, dass schon sehr geringe Aufnahmemengen ein potenzielles Risiko darstellen, ohne dass dieses konkret belegt oder quantitativ beziffert werden könnte. Hierfür benötigen wir den Sachverstand von Experten, die uns sagen müssen, ob sie eine bestimmte Gefahr für vertret- und zumutbar – also für akzeptabel – halten oder nicht. Ihre Abwägung äußert sich in Form von Toleranz-und Grenzwerten, die zwar auch auf Fakten, aber letztlich auf Abschätzungen beruhen. Solche fiktiven Grenzwerte garantieren natürlich keinen absoluten Schutz, sie stellen nur den bestmöglichen Schätzwert dar. Die Überschreitung einer aus Vorsorgegründen festgelegten Grenze bedeutet also nicht zwangsläufig so etwas wie das Überschreiten einer Grenze von sicher nach gefährlich.


      Wie verwirrend der Umgang mit Grenzwerten sein kann, demonstrierte auch nach Fukushima die EU-Kommission: Die für die EU geltenden Grenzwerte für die Radioaktivität japanischer Importprodukte wurden am 25. März per Eilverordnung nicht herabgestuft, sondern heraufgesetzt, also nicht verschärft, sondern abgeschwächt, was später wieder rückgängig gemacht wurde. Und in Japan hat das Erziehungsministerium die maximale Strahlendosis, der Kinder in der Schule und im Kindergarten pro Stunde ausgesetzt sein dürfen, auf 3,8 Mikrosievert hoch gesetzt, was allerdings noch im Rahmen der Empfehlungen der Internationalen Strahlenschutzkommission für Strahlenunfälle liegt.


      Wie weit so ein Grenzwert von der Realität abweichen kann, zeigt das Beispiel des Ausbruchs des Vulkans Eyjafjallajökull 2010 in Island. Seine gigantischen Aschewolken brachten den europäischen Flugverkehr teilweise völlig zum Erliegen. Der wirtschaftliche Schaden war enorm, 
       etwa 3,5 Milliarden Euro weltweit, mehr als eine Milliarde alleine für die Fluggesellschaften. Als es 2011 zu einem ähnlichen Vulkanausbruch auf Island kam, lagen Grenzwerte vor, die auf Messungen beruhten, die das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) mit einem Spezialflugzeug ein Jahr zuvor in der Aschewolke vorgenommen hatte. Nach diesen lag die Aschekonzentration bei allen Messflügen weit unter dem Grenzwert von zwei Milligramm, der 2010 aufgrund von Expertenmeinungen festgelegt worden war. Was nichts anderes bedeutet, als dass bei Zugrundelegung der neuen auf Messwerten beruhenden Grenzwerte 2010 kein einziger Linienflug hätte ausfallen müssen.


      Wenn sich der Bürger also fragt, wieso Grenzwerte mal eben nach oben oder unten verschoben werden können, dann muss man ihm sagen, weil sie fiktiv sind und auch wirtschaftlichen Einflüssen unterliegen. Deswegen muss immer wieder betont werden, dass Grenzwerte zwar nicht willkürlich festgelegt, sondern aufgrund vorliegender Erfahrungen von Experten empfohlen werden, dass aber die endgültige Festlegung eine politische ist.


      



      Unser ganzes Leben, machen wir uns das klar, besteht aus Experimenten. Jeder von uns nimmt an solchen Experimenten teil, ob man nun ein Auto besteigt, ein Arzneimittel einnimmt oder sich in der Sonne bräunen lässt. Und aus dem, was passiert – dem Autounfall, der Arzneimittelnebenwirkung, dem Hautkrebs – kann man etwas lernen.


      Experimente allerdings, aus denen wir – wie bei der Nutzung der Kernenergie – nichts weiter lernen können als das, was wir ohnehin schon wissen, von denen sollten wir, auch wenn sehr selten etwas dabei passiert, die Finger lassen.


      Wenn wir uns also darüber im Klaren sind, dass die vollkommene Reduzierung eines Restrisikos schon allein wegen der Fehlbarkeit des Menschen niemals möglich ist, und dass wir eine Generationen umfassende Vernichtung von Leben und Lebensraum nicht wollen können, dann bleibt uns gar nichts anderes übrig, als uns von solchen Technologien zu verabschieden, die potenziell die Apokalypse in sich tragen.
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    Schweigen, Vertuschen, Beschönigen


    Eine Katastrophenbilanz


    



    



    Die großen Industriekatastrophen der Vergangenheit zeigen nicht nur die nicht immer beherrschbaren Risiken der Technik, sondern sind auch traurige Beispiele für unsachgemäßen, sorglosen und falschen Umgang mit ihr. Einige von ihnen wären durch verbesserte Sicherheitseinrichtungen oder bei Beachtung der vorgegebenen Vorsichtsmaßnahmen vermeidbar gewesen.


    Während es bei Unglücken von Katastrophendimension fast immer zu einem »unglücklichen Zusammentreffen« von widrigen Umständen kommt, gibt es andererseits auch »glückliche Umstände«, die eine Katastrophe verhindern oder zumindest in ihrem Ausmaß reduzieren. Sonst sehe die Katastrophenbilanz der Großindustrien noch sehr viel schlechter aus.


    Einige Beispiele zeigen, dass es zu Katastrophen gekommen ist, weil meist aus Kostengründen auf besondere Sicherheitsmaßnahmen kein Wert gelegt wurde, oder dass von Experten Warnungen ausgesprochen wurden, diese aber keine Beachtung fanden.


    Die von mir beschriebenen Ereignisse zeigen zudem, dass hochkomplexe technische Systeme umso anfälliger für Katastrophen werden, je gewaltiger die Organisationen 
     sind, die sie betreiben (NASA). Verantwortlich für die negativen Auswirkungen großtechnologischer Anlagen sind vor allem die Betreiber, denn sie haben oft keine Skrupel, Risiken immer wieder bewusst in Kauf zu nehmen (Challenger, Deepwater Horizon) oder auf risikoreduzierende Maßnahmen zu verzichten (Seveso, Bhopal).


    Auch muss man aufgrund gemachter Erfahrungen davon ausgehen, dass sich nach Katastrophen in Bezug auf Sicherheit wenig ändert. Die maroden Anlagen (Bhopal) oder veralteten Schiffe (Exxon Valdez), die ein Unglück ausgelöst haben, werden mit minimalem Aufwand wiederhergestellt und gelangen in die Hände neuer Besitzer, wonach sie meist unter neuem Namen weitermachen (aus Windscale wurde beispielsweise Sellafield) – nichts soll an die unrühmliche Vergangenheit erinnern. Gleiches gilt auch für das unternehmerisches Verhalten: Kein Innehalten und Umdenken, stattdessen Arroganz und Rücksichtslosigkeit.


    Stellvertretend für rücksichtsloses Verhalten vieler nenne ich die schonungslose Erdölförderung des britisch-niederländischen Ölkonzerns Royal Dutch Shell im Nigerdelta. Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) geht davon aus, dass die Schäden und Gefahren, die Shell dort angerichtet hat, erst in 25 bis 30 Jahren wieder behoben sein werden, der Sachschaden geht in die Milliarden. Neben den Beeinträchtigungen des Trinkwassers und damit den Folgen für die Gesundheit der Menschen seien vor allem die Mangrovenwälder in Gefahr, heißt es in dem Bericht vom Sommer 2011. Die Lecks in den Leitungen müssten dringend gestopft werden, um weitere Verunreinigungen zu stoppen. Obwohl Shell also wusste, dass die Leitungen defekt sind, Öl verlieren und Menschen 
     und Umwelt schädigen, wurde weiter gefördert und erst auf massive Kritik hin reagiert man. Nach Schätzung von Umweltschützern sind in den vergangenen Jahrzehnten mindestens zwei Milliarden Liter Öl unkontrolliert ins Nigerdelta geflossen – mehr als doppelt so viel wie bei der Ölpest im Golf von Mexiko.


    Lange Zeit hatte der Konzern eine Mitschuld von sich gewiesen. Jetzt sagt der Schweizer Peter Voser, der dem zweitgrößten Energiekonzern der Welt vorsteht: »Wir werden helfen, wo immer wir können. Shell ist bereit, jegliche Verschmutzung in Nigeria zu beseitigen«, fügt aber auch gleich hinzu, »unabhängig davon, ob sie durch uns oder durch Sabotage oder Vandalismus entstanden ist.«


    Industrieunglücke haben Menschen nicht nur geschadet, sie haben auch ihr Vertrauen in die Betreiber von Technik und in die Technik schlechthin missbraucht. Denn das den Katastrophen folgende Kommunikationschaos bestand nicht nur darin, dass die Bevölkerung zu spät und zu unverständlich informiert wurde (was praktisch auf alle Unfälle zutrifft), sondern auch darin, dass Verursacher und Staat die Leute zuerst im Dunkeln gelassen und dann schlichtweg belogen haben.


    So ist es nicht verwunderlich, dass wir bei Katastrophen schnell nervös reagieren. Dass wir uns in der Flut von halbwahren und richtigen, irrtümlichen und möglichen, falschen und gefälschten Informationen, mit denen wir überflutet werden, überhaupt noch einigermaßen zurechtfinden, zeigt eigentlich nur, dass das, was man den gesunden Menschenverstand nennt, so leicht nicht außer Betrieb zu setzen ist.


    Jedenfalls ist unser Vertrauen in die Fähigkeit der Industrien, Zwischenfälle und Katastrophen zu beherrschen, 
     und zwar in technischer wie in kommunikativer Hinsicht, nicht mehr groß. Die vielen Beispiele der Vergangenheit, von Seveso bis Bhopal, von Windscale über Tschernobyl bis Fukushima, rechtfertigen diese Skepsis.


    Angesichts der Zahl der Opfer, der nach wie vor unüberschaubaren Folgen und einer inzwischen höchst sensibilisierten Öffentlichkeit werden Katastrophen, wie wir sie kennengelernt haben, eine nüchterne Analyse in Zukunft kaum noch zulassen, vor allem auch deshalb, weil es kein Maß gibt, mit dem menschliches Leid gemessen werden könnte.


    Neben den angeführten Beispielen hat es weltweit noch zahlreiche weitere Unglücke bis Katastrophen gegeben, die bei uns weniger in die Medien gelangten. Ich nenne beispielhaft den Bereich Energie und Rohstoffe:


    Zwischen 2000 und 2010 ereigneten sich auf Bohr- und Ölförderplattformen fünf Unfälle mit 39 Toten, im gleichen Zeitraum 18 Öl-Unfälle mit erheblichen und nachhaltigen Auswirkungen auf die Pflanzen- und Tierwelt sowie existenzbedrohenden Schäden für die betroffenen Menschen.


    Von 2000 bis 2010 kam es zu sechs Chemieunfällen mit 244 Todesopfern.


    Im Bereich kerntechnische Anlagen gab es von 1980 bis 1989 sechs, von 1990-1999 zwei Unfälle und von 2000 bis 2009 einen Unfall, alle zumindest mit der Stufe 4 auf der internationalen INES-Skala einzuordnen.


    Von praktisch allen Dingen, mit denen wir uns umgeben haben und die wir benutzen, weil wir sie brauchen oder nützlich finden, gehen Gefahren aus, vor allem dann, wenn bei ihrer Verwendung Fehler gemacht werden. Ich nenne wichtige Beispiele:


    Im Bereich Straßenverkehr sind es Kraftfahrzeuge, Straßen 
     und Autobahnen, sowie Einrichtungen der Verkehrsregulierung, im Luftverkehr Flugzeuge, Flughäfen und Einrichtungen der Flugsicherung.


    Beim Wasserverkehr sind es Personenschifffahrt und Fährverkehr, die Container- und Tankschiffe.


    In der Chemie sind es die großtechnischen Anlagen und ihre Produkte: Chemikalien für den häuslichen und gewerblichen Gebrauch, herkömmliche oder gentechnisch erzeugte Agrarprodukte, in der pharmazeutischen Industrie Medikamente und Impfstoffe.


    Und im Bereich der Energiewirtschaft sind es Bergwerke, Wärme- und Kernkraftwerke, Bohrplattformen und Ölgewinnung, Anlagen der Nutzung von Wind, Wasser und Sonne.


    Viele dieser Dinge, wie beispielsweise Autos, Flugzeuge und Arzneimittel, sind bereits erstaunlich sicher und werden laufend sicherer gemacht. Andere – wie manche großtechnische Anlagen – könnten mit zusätzlichem Aufwand noch wesentlich sicherer gemacht werden. Und wieder andere fallen in den Bereich Hochrisikotechniken, wie die Nutzung der Kernkraft, die vom Betreiben bis zur Entsorgung und Endlagerung derart große und zumindest mit unseren heutigen Möglichkeiten unlösbare Probleme mit sich bringen, dass die politische und gesellschaftliche Diskussion über den Verzicht auf sie vollkommen verständlich ist.


    Im Folgenden will ich für die in den vorangegangenen Kapiteln angeführten Beispiele eine Bilanz ziehen, also bestimmte unternehmerische Verhaltensmuster erkennbar machen, die sich trotz aller Unterschiedlichkeit wie ein roter Faden durch diese Ereignisse hindurchziehen und auch auf viele der hier nicht genannten Unfälle zutreffen sollten. 
    


    
      

      Schweigen


      Schweigen, so lange es geht, steht bei allen Katastrophen an erster Stelle der Unternehmensstrategien. Seine Dauer hängt davon ab, für wie lange es von der Unternehmensführung für zweckmäßig gehalten wird. Meist liegt es zwischen Stunden und Tagen, kann aber auch länger andauern.


      Gewiss, im Augenblick der Katastrophe ist es nicht immer möglich, sofort ihre Ursachen zu erkennen und das Richtige zu sagen. Was man sagt, kann kurz darauf schon wieder falsch sein. Außerdem besteht bei technischen Pannen zunächst immer noch die Möglichkeit, dass sich der Schaden am Ende als begrenzt erweist. Deshalb wird zunächst – um die Öffentlichkeit nicht hellhörig zu machen – geschwiegen, um nicht etwas zu sagen, was vielleicht gar nicht passiert ist oder nur möglicherweise eintreten könnte.


      Auch wenn bei einem Großereignis von der Kategorie Seveso oder Tschernobyl die verständlicherweise stark beunruhigte Bevölkerung etwas hören will, so wird zunächst geschwiegen. Und wenn dann endlich doch etwas gesagt wird, dann ist das, was gesagt wird, oft falsch. Die ersten Mitteilungen sind meist so formuliert, dass das Gesagte zwar wahr sein könnte, sich später dann aber als falsch und oft als bewusstes Lügen herausstellt.


      Warum wird geschwiegen? Dafür gibt es verschiedene Gründe, die meisten sind taktischer Art. Oft hängt die Entscheidung des Unternehmens, welche Information wann nach außen abgegeben wird, weniger von den Empfehlungen der Öffentlichkeitsarbeiter als von den Anweisungen der Juristen ab. Und die interessieren sich in Krisensituationen 
       weniger für die Ängste der Bevölkerung oder das Erscheinungsbild des Unternehmens als primär für seine Haftung. Nicht das, was durch offene Information in der Öffentlichkeit an Glaubwürdigkeit gewonnen wird, sondern das, was durch voreilige Information eines Tages gegen das Unternehmen verwendet werden könnte, steht im Vordergrund juristischer Überlegungen.


      Der juristische Rat an die Unternehmensleitung ist deshalb immer der gleiche: Zunächst schweigen, und dann nur das sagen, was juristisch geprüft und formuliert ist. Durch die schrittweise juristische Prüfung der Situation entsteht dann die uns allen bekannte scheibchenweise Information.


      Was für die Juristen die Haftung ist, sind für den Staat die politischen Konsequenzen. Hinter unternehmerischem Schweigen steckt deshalb sehr oft auch ein politisch motivierter Druck der Regierung.

    


    
      

      Vertuschen


      Schweigen und Vertuschen gehen gewöhnlich Hand in Hand. Meist sind sich die Ingenieure und Techniker vor Ort ziemlich bald im Klaren darüber, was passiert ist, wissen aber nicht so rasch, ob, wie und wann das Problem zu beheben ist. Um Zeit zu gewinnen heißt es also, den wahren Grund für den Unfall und das Ausmaß des Unglücks zunächst einmal zu verschweigen. Und oft wird erst dann etwas herausgelassen oder bestätigt, wenn externe Fachleute ihre Vermutungen äußern. Das, was schlussendlich zugegeben wird, weil es sich nicht mehr verheimlichen lässt, wird heruntergespielt und bagatellisiert. Dieses Manöver 
       ist in allen von mir diskutierten Beispielen zu erkennen.


      Der Staat verfährt mehr oder weniger nach dem gleichen Muster, wie wir das zuletzt nach Fukushima eindrucksvoll praktiziert bekamen. Großkonzerne und staatliche Organe sind in Katastrophensituationen fast immer Komplizen.


      Und weil so lange geschwiegen und vertuscht wird, gelangen Meldungen über Zwischenfälle und ihre Ursachen meist von externen Quellen an die Öffentlichkeit, selten vom betroffenen Unternehmen selbst, manchmal aber auch von unzufriedenen Mitarbeitern. Erste Meldungen über Tschernobyl kamen von den Schweden, die über den Brand in Schweizerhalle von der Basler Polizei, die über Bhopal von Passanten, Betroffenen und Journalisten. Auf die frühzeitige Kernschmelze in Fukushima und deren eigentliche Ursache wurde zuerst von Greenpeace hingewiesen, Experten anderer Länder schlossen sich der Vermutung an.


      Es gibt noch einen anderen Grund für das Vertuschen, der vermutlich öfter als bekannt vor allem bei Beinahekatastrophen eine Rolle spielt. Nehmen wir an, ein winziger technischer Defekt innerhalb eines Produktionsablaufs führt zu einem kleinen Zwischenfall, der nach außen noch keine Folgen hat, Mensch und Umwelt also nicht belastet. Nun ist jemand für den reibungslosen Ablauf und damit auch für die Panne verantwortlich. Aber kein Mensch ist gerne bereit, einen Zwischenfall auf sich zu nehmen. Also versucht er das Ganze zu vertuschen, in der Hoffnung, dass nichts bemerkt wird und sich die Folgen in Grenzen halten. An höherer Stelle wird kontrolliert und entdeckt und wegen einer gewissen Mitverantwortung auch wieder vertuscht, bis irgendwann einmal jemand diesen Prozess 
       durchbricht und den Zwischenfall an die Öffentlichkeit bringt. Meist passiert dabei nichts, aber manchmal kann auch Zeit verloren gegangen und der Schaden groß geworden sein.


      Aber nicht nur in der Kernenergie, auch in anderen Industriebereichen – Chemiefabriken, Ölförderanlagen, Gefahrenguttransporten – wird bei Unfällen von Katastrophendimension all das praktiziert, wofür die Reaktorbetreiber mittlerweile bekannt wurden. Es ist dies also kein für die Nuklearunternehmen spezifisches Verhalten, wenn auch von ihnen zu einsamer Höhe kultiviert.


      Hat man nun, frage ich mich, aus den verschiedenen Industriekatastrophen der Vergangenheit nichts gelernt, oder hat man es nicht nötig gehabt, etwas dazuzulernen? Hat es nicht genug Zwischenfälle gegeben, bei denen sich Schweigen und Vertuschen für die Unternehmen letztlich nicht ausgezahlt haben? Bemerkt man nicht, dass auch über die vielen verheimlichten Beinaheunfälle schließlich doch Nachrichten durchsickern? Ist es Ignoranz oder Arroganz, wenn Unternehmen in der Krise eine Informationspolitik betreiben, von der man nicht weiß, ob man sie gefährlich oder einfach nur fahrlässig nennen soll? Vermutlich ist es beides.


      Allmählich sollte es den Verantwortlichen in Unternehmen und Politik eigentlich einleuchten, dass wo vertuscht auch vermutet, und wo Faules vermutet, von den Medien auch recherchiert wird. Und zwar umso hartnäckiger, je misstrauischer sie geworden sind.


      Eigentlich müsste es den Industrien auch klar sein, dass es wesentlich wirksamer ist, selbst die Wahrheit zu sagen, auch wenn diese unangenehm ist, als sie durch die Medien enthüllen zu lassen. Man läuft dabei zwar Gefahr, zunächst 
       einmal für den Zwischenfall verantwortlich gemacht zu werden, aber man setzt sich nicht der größeren Gefahr aus, als unglaubwürdig und als Lügner dazustehen.


      Man kann der Öffentlichkeit viel mehr zutrauen, als man glaubt, man muss sie nicht belügen, um sie zu schonen.

    


    
      

      Beschönigen


      
        

        »Alles ist unter Kontrolle«


        Üblich in Katastrophensituationen sind zunächst die Beteuerungen des Betreibers, alles »unter Kontrolle« oder »im Griff« zu haben. Hier ein Beispiel von vielen:


        Im August 2011 lief an der von Shell und Exxon (Esso) gemeinsam betriebenen Plattform Gannet Alpha in der zentralen Nordsee Öl aus. Vor der schottischen Nordseeküste breitete sich ein etwa 31 Kilometer langer und bis zu 4,3 Kilometer breiter Ölteppich aus. Der Maritime and Coastguard Agency wurden vom Betreiber keine Informationen über die Menge des ausgetretenen Öls und den Stand der Reparaturarbeiten gegeben, das Leck »sei unbedeutend«, hieß es. Dabei handelte es sich nach Angaben der britischen Behörden um den größten Störfall dieser Art seit mehr als einem Jahrzehnt. Als es nach tagelangen Bemühungen schließlich gelang, das Leck zu schließen, wurde vom Konzern lediglich berichtet, dass die Lage »unter Kontrolle« sei, verbunden mit dem beruhigenden Hinweis, dass der Ölteppich »von den Wellen auf natürlichem Weg verteilt werde«.


        Wenn bei einem Industrieunfall die Situation von dem einen als »im Griff«, und von dem anderen als »ernst« oder »außer Kontrolle« dargestellt wird, so müssen wir annehmen, 
         dass keiner von beiden etwas Genaues weiß. Also gehen wir bei der eigenen Beurteilung der Lage erst einmal von der schlechteren Alternative aus. Eigentlich ist dies keine unverständliche Situation.


        Etwas nicht oder noch nicht zu wissen, wird in der Schadensbekämpfung selten zugegeben. Zwar wäre das für die Öffentlichkeit auch nicht gerade beruhigend, aber es ist immer noch besser, als mündige Bürger mit Lügen zu täuschen.

      


      
        

        »Für alle Zwischenfälle liegen Krisenfahrpläne vor«


        Dies ist eine ebenfalls gern gemachte und daher uns allen wohlbekannte Aussage. Bei Wikipedia heißt es: »Ein Krisenfahrplan ist ein Regelwerk, das während einer Krise die Vorgehensweise beschreibt und als Handlungskatalog dient.« Und von allen Betreibern großtechnischer Anlagen wird auch immer wieder behauptet, dass diese Einsatzpläne vorlägen, sodass eine Reihe von technischen und organisatorischen Maßnahmen unmittelbar nach Bekanntwerden eines Zwischenfalls eingeleitet werden können.


        Nun, vorliegen tun diese Pläne wohl, aber wie wenig sie offensichtlich nützen, haben uns die Bilder aus Fukushima gezeigt. Da sahen wir in und um den havarierten Reaktor umherirrende Menschen in weißen Schutzanzügen, die uns deutlich gemacht haben, dass man auch in einem hoch technisierten Land wie Japan im Katastrophenfall weniger strategisch als improvisatorisch vorgeht. Nicht, dass dies in so einer Situation nicht völlig verständlich und menschlich wäre, nur sollte man nicht so tun, als könne dies nicht so sein und als habe man alles und zu jeder Zeit im Griff. Das, was in Fukushima passiert, kam in den Handbüchern vermutlich gar nicht vor.


        Aber auch ohne Erbeben und Tsunami ist das mit dem fahrplanmäßigen Ablauf von Maßnahmen in einer Krisensituation so eine Sache. Bei einem Störfall im Herbst 2008 im AKW Brokdorf (Schleswig-Holstein) des Kraftwerksbetreibers E.ON, bei dem zufällig ein Fernsehteam des NDR anwesend war und drehte, wurde einem eindrucksvoll vor Augen geführt, was das Vorliegen von Einsatzplänen in der Praxis bedeutet. In dem Film sieht man, wie sich die Techniker nach einem optischen und akustischen Warnsignal in einer Schaltzentrale versammeln, Ordner öffnen, Schaltpläne ausbreiten und mit den Fingern kreuz und quer Linien nachfahren. Auf dem Video, das auch auf Facebook zu sehen war, ist zu erkennen, dass die automatisch erfolgte Störmeldung bei den Technikern Unklarheiten auslöste und offensichtlich mehr Fragen aufwarf als beantwortete, sodass das Problem bei Ende der Dreharbeiten noch nicht behoben war. Da die Szene dazu geeignet war, beim Zuschauer gewisse Zweifel an der Beherrschung ernster Probleme aufkommen zu lassen, verbot E.ON die Ausstrahlung, was vom Sender aber ignoriert wurde.


        Nun stellt sich ja der Laie unter der Schaltzentrale eines Kernkraftwerks etwas ganz Besonderes vor, wo ein Ingenieur ähnlich dem Flugkapitän in einem Cockpit oder einem Fluglotsen im Tower in einem bequemen Sessel sitzt und bei einem Störfall in aller Ruhe Knöpfe bedient oder auch nur das Einsetzen der automatisch ablaufenden Sicherheitsmaßnahmen beobachtet. Das Herauskramen von Schaltplänen, um die Störung zu verstehen, passt jedenfalls nicht in das Bild, das der Laie von einer Hightechanlage hat.


        Eigentlich bedeutet wirksames Katastrophenmanagement 
         nicht nur das Vorliegen von Einsatzplänen, wie beispielsweise im Bedarfsfall die Feuerwehr eingesetzt werden muss, sondern auch das Vorhandensein von Richtlinien, wie informatorisch vorgegangen werden soll, und wer im Unternehmen wie und wann die Öffentlichkeit zu unterrichten hat. Aber solche Krisenfahrpläne scheinen nicht vorzuliegen, denn noch jedes Mal haben wir erlebt, dass die nach außen abgegebenen Informationen – so denn überhaupt welche abgegeben werden – weder kompetent in der Sache noch verständlich in der Form sind.

      


      
        

        »Unsere Anlagen sind sicher«


        So lautet eine weitere uns ebenfalls bekannte Aussage, wobei die Betonung einmal auf unsere, ein andermal auf sicher liegt. Großtechnische Anlagen werden von ihren Betreibern grundsätzlich immer für sicher angesehen und die staatlichen Kontroll- und Überwachungsbehörden bestätigen ihnen dies natürlich auch, sonst hätten sie ja gar nicht genehmigt werden dürfen.


        Trotz dieser Beteuerungen versagt die Sicherheit einer Anlage oder eines technischen Systems aber immer wieder einmal, was dann auf allen Seiten größtes Erstaunen hervorruft. Und damit man nicht in die Kritik gerät und für mangelnde Verantwortung oder Vernachlässigung der Aufsichtspflicht zur Rechenschaft gezogen werden kann, heißt es dann gerne, dass die zuvor durchgeführten technischen Überprüfungen oder die regelmäßig erfolgten Kontrollen keine Auffälligkeiten gezeigt haben. Gleiches hört man nach Flugzeugabstürzen, Zugunglücken, Seilbahnabstürzen, Schiffsuntergängen, Busunglücken und ähnlichen Unfällen. Stets wurde alles regelmäßig und sorgfältig geprüft und für sicher befunden. Dass dies durchaus nicht 
         immer stimmt, dass Prüfungen nicht oder schlampig ausgeführt, notwendige Reparaturen nicht durchgeführt und sogar Prüfprotokolle gefälscht wurden, zeigen nicht nur die von mir diskutierten Beispiele.


        In die Enge getrieben, wird dann in solchen Situationen von den Unternehmern gerne auch mal der Verdacht auf Sabotage geäußert oder menschliches Versagen ins Spiel gebracht. Und natürlich auch immer wieder darauf hingewiesen, dass es eine absolute Sicherheit nicht gibt.

      


      
        

        »Menschliches Versagen«


        Viele Unfälle, Zwischenfälle und Katastrophen werden zunächst gerne dem berühmten »menschlichen Versagen« zugeschrieben. Bei Lokomotivführern, die ein Signal überfahren und bei Piloten, die vergessen haben, die Landeklappen auszufahren, oder bei Maschinisten in einer großtechnischen Anlage, die bestimmte Handgriffe nicht oder falsch durchführten, werden nicht zunächst technische Probleme diskutiert, sondern es wird meist von menschlicher Unzulänglichkeit ausgegangen. Statt als Unternehmen zu allererst einmal nach außen Verantwortung zu übernehmen, wird die Schuld im Sinne menschlichen Versagens zunächst untergeordneten Mitarbeitern in die Schuhe geschoben.


        Als typisches Beispiel hierfür nenne ich die Flugzeugkatastrophe, die sich am 20. August 2008 auf dem Madrider Flughafen Barajas ereignete. Dort war unmittelbar nach dem Abheben eine Maschine der Spanair vom Typ MD-82 abgestürzt. 18 Menschen überlebten, 154 starben. Auch bei diesem Unglück wurde als Erstes der Verdacht auf Pilotenfehler geäußert, denn die Vorflügel und Klappen, die der Maschine zum Start Auftrieb geben, waren nicht ausgefahren. 
         Da dies immer wieder einmal in der Hektik eines Abfluges vorkommen kann, gibt es hierfür ein Alarmsystem, das den Piloten hierauf aufmerksam machen soll. Dieses allerdings fiel bei diesem Flug aus.


        In zwei Gutachten wurden später schwere Vorwürfe gegen das Wartungspersonal erhoben. Die Techniker hätten die Ursache einer vor dem Start festgestellten Panne nicht entdeckt, das Flugzeug nicht korrekt abgefertigt und auch nicht gründlich genug nach der Fehlerquelle gesucht. Wichtiger sei ihnen gewesen, weitere Verzögerungen zu vermeiden und die Maschine starten zu lassen.


        Auch wenn die Piloten die Klappen nicht ausgefahren hatten, so war dennoch der eigentliche Grund des Absturzes nicht menschliches Versagen, sondern ein technischer Fehler, der nicht behoben werden konnte. Die Techniker hatten versucht, einen defekten Außentemperaturfühler, der bereits zum Abbruch eines ersten Starts geführt hatte, mit Eis abzukühlen. Da dies nicht gelang, entfernten sie kurzerhand eine Sicherung, die wiederum für den Ausfall der Alarmanlage bei nicht ausgefahrenen Klappen verantwortlich war. Unglücklicherweise war auch die Wartungszentrale der Fluggesellschaft so schwach besetzt gewesen, dass sie die Mechaniker nicht unterstützen konnte. So gab es, wie meist bei solchen Unglücken, ein unglückliches Zusammentreffen von mehreren Ursachen.


        Dass menschliches Versagen als Unglücksursache immer gerne angeführt wird, hat verschiedene Gründe:


        Derjenige, dem Versagen nachgesagt wird, kommt bei dem Unglück oft selbst ums Leben, kann sich also nicht mehr zu der Sache äußern. Im Sinne des Unternehmens ist dies die eleganteste Lösung.


        Mit der Vermutung, dass menschliches Versagen vorliegen 
         könnte, wird erst einmal eine Erklärung für den Zwischenfall abgegeben, mit der die Medien gefüttert und die Bevölkerung bei einem Großunglück einigermaßen beruhigt werden kann. Der Beruhigungseffekt liegt darin, dass Fehler etwas Persönliches sind und somit nicht zu erwarten ist, dass ein anderer sie wiederholt. Gerne wird dabei auch auf die Nichtbeachtung von Bedienungsanleitungen und Sicherheitsrichtlinien verwiesen, die, wie der Betreiber betont, zwar vorhanden waren, nur leider nicht beachtet wurden.


        Menschliches Versagen, wenn es sich schließlich als erwiesen herausstellt, ist für ein Unternehmen immer die beste Variante, vor allem in Hinsicht auf Haftung und mögliche Schadensersatzklagen. Bei menschlichem Versagen kommt der Betreiber am billigsten weg. Technische Fehler beziehungsweise Systemfehler hingegen sind für ein Unternehmen wesentlich schwerer zu begründen (siehe »Unsere Anlagen sind sicher«) und bedeuten meist als unangenehme Konsequenz, dass Schadensersatzklagen ins Haus stehen und Teile oder ganze Systeme einer Technik neu konzipiert oder sogar aufgegeben und neu konstruiert werden müssen. Dies spielt zum Beispiel bei der Auseinandersetzung zwischen der Fluggesellschaft Air France und dem Hersteller Airbus nach dem Unglücksflug AF447 eine zentrale Rolle.


        Der Verdacht, dass bei einem Zwischenfall geschwiegen, vertuscht und beschönigt wurde, ist für den investigativen Journalismus natürlich Anlass zu recherchieren.


        Die Journalistenvereinigung »Netzwerk Recherche« hat den Negativpreis für Auskunftsverweigerer in Politik und Wirtschaft »Verschlossene Auster« für 2011 den Energiekonzernen RWE, EnBW, Vattenfall und E.ON verliehen. 
         Zur Begründung hieß es, die Unternehmen hätten »beschönigt, beeinflusst und verheimlicht«. Heribert Prantl von der Süddeutsche Zeitung warf in seiner Laudatio den Konzernen »gefährliche, einseitige, marktmächtige Information« vor. Zugleich wurden mit dem Preis die Betreiber für »Verharmlosung von Gefahren und exzessiven Lobbyismus« ausgezeichnet. Während frühere Ausgezeichnete berechtigte Kritik einräumten, wies Guido Knott (RWE) die Vorwürfe der Jury in einer Gegenrede zurück.


        Wenn ich zum Schluss meiner Beispiele von industriellen Unglücken und Katastrophen der verschiedensten Art ein Fazit in rein technischer Hinsicht ziehe, dann ist es dies, was Charles Perrow so beschreibt: »Jede Katastrophe ist ein erzwungener Fehler – die unabdingbare Konsequenz dessen, dass in hochkomplexen technischen Systemen eine Vielfalt eng gekoppelter und schneller Prozesse auftritt, deren Interaktion vorab nicht zu kalkulieren ist.... Es wirft ein grelles Schlaglicht auf die alltäglichen Gefahren unserer Großtechnik, dass bislang noch nach jedem Unfall die Konstrukteure kopfschüttelnd einräumen mussten, sie hätten sich diese spezielle Störungskonstellation nicht vorstellen können.«


        Und deshalb sind die großen Katastrophen »normale« Katastrophen.
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    Reden, Verschweigen, Agieren


    Beruhigungsstrategien des Staates in Krisensituationen


    



    



    In jeder Art von Krisen- und Gefahrensituation, vor allem aber bei Industrie- und Umweltkatastrophen, erwarten wir Bürger von den zuständigen Organen des Staates rückhaltlose Aufklärung und rasche Information. Meist erwarten wir sie vergeblich. Statt zu informieren wird nichtssagend geredet, statt offenzulegen wird verschwiegen, statt zu handeln wird agiert.


    
      

      Reden


      Wenn bei einer Umweltkatastrophe, einem Reaktorstörfall oder einem Chemieunglück Staat und Politik zunächst nichts Genaues sagen können, wird erst einmal informiert: Der Regierungschef informiert, der zuständige Minister informiert, die Sprecher beider und die der Fraktionen und Parteien informieren. Da wollen natürlich auch Unternehmen, Verbände, Bürgerinitiativen, Umweltorganisationen, wirkliche und selbst ernannte Experten nicht zurück stehen – alle informieren.


      Während die einen nicht müde werden, vor die Kamera 
       oder ans Mikrofon zu gelangen, um auf sich und ihre Botschaften aufmerksam zu machen, vertrauen die anderen, für die sich Funk und Fernsehen nicht interessieren, ihre Kenntnisse wenigstens der Neue Osnabrücker Zeitung oder der Passauer Neue Presse an. Und jeder geht davon aus, dass das, was er sagt, für uns Bürger zu wissen wichtig sei.


      Es gibt Information, die Fragen zudeckt, und es gibt Information auf Fragen, die gar nicht gestellt wurden. Es werden auch Fragen beantwortet, ohne dass die Antwortenden Antworten geben. Aber Antworten auf Fragen, die uns im Moment eines Unglücks brennend interessieren, die gibt es selten.


      Ein Großteil der Arbeitskraft von Regierungsmitgliedern und Politikern wird in Krisenzeiten in die eigene Mediendarstellung investiert. Da bleibt wenig Zeit, sich auf Problemlösungen zu konzentrieren. Man achtet nur noch auf das, was die Medien über einen sagen. Der Politiker, der in dieser Zeit nachdenkt, bevor er redet, gerät ins Hintertreffen. Er wird von den Medien und damit von der Öffentlichkeit nicht wahrgenommen. Und nicht wahrgenommen werden ist für einen in der Öffentlichkeit Stehenden das Schlimmste überhaupt.


      Beim Informieren werden bestimmte Statements, Floskeln und Gemeinplätze gerne und immer wieder verwandt, weswegen sie den meisten von uns wohlvertraut sind.


      
        

        »So etwas kann bei uns nicht passieren«


        Hierzulande eines der beliebtesten und promptesten Statements, das sowohl vom Betreibern wie auch vom Staat gerne in die Diskussion geworfen wird. So erzählte man es der Bevölkerung nach Tschernobyl und Schweizerhalle, und so hieß es zuletzt wieder nach Fukushima.


        »Was in Fukushima passiert ist«, so Linde-Chef Wolfgang Reitzle in einem SZ-Interview, »kann hier nicht passieren.« Und da die technischen Anlagen sich meist nur schlecht bis gar nicht miteinander vergleichen lassen, scheint man solchen Aussagen auch nicht viel entgegenhalten zu können.


        Hierzu sagt Frank Schirrmacher in seinem Essay »Rhetorik und Realität« in der FAZ: »Man muss unterscheiden zwischen dem Eintritt des GAU, der überall anders sein kann, und zwischen der Fähigkeit der Menschen, ihn danach in den Griff zu bekommen. Das eine ist die Ausnahme, das andere aber – wie wir jetzt zum dritten Mal sehen – die Regel. Fukushima zeigt, dass Menschen im GAU atomare Prozesse, die sie eingeschaltet haben, nicht abschalten können. Das aber ist eine Erkenntnis von normativer Qualität. Was wir in Fukushima sehen, kann überall auf der Welt passieren.«


        Die Betreiber deutscher Kernkraftwerke werden Herrn Schirrmacher hierin vermutlich nicht zustimmen, denn sie sind davon überzeugt, dass nicht nur die Reaktoren bei uns stabiler, sondern auch die Betriebsmannschaften besser ausgebildet und ausgerüstet und somit auf Unvorhersehbares jederzeit eingerichtet sind: Sicherheitsqualität Made in Germany!

      


      
        

        »Zu keiner Zeit bestand für die Öffentlichkeit eine Gefahr«


        Diese immer wieder verwandte und zu unserer Beruhigung abgegebene Floskel kann man getrost als inhaltsleere Sprechblase betrachten. Für die Verursacher eines Zwischenfalls ist sie aber durch ihren ständigen Gebrauch mittlerweile durchaus zum Problem geworden, denn der 
         mit Lügen verwöhnte Bürger wird durch die Äußerung nicht etwa beruhigt, sondern eher hellhörig, weiß er doch, dass sich hinter der Äußerung meist das Gegenteil verbirgt.

      


      
        

        »Absolute Sicherheit gibt es nicht«


        »Ach wirklich?!«, möchte man zu diesem bis zum Erbrechen verwendeten Gemeinplatz sagen. Und ich frage mich, wie Manager und Politiker diese Binsenwahrheit immer noch als neue Erkenntnis in Umlauf bringen können. Aber vielleicht glauben sie ja tatsächlich etwas völlig Neues zu verkünden. Wie dem auch sei, was heißt sicher denn überhaupt?


        Sicher bedeutet gefahrlos, und da es nichts gibt, was völlig gefahrlos ist, kann Sicherheit nur ein angestrebtes, nie aber ein erreichbares Ziel sein. Der Sicherheitsbegriff hat seine Nützlichkeit heute weitgehend verloren, nicht nur angesichts der immer schwerer zu durchschauenden und zu beherrschenden technischen Entwicklungen, sondern auch angesichts unserer ständig zunehmenden Kenntnisse über die Komplexität des Menschen und seines natürlichen Umfelds in einer globalisierten Welt. Um in der Öffentlichkeit keine falschen Erwartungen hervorzurufen, sollte der Begriff möglichst vermieden werden.


        Weil sich der Begriff aber so gut anhört, wird er natürlich auch gerne verwendet. Da hörten wir im Zusammenhang mit dem 2011 durchgeführten Stresstest von einer Reaktor-Sicherheits-Kommission, welche die Sicherheit deutscher Kernkraftwerke nach neuen Standards überprüfen sollte. (Also gibt es unterschiedliche Standards von Sicherheit?) Oder wir lesen auf der Homepage des Deutschen Atomforums, dass »der gefahrlose (womit ja 
         wohl sicher gemeint ist) Betrieb von Kernkraftwerken in Deutschland durch weltweit anerkannte höchste Sicherheitsstandards verbrieft ist«. (Wenn Sicherheit verbrieft werden kann, warum hat man es nicht längst getan?) Oder dass »die heimischen Kernkraftwerke die internationalen Sicherheitsstandards nicht nur erfüllen, sondern sogar darüber hinausgehen«. (Also noch sicherer als sicher?)


        Diese Aussagen werden nur noch von Linde-Chef Reizle getoppt, der als studierter Diplomingenieur zur Sicherheit von Kernkraftwerken die erstaunliche Aussage macht: »Sie sollten so sicher sein, dass überhaupt kein Störfall mehr denkbar ist.« Ja, wenn nur alles, was denkbar ist, auch realisierbar wäre!


        Überall also tummelt sich dieses Wort Sicherheit. Man braucht sich somit nicht zu wundern, dass die Leute enttäuscht sind, wenn sie feststellen, dass es diese Sicherheit, die ihnen ständig vorgegaukelt wird, gar nicht gibt.


        »Bei der Frage der Sicherheit darf und kann es keine Kompromisse geben«, sagte die Kanzlerin im Anschluss an ein nach Fukushima eilig zusammengerufenes Ministertreffen im Kanzleramt. Auch wenn Frau Merkel Physikerin ist und auch einmal Bundesumweltministerin war, muss man ihr sagen, dass ihre Aussage den Charme reiner Unkenntnis besitzt. »Keine Kompromisse« klingt zwar gut, ist nun aber mal falsch. Bei Fragen der Sicherheit geht es immer um Kompromisse, und zwar zwischen dem technisch Machbaren und dem ökonomisch Möglichen. Entweder die Kanzlerin weiß das nicht, dann ist sie in Fragen der Sicherheit nicht die Richtige für uns, oder sie weiß es, sagt aber etwas anderes, dann ist sie auch nicht die Richtige.

        

    


    
      

      Verschweigen


      Nicht nur Reden gehört bei Katastrophen zum politischen Verhaltensrepertoire, auch das Verschweigen gehört dazu — Brust an Brust mit dem großtechnischen Unglücksverursacher. Der Reaktorunfall im britischen Windscale, bei dem am 10. Oktober 1957 die Brennstäbe in Brand gerieten und die Umwelt radioaktiv verseuchten ohne dass die Bevölkerung davon erfuhr, wurde tagelang verschwiegen und erst 30 Jahre später offiziell bestätigt. Er ist ein Beispiel dafür, dass Schweigen und Verschweigen in der Krise nicht nur für Industrieunternehmen, sondern auch für die Politik geläufige Praktiken sind.


      Vier Tage hatte es in Windscale gedauert, bevor die Verantwortlichen ein ausgebrochenes Feuer zugaben. Die Werksleitung begründete dies damit, dass man die Bevölkerung erst dann habe informieren wollen, wenn man ihr auch sagen konnte, ein Mittel zum Feuerlöschen gefunden zu haben. Und der britische Regierungschef hatte das Motiv, den Unfall (nach heutiger Einschätzung Stufe 5 auf der INES-Skala) herunterzuspielen, um nicht militärische Geheimnisse zu verletzen und dadurch das Vertrauen des politischen Partners USA zu verlieren. Vor allem aber sollte nicht die öffentliche Akzeptanz für eine Zukunftstechnologie, die damals noch am Anfang ihrer Entwicklung stand, gefährdet werden. Dies alles waren Gründe dafür, Menschen nicht vorsorglich zu evakuieren und sie damit bewusst einem gesundheits- und lebensbedrohenden Risiko auszusetzen.


      Tatsächlich sind aber durch dieses Taktieren nur Gerüchte und Spekulationen entstanden, die immer wieder Nahrung fanden, die Bürger verunsicherten und sich später 
       nicht nur auf die Akzeptanz der Kernenergie, sondern auch auf andere Zukunftstechnologien ausgesprochen negativ ausgewirkt haben. Insgesamt gesehen kann der Schaden, der durch gefilterte, einseitige und unvollständige Informationen der Behörden in der Bevölkerung entsteht, enorm sein und ist es meist auch.


      In einer Untersuchung über derartige technische Zwischenfälle, die in den USA zu großer öffentlicher Besorgnis und Kontroverse geführt hatten, wurde festgestellt, dass bei vielen Vorkommnissen das Risiko nicht so groß war, wie die Kritiker behauptet und die Medien es dargestellt hatten, dass es aber in jedem zweiten Fall wahrscheinlich größer war, als es zunächst zugegeben wurde.


      Und als habe es Windscale nicht gegeben, passiert nach Fukushima in Großbritannien nun das Gleiche abermals. Die britische Tageszeitung Guardian veröffentlichte, wie Andreas Oldag in der Süddeutsche Zeitung berichtet, interne E-Mails aus den Londoner Wirtschafts- und Energieministerien, deren Adressat offenbar der Verband der britischen Kernkraftwerksbetreiber war. Danach haben britische Regierungsstellen systematisch versucht, das Ausmaß der Katastrophe im japanischen Atomkraftwerk Fukushima-1 herunterzuspielen, offenbar in Sorge über einen möglichen Stimmungsumschwung in der Bevölkerung. Die konservativ-liberale Regierung will am Ausbau der Nuklearenergie festhalten, die nach ihrer Meinung eine Schlüsselrolle bei der Reduzierung klimaschädigender Treibhausgase spielt. Aus einer dieser Mails geht auch hervor, dass der Kernkraftwerksbauer Westinghouse zu erkennen gab, dass seine neu konzipierten Reaktoren nicht gegen ein so starkes Erdbeben wie in Japan geschützt seien. 
       Und in Deutschland hat sich die Atomwirtschaft schon vor der Bundestagswahl 2009 wohl auch im Interesse der sie unterstützenden politischen Parteien massiv bemüht, eine Kernenergie-freundliche Stimmung im Land zu schaffen: mit Medienbeiträgen, Studien und Erklärungen prominenter Persönlichkeiten.


      Nicht lange nach der Reaktorkatastrophe in der Sowjetunion war ich vom Deutschen Atomforum eingeladen worden, auf seiner Winter-Tagung 1988 zum Thema »Strahlenangst nach Tschernobyl: Was ist zu tun?« zu sprechen. Die Veranstaltung fand in äußerst angespannter Atmosphäre in einem von Atomkraftgegnern belagerten und von Polizei hermetisch abgeschirmten Hotel in Bonn statt. In meinem Referat kam ich auch auf Windscale zu sprechen. Und ich sagte den Satz: »Die Geschichte zeigt immer wieder, dass keinem gesellschaftlichen System Menschenverachtung fremd und dass der Staat zuweilen bereit ist, Leben ihm anvertrauter Menschen aufs Spiel zu setzen, wenn es die politische Situation erforderlich macht.« Damit war ich als Redner bei den Atomlobbyisten erledigt und vom Fernsehen als kritischer Wissenschaftler entdeckt.


      Windscale rechtfertigt meine Skepsis, die mir von dorther gegenüber manchen staatlichen Entscheidungen und offiziellen Verlautbarungen – auch gegenüber solchen der Industrien – geblieben ist. Vertrauen in das Verantwortungsbewusstsein des Staates und in die Handlungsmoral der Industrien ist wichtig, aber blindes Vertrauen ist nicht angezeigt. Bewahren wir uns also alle ein gesundes Misstrauen, und vor allem, ich kann es nicht oft genug sagen: Glauben wir nicht alles!


      



      Die Zwischenfälle bei der Kernenergie und der Chemie waren es im Besonderen, die den Fortschrittsglauben vieler Menschen in Pessimismus umschlagen ließen. Sie haben uns zudem einen eklatanten Mangel an Fähigkeit deutlich gemacht, die Folgen in technischer wie in kommunikativer Hinsicht bewältigen zu können. Ingenieure und Politiker waren in ihren Aktionen mehr ratlos als souverän, und jedermann ist mittlerweile bewusst, dass für den Ernstfall weder genügend Schutzunterkünfte noch ausreichende medizinische Versorgung, weder Krisenpläne noch Kommunikationsstrategien vorhanden sind. Und mit einigem Unbehagen stellt man sich die Frage, wie sich wohl die Verantwortlichen in Industrie und Politik bei einem gentechnischen Unfall verhalten würden, wenn schon die Bakterienepidemie EHEC zum europaweiten Problem wurde.


      In einer technischen Zivilisation mit repräsentativer Demokratie obliegt vor allem dem Staat die Pflicht, die Öffentlichkeit verantwortungsvoll aufzuklären. Der Bürger erwartet heute rückhaltlose Information. Wo geschwiegen wird oder nur nichtssagende Erklärungen und erzwungene Mitteilungen abgegeben werden, wo nur ein Teil gesagt und Fragen nicht beantwortet werden, entstehen Zweifel, und das Vertrauen zum Staat und seinen Repräsentanten geht verloren.


      Und dieses ist nicht mehr groß. Eine repräsentative Leserbefragung des Magazins Readers Digest – durchgeführt in 16 europäischen Ländern im Jahr 2011 – ergab, dass unter 20 vorgegebenen Berufen 95 Prozent der befragten Deutschen den Feuerwehrleuten das größte Vertrauen aussprachen. Piloten und Krankenschwestern kamen auf 92 Prozent, Apotheker auf 86 und Ärzte auf 85 Prozent. 
       Auch Polizisten erzielten einen hohen Vertrauenswert mit 79 Prozent. Priestern und Pfarrern hingegen vertrauen nur noch 39 Prozent, Journalisten ganze 29 Prozent. Auf den letzten vier Plätzen landeten Finanzberater und Fußballspieler mit je 14 Prozent, sowie Autoverkäufer mit zehn Prozent und als Schlusslicht die Politiker mit sieben Prozent. Die neueste Forsa-Umfrage kommt zu einem weitgehend gleichen Ergebnis.


      Auch wenn gegen die Befragung, zum Beispiel der Auswahl der Berufe, vielleicht das eine oder andere einzuwenden ist, so zeigt sie doch, dass Menschen bei uns einen gesunden Instinkt besitzen: Sie schenken denjenigen Berufsvertretern das größte Vertrauen, die, wenn sie gebraucht werden, für sie auch da sind. Darüber, dass die Politiker mittlerweile das gleiche Vertrauensimage haben wie die Autoverkäufer, habe ich lange nachgedacht. Vielleicht sollten Politiker dies auch mal tun.

    


    
      

      Agieren


      Neben Reden und Verschweigen spielt auch Handeln eine Rolle, wobei dieses Handeln mehr ein taktisches Agieren ist. Hierzu werden Moratorien erlassen sowie Untersuchungs- und Ethikkommissionen eingesetzt. Dies alles soll in der Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, dass etwas geschieht, dass der Staat nicht einfach nur handelt, sondern für uns Bürger auch Verantwortung zeigt.


      Am 14. März 2011, drei Tage nach der Katastrophe in Fukushima, wurde ein dreimonatiges Moratorium bekannt gegeben, das die nur viereinhalb Monate zuvor für unsere AKWs beschlossene Laufzeitverlängerung wieder 
       außer Kraft setzte. Gleichzeitig wurden sämtliche deutsche Kernkraftwerke einem Stresstest unterzogen.


      Die Reaktorsicherheitskommission (RSK) stellte in ihrem am 17. Mai 2011 in Berlin abgegebenen Bericht fest, dass keiner der siebzehn deutschen Atommeiler gegen Abstürze großer Flugzeuge geschützt und fünf ältere nicht einmal gegen den Absturz eines kleineren Flugzeugs gesichert seien, was allerdings längst bekannt war. Eine klare Empfehlung für die Abschaltung der AKWs gaben die Experten nicht, aber der Vorsitzende der Expertenkommission, Professor Rudolf Wieland, stellte fest, dass die deutschen Atommeiler im Vergleich mit Fukushima robuster seien, was – mit anderen Worten – wohl sicherer heißen soll.


      



      Da sich solche Kommissionen aus hochkarätigen Experten zusammensetzen und über Experten die unterschiedlichsten Meinungen in der Bevölkerung herrschen, will ich kurz auf die Frage eingehen, was ein Experte eigentlich ist.


      Ein Experte ist ein Fachmann, der sehr viel von dem versteht, was er macht, also sein Arbeitsgebiet überblickt. Leider überblickt er nicht sehr viel, sein Gesichtsfeld beträgt nur wenige Grad. Man nennt das einen Tunnelblick. Und weil Experten ein zwar tiefes aber eben nur eingeengtes Wissen haben, braucht man zur Lösung eines Problems meist auch sehr viele Experten und kommt bei Expertenkommissionen nur langsam voran.


      Experten sind Menschen, die Löcher bohren und nichts schöner finden, als immer tiefer in unbekanntes Terrain vorzudringen und Neues zu entdecken. Das ist interessant und kann auch wichtig sein, ist aber nur ein winziger Ausschnitt der Wirklichkeit. Dieser Gewinn hat allerdings 
       auch seinen Preis, denn durch das Herauslösen und separierte Betrachten von Teilen eines Ganzen werden Wechselwirkungen mit der Umgebung vernachlässigt, was immer einen Verlust an Genauigkeit und Realität bedeutet.


      Gegen dieses Prinzip, aus der Wirklichkeit Teilaspekte zu isolieren und sie dann zu analysieren, richtet sich auch die Kritik. Denn die Welt, wie der in Kalifornien tätige Physiker Fritjof Capra betont, ist mehr als die Summe ihrer Teile, weswegen es darauf ankomme, den komplexen Zusammenhang der Teile innerhalb des Ganzen zu verstehen.


      Nach der Reaktorsicherheitskommission ließ die Kanzlerin weitere Experten in Aktion treten, diesmal in einer Ethikkommission, die klären sollte, ob Atomenergie in Deutschland ethisch verantwortbar ist. Damit wollte man zeigen, dass man über einen deutschen Ausstieg aus der Atomenergie nicht entscheiden wolle, ohne zuvor Kommissionen aus Experten und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens befragt zu haben. Dies wurde von vielen mit Recht als reine Augenwischerei betrachtet. Die Gruppe war so zusammengesetzt, dass sie die Gesellschaft der Bundesrepublik als Ganzes repräsentieren sollte: Persönlichkeiten aus Politik, Wissenschaft und Gesellschaft sowie drei christliche Vertreter, jedoch keine Vertreter von Umweltorganisationen. Ihr Anliegen scheint mit Ethik nichts zu tun zu haben.


      Bei Ethikkommissionen treten die ausgewählten Persönlichkeiten wie die Kardinäle bei der Papstwahl hinter verschlossenen Türen zusammen und beraten so lange, bis sie zu einem Ergebnis gekommen sind. Am Schluss werden Entscheidungen durch Mehrheitsbeschluss, also Handaufheben, gefällt und Rauch steigt auf. Er ist selten 
       weiß, meist grau, was anzeigt, dass man einen Kompromiss gefunden hat.


      Kompromisse sind gut, weil sie zeigen, dass die Teilnehmer mit sich gerungen haben, und sie sind im Gegensatz zu eindeutigen Voten unverdächtig, weil sie dem Verdacht entgegenwirken, die Kommission sei so zusammengestellt worden, dass herauskommt, was der Initiator sich von ihr erwartet hat.
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    Informieren, Schockieren, Unterhalten


    Die Rolle der Medien


    



    



    Worin liegt für die Medien eigentlich die Schwierigkeit, über Technik, technische Risiken und industrielle Zwischenfälle so zu berichten, dass dem Bürger die Dimension des Berichteten begreifbar, das wirkliche Ausmaß einer Gefährdung erkennbar wird? Ich glaube, dass sich bei der Informationsvermittlung durch die Massenmedien vor allem drei Dinge verhängnisvoll auswirken: der Hang zum Sensationellen, die Inkompetenz in der Sache und die Lust an der Unterhaltung.


    
      

      Informieren


      Immer wieder wird die Frage gestellt, ob die Medien mit ihren Informationen auf das Risikoempfinden der Bevölkerung und damit auf die individuelle Risikobewertung Einfluss nehmen, auch, ob sie damit eine gewisse Macht ausüben.


      Einfluss haben sie, auch wenn sich dieser am Einzelnen sehr unterschiedlich auswirkt, themengebunden ist und auch von seinem Bildungsgrad und sozialen Status abhängt. Und damit von den Medien, mit denen er sich 
       informiert – ob mit Süddeutsche Zeitung, Bunte oder Der Spiegel, ob mit ARD oder RTL.


      Das Empfinden von Risiken und der ihnen zugrundeliegenden Gefahren ist ja etwas Individuelles. Jeder von uns hat sein eigenes Risikoempfinden, das weniger auf Fakten und Argumenten beruht – und somit durch solche auch nicht beeinflusst werden kann –, als vielmehr auf Hoffungen und Ängsten, Glauben, Wunschvorstellungen und Ähnlichem. Nachrichten, die die persönlichen Empfindungen bestätigen, werden positiv aufgenommen. Die, die es nicht tun, werden abgelehnt.


      Wenn also festzustellen ist, dass die Medien auf die Risikowahrnehmung und Gefahreneinschätzung der Menschen Einfluss haben, so ergibt sich daraus die Frage, ob sie auch Macht haben. Zwar haben die Medien keinen eigentlichen Auftrag, der darin besteht, Technik, Wirtschaft oder Politik zu kontrollieren. Aber daraus, dass sie beobachten und recherchieren, mitteilen und transparent machen, ergibt sich gewissermaßen als Folge journalistischer Tätigkeit eine mit Macht vergleichbare Einflussnahme.


      Daran schließt sich sogleich die Frage an, ob dies richtig ist. Ob die Medien uns nicht mehr nützen würden, wenn sie nur informierten, statt auch noch zu kommentieren.


      Rudolf Walter Leonhardt, einer der großen deutschen Journalisten, nennt in seinem Buch Journalismus und Wahrheit seinen Beruf die »als Handwerk betriebene Kunst, Ereignisse des Tages einem großen Kreis von Interessierten bekannt zu machen und zu erklären«. Leonhardt schließt also in seiner Definition von Journalismus das Kommentieren bewusst mit ein, spricht nicht etwa nur vom Informieren.


      Ich stimme dem uneingeschränkt zu. Entgegen einer weitverbreiteten Auffassung von seinen Pflichten ist der 
       Journalist nicht einfach der Vermittler von Information, sonst wäre er bloßer Nachrichtenagent. Vielmehr muss ihm die natürliche und legitime Absicht jedes Informanten zugestanden werden, eine bestimmte Information zur Nachricht zu machen, mit der Nachricht Meinung zu bilden und Wirkungen in der Öffentlichkeit auszulösen. Meinungsbildung ist ein völlig legitimes journalistisches Anliegen.


      Auch unterliegt der Journalist ebenso wenig einer einklagbaren Wahrheitspflicht wie andere Menschen auch, jedenfalls keiner anderen, der nicht auch Wissenschaftler, Unternehmer oder Politiker unterstehen sollten. Wahrhaftigkeit allerdings muss hartnäckig von ihm gefordert werden, vor allem dahingehend, dass sein gesellschaftspolitischer Standort für jeden klar erkennbar ist. Jemand, der Meinungsbildung betreibt, soll auch zeigen, wo er steht und was er will.


      Auch wenn die Medien insgesamt gesehen in der Gesellschaft viel zu wenig positive Akzente setzen und zunehmend auch zu fragwürdigen, um nicht zu sagen kriminellen Methoden greifen, so tun sie – indem sie in das Dickicht der Lügen eindringen – doch immer noch mehr als die meisten anderen.


      Der investigative Journalismus – übrigens nicht zu verwechseln mit dem Enthüllungsjournalismus der Boulevardmedien – ist bei uns eine feste Größe geworden, ganz im Gegensatz zu Japan, wo man ihn kaum kennt, und wo die Bevölkerung nach Fukushima hilflos den Informationen von Staat und Betreiber ausgesetzt war. Von ihm geht heute eine wichtige Funktion bei der Kontrolle der Staatsorgane und Wirtschaftskonzerne in Demokratien aus, vielleicht sogar die letzte überhaupt. Wir sollten ihn als einen wichtigen Schutzmechanismus gegen Lug und Betrug 
       betrachten. Dass dies auch von denen so gesehen wird, die in den Industrien tätig sind, Missstände beobachten aber nicht selbst korrigieren können, geht schon aus den vielen Hinweisen hervor, die aus dem Inneren der Unternehmen an die Medien gelangen.


      Bewahren wir uns den investigativen Journalismus, eine technikorientierte Gesellschaft kommt ohne ihn nicht mehr aus.

    


    
      

      Schockieren


      Betrachtet man die Berichterstattung der Massenmedien, so ist festzustellen, dass diese weitgehend »opferorientiert« ist: Die Opfer sind es, die interessieren und Schlagzeilen liefern, nicht die Überlebenden.


      »Genau genommen berichten die Medien nicht über Risiken. Sie stellen tatsächliche und mögliche Schadensfälle dar«, sagt der Publizistikprofessor Hans Mathias Kepplinger von der Universität Mainz. »Für eine Beurteilung der von ihnen ausgehenden Risiken fehlen dagegen in fast allen Beiträgen jene Informationen, die man zu einer Risikoeinschätzung braucht – darunter die Zahlen der theoretisch und der tatsächlich betroffenen Personen.«


      Anders ausgedrückt heißt das, dass man über das Ausmaß eines Risikos oder einer Katastrophe erst dann eine Vorstellung erhält, wenn man der Zahl der Opfer die Zahl derer gegenüber stellt, die nicht zu Opfern wurden. Für relative Zahlenangaben interessieren sich die Statistiker, für die absoluten die Medien. Da die meisten Menschen aber von Statistik nichts verstehen, kann man sie mit Zahlen leicht dorthin führen, wohin man sie haben will. Mit Statistik 
       kann man nicht nur verwirren, man kann auch mit ihr bewusst irreführen.


      Neuigkeit und Sensation sind die Kriterien, die über die Nachrichtenfähigkeit entscheiden, und Schnelligkeit ist bei der Vermittlung der Sensation alles. Deswegen fehlt zur Überprüfung der Richtigkeit einer Information und zur Abklärung ihrer Bedeutung meist die notwendige Zeit. Der Journalist, der von Sensation zu Sensation jagt, kann sich keine Zeit nehmen, Hintergründe zu erforschen. Unvollständige oder gar falsche Darstellung eines Ereignisses wird zum journalistischen Risiko. Und damit zum Risiko für uns Rezipienten: Was ist wahr und was ist falsch, was wurde verharmlost, was übertrieben dargestellt?


      Günter Grass äußert noch eine andere, viel schwerwiegendere Kritik. Auf der Jahrestagung 2011 der Journalistenvereinigung Netzwerk sagte er: »Der Journalismus steht im Bündnis mit den herrschenden Verhältnissen. Er tritt der Vormacht der sich zu einer Parallelgesellschaft formierenden Bankenvorstände und Großaktionäre nicht mannhaft entgegen, sondern spielt deren Spiel weitgehend mit.« Wenn man an den australisch-amerikanischen Medienmogul Rupert Murdoch und die kriminellen Machenschaften seiner News Corporation denkt, muss man Grass sicher zustimmen, auch wenn die Verhältnisse in der Bundesrepublik mit denen in Großbritannien wohl nicht zu vergleichen sind.


      Der Journalist Arno Widmann gab Grass in der Berliner Zeitung weitgehend Recht: »Das Einverständnis zwischen der Macht und denen, die über sie berichten, ist jeden Tag in Zeitungen und Zeitschriften nachzulesen. Die Pressestelle ruft und wir eilen hin. Die Pressestelle der Gegenseite ruft und wir eilen wieder hin. Jeden Tag eine andere 
       Wahrheit. In den elektronischen Medien gar jede Stunde. Tatsächlich droht hinter den Aufgeregtheiten der täglichen Hektik das Verständnis für die großen Prozesse, für die langfristigen Verschiebungen zu kurz zu kommen.«


      Während Widmann die Ursachen bei der Politik sieht, sehen Politiker sie bei den Medien. CSU-Ministerin Aigner beklagt die veränderte Medienwelt mit ihrem immer schnelleren Umschlag von Berichten und empfindet sie für Politiker als schwierig. »Ein Problem ist noch nicht richtig aufgetreten, da müssen wir schon auf jede hypothetische Frage die Antwort haben.« Auch SPD-Fraktionsvorsitzender Steinmeier meint, dass sich das Geschäft der Medien grundlegend geändert habe. Was die beiden aber nicht sagen: Dass sie nur dadurch, dass sie mit Fragen bedrängt, als aktive Politiker von der Bevölkerung überhaupt wahrgenommen werden.


      Aber nicht nur die Medien stellen Risiken bewusst reißerisch und damit verzerrt dar und halten unser Interesse an ihnen durch einseitige, die Opfer betonende Darstellung aufrecht. Auch Soziologen, Philosophen, und Literaten haben das Risiko als verkaufsträchtiges Thema entdeckt und stellen es aus ihrer Sicht oft einseitig dar. Der Soziologe Ulrich Beck hat dafür sogar einen eigenen Begriff etabliert und den Risikobegriff damit popularisiert: »Risikogesellschaft«. Nicht, dass es keine Risiken gäbe und großtechnische Anlagen nicht entsetzliche Unglücke verursacht hätten, aber alles in allem haben wir in den westlichen Zivilisationen einen Lebens- und Sicherheitsstandard erreicht, der den Begriff »Chancegesellschaft« eher rechtfertigen würde.


      Krämer und Mackenthum sagen in ihrem Buch Die Panikmacher: »Die Risikogesellschaft der Gegenwart ist eine 
       Gesellschaft abnehmender Risiken bei wachsendem Risikobewusstsein und steigenden Sicherheitsansprüchen.« Bezogen auf die Situation westlicher Industrienationen ist dies sicher richtig.


      Wie dem auch sei, die einseitige Betonung des Risikos hat jedenfalls zur Folge, dass technische Risiken hoch und die mit ihnen verbundenen Chancen gering eingeschätzt werden, aber auch, dass unter Sicherheit die völlige Abwesenheit von Risiken verstanden wird. Eigentlich kann die opferorientierte Berichterstattung nur aus der Vorstellung heraus entstanden sein, dass Technik tatsächlich etwas Vollkommenes sei, jedenfalls nicht etwas, das Zwischenfälle und Katastrophen mit sich bringt. Denn wäre sie etwas Unvollkommenes, dann wären Zwischenfälle und Katastrophen ja etwas völlig normales.


      Auch wenn es eine alte journalistische Regel gibt, der zufolge nur »schlechte« Nachrichten wirklich »gute« Nachrichten sind, so kann man sich doch des Eindrucks nicht erwehren, dass die Massenmedien des Schlechten meist zu viel tun. Doch erfunden sind all die Politikskandale, Bankbetrügereien und Schlampereien, die zu Industriekatastrophen geführt haben, von den Medien nicht – sie sind leider Realität und brauchen noch nicht einmal übertrieben dargestellt zu werden. Deshalb, ich wiederhole es, brauchen wir den investigativen Journalismus.

    


    
      

      Unterhalten


      Damit komme ich zur Rolle des Fernsehens und seiner Lust zu unterhalten, und zu der Frage, inwieweit dieses Medium für die Vermittlung von Information geeignet ist. 
      


      Fernsehen ist ein Medium des Bildes. Es gibt eine Volksweisheit, der zufolge ein Bild mehr sagt als tausend Worte. Und genau das ist es, was das Bild in der Vermittlung von Information so problematisch macht: dass es – im Gegensatz zum Wort – alles sagen kann und gleichzeitig auch nichts.


      Aber ist nicht das Bild etwas Konkretes, Gegenständliches, Greifbares, und deshalb auch leicht verständlich, wohingegen das Wort, weil gedacht, abstrakt bleibt? Bilder sind zwar konkret, müssen deshalb aber noch nicht wahr sein und die tatsächliche Realität wiedergeben. Sie können manipuliert und inszeniert, montiert und gefälscht, und heute sogar am Computer künstlich erzeugt werden. Was nichts anderes bedeutet, als dass sie nichts dokumentieren, bestätigen oder beweisen müssen – umso mehr aber täuschen und lügen können.


      Neuerdings werden dem Zuschauer sogar Bilder von aktuellen Ereignissen gezeigt – ich denke an den US-Einsatz in der Villa Bin Ladens –, die Animationen sind, aber den Anschein erwecken, echt zu sein. Die Professorin Elke Grittmann, Expertin für die Analyse von Pressefotos, sagt hierzu: »Animationen sagen weniger, wie es wirklich ist, sondern wie es hätte sein können. Mit dem Journalismus verbinden wir aber Glaubwürdigkeit, und das ist ganz entscheidend dafür, wie diese Animationen aufgenommen werden: Wir nehmen deshalb an, dass diese gut recherchiert sind und alles tatsächlich so gewesen ist.« Ja, nehmen wir es an, oder hoffen wir es wenigstens! Das eigentliche Problem von Bildern, die manipuliert sein können, und von Animationen, die Fiktionen sind, liegt darin, dass sie in den Nachrichten gebracht werden, und damit von vornherein einen Wahrheitsstatus erhalten. Auch weil Bilder 
       mehr in uns ansprechen als nur den Intellekt, uns emotional schneller erreichen und direkter berühren – weil sie unter die Haut gehen können. Und weil es, wie Frau Grittmann meint, in der Berichterstattung eine Tendenz zur Mischung von Fiktion und Fakten gibt, womit sie leider recht hat.


      »Zu allen Zeiten«, sagt Susan Sontag in einem Essay, »ist die Wirklichkeit durch die von Bildern vermittelten Berichte interpretiert worden; und seit Plato haben Philosophen immer wieder versucht, uns aus unserer Abhängigkeit von Bildern zu befreien; indem sie das Ideal eines bildfreien Erfassens der Wirklichkeit beschworen.« Wie wir wissen, ist dies nicht gelungen, wir sind extrem von Bildern abhängig.


      Fernsehen ist das Medium der Bilder, und für seine Bilder wird es genutzt und geliebt. Denken wir an die Bilder, die uns von Naturkatastrophen erreichen – Haiti, Neuseeland, Japan –, und die uns bewegen und erschüttern. Unsere Reaktionen auf die Bilder sind echt. Sie lösen Spendenfluten aus, Aufrufe im Radio könnten das nicht im gleichen Maße. Aber sobald es keine Bilder von verzweifelten Menschen, weinenden Kindern und sterbenden Vögeln mehr gibt, lässt unser Interesse nach – und unsere Anteilnahme.


      Nach meinen langjährigen (auch aktiven) Erfahrungen mit dem Fernsehen weiß ich, dass dieses Medium primär ein Unterhaltungsmedium und für die Vermittlung von Information wenig geeignet ist. Beim Fernsehen treten Bild und Wort in Konkurrenz zueinander, und Bilder wirken immer stärker als Worte. Gleich stark sind sie nur, wenn Worte genau das sagen, was die Bilder gerade zeigen. Und das zu realisieren, ist schwierig und deshalb heute kaum noch auf dem Bildschirm zu sehen.


      Hierzu passt, was Professor Wolfgang Nieke vom Institut für Allgemeine Pädagogik und Sozialpädagogik der Universität Rostock in einer Studie über Power-Point-Präsentationen festgestellt hat. Durch überflüssige Elemente (etwa Bilder) wird »die Aufmerksamkeit vom Inhalt auf die Form umgelenkt«. Dadurch gingen, wie er feststellte, wichtige Informationen verloren, selbst der einfache Vortrag war den bildorientierten Power-Point-Präsentationen überlegen.


      Wie hat sich das Fernsehen verändert! In seinen Anfängen Mitte der 1950er- Jahre hat man streng zwischen Unterhaltung und Information unterschieden. Die Nachrichten, der eigentliche und damals wichtigste Informationsteil des Programms, wurden ohne Bilder gebracht. Der Sprecher saß an einem Tisch vor einer leeren Wand und las die Nachrichten aus einem Manuskript ab. Genau genommen waren es Radionachrichten, bei denen der Sprecher zu sehen war. Heute sind die Nachrichtensendungen praktisch aller Sender eine Mischung aus Infotainment und Programmvorschau.


      Beim TV-Sender Euronews läuft eine Nachrichtensendung, die »No Comment« heißt: Keine Worte, ausschließlich Bilder, der Zuschauer denke sich, was er will. Euronews sagt hierzu: »Wir glauben, dass Bilder manchmal ohne Erklärungen oder Kommentare auskommen.«


      Dass die Nachrichtenredaktionen zunehmend auf Infotainment setzen, zeigt unter anderem das, wie ich finde, ziemlich groteske Vorhaben der ARD, vor der Tagesschau Thomas Gottschalk, der im Vorabendprogramm bisher nur als Werbefigur für Haribo-Goldbären aufgetreten war, Nachrichten vom Tage präsentieren zu lassen, die in der Tagesschau nicht zu sehen sind. »Tagesshow« wird die Sendereihe 
       heißen. Nun ja, das Fernsehen kann nicht besser sein als sein Publikum.


      Alles, was von ARD und ZDF gezeigt wird, hat etwas mit Quote zu tun, selbst die Nachrichtensendungen. Wer dies bezweifelt, hat eine allzu idealistische Vorstellung von den Öffentlich-Rechtlichen. Und alles, was von den Privaten auf den Bildschirm gebracht wird, hat etwas mit Gewinnmaximierung, und damit auch wieder mit Quote zu tun. »Die Quote ist«, wie der Film- und Fernsehproduzent Günter Rohrbach sagt, »der ultimative Orientierungsfaktor, der Fetisch, die Wurzel allen Übels, je nach Betrachtungsweise.« Damit hat er leider recht.


      Nein, das Fernsehen ist kein gutes Informationsmedium.
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    Bloß keine schlafenden Hunde wecken


    Unternehmensverhalten zwischen den Katastrophen


    



    



    Kommunikation mit der Öffentlichkeit war bis zur Reaktorkatastrophe von Tschernobyl in den Unternehmen der Kernenergiewirtschaft kein großes Thema. Im Gegensatz zur Pharmaindustrie, die aber auch die Contergan-Katastrophe und verschiedene andere Arzneimittelzwischenfälle zu bewältigen hatte, und der chemischen Industrie, die DDT, Seveso und Bhopal hinter sich hatte.


    Nach Tschernobyl änderte sich dies bei den Reaktorbetreibern schlagartig und man entdeckte den Dialog mit der Gesellschaft: Die Risikokommunikation.


    Diesen heute allgemein bekannten Begriff gab es in Deutschland vor Tschernobyl noch kaum, er wurde erst danach geläufig. Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), zu dessen wichtigsten Aufgaben die Risikokommunikation gehört, wurde erst 2002 gegründet, Soziologen waren es hauptsächlich, die sich dem Risikothema kommunikativ annahmen.


    Forschend und publizistisch habe ich mich – von der Medizin und Problemen der Arzneimittelsicherheit her kommend – seit 1980 mit dem Risikothema beschäftigt und auf Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen darüber 
     referiert. Mein erstes, zusammen mit dem amerikanischen Professor für Medizintechnik und Pharmakoepidemiologie, John Urquhart, zur Risikothematik geschriebenes Buch Keine Angst vor der Angst erschien in eine Zeit hinein, die zunehmend risikobewusst wurde.


    Nach den Katastrophen von Tschernobyl und Schweizerhalle wurde ich dann von Unternehmen und Verbänden der Kernenergie und der chemischen Industrie gefragt, sie in Kommunikationsfragen zu beraten — dies wohl auch deshalb, weil ich völlig unabhängig und weder den Technikgläubigen noch den Technikkritikern zuzuordnen war.


    Viele Manager, denen ich während meiner Tätigkeit damals begegnete, waren davon überzeugt, dass es für die Ängste der Menschen keine wirklichen Gründe gibt, dass diese vielmehr daher rührten, dass die Medien die negativen Aspekte der Entwicklungen betonen, die positiven ignorieren und Zwischenfälle dramatisieren, mit dem Ergebnis, dass die Bevölkerung irrational reagiert.


    Auch wenn die Kritik an den Medien in dieser Hinsicht damals berechtigt war und immer noch ist, so kann doch kein ernsthaft denkender und beobachtender Mensch bezweifeln, dass es nicht auch hinreichend Gründe für diese Ängste gibt. Wenn man in den Unternehmen und Verbänden auch heute noch gegenteiligen Auffassungen begegnet, so deshalb, weil vielen ihrer Manager und Funktionären der Kontakt zur Öffentlichkeit verloren gegangen ist oder weil sie glauben, es nicht nötig zu haben, sie zur Kenntnis zu nehmen.


    In den Gesprächen, die ich mit Mitarbeitern in den Unternehmen und Verbänden führte, beklagte man sich bitter darüber, wie sehr industrielles Tun »draußen« missverstanden 
     werde, dass man immer nur die negativen Seiten des technischen Fortschritts sehe und darüber die positiven vergesse. Und dies alles, obwohl doch vonseiten der Unternehmen und Industrieverbände große Anstrengungen unternommen würden, mit der Öffentlichkeit zu kommunizieren. Dass Kommunizieren aber etwas anderes ist als bloßes Informieren, dass auch das Zuhören und auf Fragen Antworten geben dazugehört, das verstanden nur wenige.


    Bei diesen Gesprächen, bei denen ich Sicherheitsdefizite bei technischen Abläufen vor allem auch als Kommunikationsdefizite erkannt habe, wurde mir vor Augen geführt, wie weit die Wissenschaftler in der Abgeschiedenheit ihrer Laboratorien und die Ingenieure an ihren Reißbrettern von den Realitäten entfernt sind, wie tief also der Graben zwischen Wissenschaft, Industrie und Gesellschaft ist.


    Deshalb ging es mir bei meiner Beratung vor allem darum, den Unternehmen klarzumachen, dass es weniger auf permanentes Informieren als viel mehr auf stete Kommunikation ankomme, dass der Dialog mit der Öffentlichkeit dauerhaft geführt werden muss, wenn er glaubhaft sein soll. Nur Kontinuität schafft allmählich Vertrauen.


    Und hierin ist vor allem das Erfolgsgeheimnis von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen wie Greenpeace und Amnesty International, von Ärzte ohne Grenzen, Tierschutzorganisationen und auch der Partei der Grünen zu sehen, dass ihre Engagements für die von ihnen vertretene Sache kontinuierlich sind. Und diese Kontinuität ist es, die mit Recht von weiten Kreisen der Bevölkerung als ernstes Anliegen gewertet und deshalb mit Vertrauen belohnt wird.


    



    Während der akuten Phase der Tschernobyl-Katastrophe war das die Kernenergiewirtschaft fördernde Deutsche Atomforum in Ermangelung anderer Informationsquellen – es gab noch kein Internet – der wichtigste Informationsgeber für Politik, Presse und damit der Öffentlichkeit. Dies fand ich nicht gut und habe deshalb versucht, Wirtschaftsunternehmen und Industrieverbände für die Schaffung eines unabhängigen, von Staat und Wirtschaft in Form einer Stiftung gemeinsam getragenen Informationszentrums für Risikofragen zu gewinnen. Seine Tätigkeit sollte sowohl in der Erhebung, Speicherung und Bewertung von Risikodaten, als auch und vor allem in ihrer Umsetzung und Vermittlung an die Öffentlichkeit bestehen. Damit die Menschen Risiken besser verstehen und einordnen lernen, und Politik und Wirtschaft auch die Probleme und Ängste der Menschen verstehen, die sie vertreten.


    Heute gibt es für das Sammeln und Interpretieren von Risikodaten das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR). Aber nach wie vor ist es leichter, Risikoexperten zu finden als Kommunikationsfachleute, die in der Lage sind, Risiken, Zwischenfälle mit Technik und Katastrophen, für Laien in Rundfunk und Fernsehen so darzustellen, dass sie jedermann verständlich werden. Und dazu muss man die Kunst beherrschen, Kompliziertes einfach zu erklären. Damals dachte ich für eine solche Aufgabe an Persönlichkeiten wie Heinz Haber, Joachim Bublath oder Jean Pütz. Also an Leute, die Laien etwas erklären können, nicht aber ihnen etwas verkaufen wollen. Heute kämen dafür wohl Ranga Yogeshwar oder Günter Jauch infrage.


    Einige meiner Projekte wurden von den Industrien zunächst engagiert angegangen, dann aber allmählich wieder 
     aufgegeben. Überrascht hat mich dies nicht, wusste ich doch, dass nach einer Katastrophe zunächst auf allen Seiten rege Betriebsamkeit herrscht, die mit der Zeit dann aber deutlich nachlässt. Wie schnell das geschieht, hängt davon ab, was sonst noch passiert. Die Katastrophe gerät aus dem Fokus, andere Ereignisse treten an ihre Stelle. In Tschernobyl war es akut nicht so schlimm gekommen, wie man befürchtet hatte, und die laufenden Auseinandersetzungen und Kontroversen mit Industriegegnern und Umweltaktivisten wurden durchgestanden. Warum also durch überflüssige Kommunikation schlafende Hunde wecken?


    In den Industrien sind Verhaltensänderungen gegenüber der Öffentlichkeit immer nur unter Druck von außen oder dem Eindruck schlechter Ereignisse zu erwarten, die guten Absichten ändern sich, sobald der Druck nachlässt. Jedenfalls war von der großen gemeinsamen Anstrengung, vom umfassenden Dialog mit der Öffentlichkeit, den man sich nach Tschernobyl und Schweizerhalle in den Unternehmen und Verbänden vorgenommen hatte, schon bald keine Rede mehr. Dies war zu Beginn der 1990er-Jahre, geändert hat sich an diesem Unternehmensverhalten seitdem nicht viel.


    Fukushima unterscheidet sich von Tschernobyl insofern, als die japanische Katastrophe in eine Zeit fiel, in der wichtige andere Ereignisse – die Volksaufstände in der arabischen Welt, der Tod von Bin Laden, die Eurokrise, der drohende Bankrott Griechenlands, der Libyenkrieg, Jugendaufstände in europäischen Großstädten – hinzukamen, welche die Medien und die Öffentlichkeit beschäftigten und die momentane Aufmerksamkeit von der Katastrophe auf andere Themen abzog. 
     Wäre Fukushima mit der Plagiatsaffäre Guttenberg zusammengefallen, hätte der Mann seinen Job vermutlich heute noch. Schon ein halbes Jahr später war Fukushima kein großes Thema mehr. Und das Moratorium und die Einsetzung einer Ethik- und Reaktorsicherheits-Kommission erweckte in der Bevölkerung den Eindruck, dass etwas zu ihrem Schutz geschieht. Der bald darauf beschlossene Ausstieg aus der Kernenergie ließ die Menschen wieder glauben, dass in Deutschland für die Zukunft alles geregelt sei. Tüchtig sind wir ja, das muss man uns lassen!


    



    Das Motto »bloß keine schlafenden Hunde wecken« ist natürlich auch in anderen Industriezweigen anzutreffen. Für Industrie und Wirtschaft gilt deswegen wohl insgesamt, dass eine ernst gemeinte Kommunikation mit der Bevölkerung erst dann zu erwarten ist, wenn es allen wesentlich schlechter geht als heute, wo es allen so gut geht wie selten zuvor. Aber die Zeit wird zeigen, ob man den heute verpassten Gelegenheiten nicht eines Tages doch noch nachtrauern wird.


    In der Wirtschaft hat man noch immer nicht begriffen, dass es bei Akzeptanzproblemen mit Technik ganz wesentlich um einen tiefgreifenden Vertrauensschwund zu den Unternehmen geht. Dass bunte Bilderkampagnen, die immer wieder gute Botschaften vermitteln, kein Vertrauen schaffen. Dass beschwichtigende Anzeigenserien, die von Unternehmen und Verbänden nach Zwischenfällen und Pannen in den Medien geschaltet werden, ebenfalls kein Vertrauen schaffen. Und dass Akzeptanz für Technik nur in einer Atmosphäre der Glaubwürdigkeit entstehen kann. Wer permanent nur über das Gute seines Tun redet, 
     erzeugt Misstrauen, denn so viel Gutes tun, ohne auch Schlechtes zu bewirken, kann man gar nicht.


    Auch herrscht in Wirtschaft und Industrie immer noch die Meinung, dass man mit Geld und politischen Beziehungen Akzeptanzen durchsetzen, Zwischenfälle aus der Welt schaffen und an der Macht bleiben kann. Günter Grass fordert eine Bannmeile für die Lobby rund um den Bundestag, denn die Korruption in unserem Land sei weitverbreitet und etabliert. Ich könnte mir vorstellen, dass es nach historischem Berliner Vorbild ein stromgeladener Stacheldrahtzaun sein müsste.


    Vertrauen in neue Technologien hängt im Wesentlichen von dem Vertrauen in die Instanzen ab, die diese entwickeln und in Gang setzen. Ist dieses Vertrauen vorhanden, dann kann beim Einzelnen das Gefühl entstehen, am Fortschritt teilzunehmen. Hat er es jedoch nicht, dann sieht er die Entwicklungen gegen sich gerichtet und erkennt in ihnen nur ihre zerstörerischen Potenziale. Dies hängt vor allem damit zusammen, dass bei hochtechnischen Entwicklungen die Zahl der Wissenden immer geringer und die der Unwissenden immer größer wird.


    Für die Nutzung moderner Technologien benötigt man Akzeptanz, und für das Entstehen von Akzeptanz benötigt man Zeit. Den Industrien muss endlich klar werden, dass der Akzeptanzprozess technischer Neuerungen ein behutsam geleiteter und von Maß und Vernunft gesteuerter Kommunikations- und Vertrauensprozess sein muss.


    Um ein neues Verhältnis zu uns, den Bürgern, zu schaffen, genügt es für die Unternehmen nicht mehr, zu den jeweils wirksamsten taktischen Maßnahmen zu greifen. Es bedarf dazu des ernst gemeinten Verständnisses für unsere Sorgen und Ängste, des Einanderzuhörens und des 
     Wieder-miteinander-Sprechens. Wir wollen fragen und auch etwas sagen können, aber nicht immer nur zuhören müssen.


    Kommunikation ist die Kunst freier Menschen sich zu verständigen.
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    Deutschland, ein Ökomärchen


    Die Energiewende


    



    



    Der endgültige Ausstieg aus der Kernenergie wurde mit einer Richtungsänderung von 180 Grad und in einem Tempo vorgenommen, das schwindelerregend war. Nicht einmal ein halbes Jahr zuvor war noch das Gegenteil – die Laufzeitverlängerung – beschlossen worden. Die derzeitige Koalition reagierte damit völlig anders als eine Koalition der gleichen Zusammensetzung 1986 nach Tschernobyl.


    »Dies lässt sich nicht allein mit im Vergleich zu damals veränderten energiepolitischen Optionen, insbesondere der heute deutlich höheren Bedeutung regenerativer Energien, erklären«, schreibt Allensbach-Chefin Professor Renate Köcher in der FAZ, »sondern ist primär eine Neubewertung von Risiken, und zwar nicht nur der Risiken der Kernenergie selbst, sondern der angenommenen politischen Risiken, die sich aus der gesellschaftlichen Akzeptanz der Kernenergie und des bisherigen energiepolitischen Kurses der Regierung ergeben.« Und mit »angenommenen politischen Risiken« ist ja wohl das eigene politische Überleben gemeint.


    Flexibel sind sie und waren sie schon immer, Politiker wie Kernenergiebetreiber, das muss man ihnen zugestehen, 
     vor allem wenn es bei den einen um Machterhalt und bei den anderen um Profit geht. Bundesumweltminister Norbert Röttgen (CDU) erinnerte sich in einem Beitrag für die ARD, er habe die von ihm nicht gewünschte Laufzeitverlängerung als »eine Erfahrung von Lobbyismus und wirtschaftlicher Interessensvertretung« erlebt. Die Interessen hinter der Verlängerung seien »sehr deutlich, sehr massiv und sehr finanzstark« gewesen.


    Aber gehen wir in der Erinnerung ins Jahr 1980 zurück. Nachdem Pläne zur Errichtung einer Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) in Niedersachsen gescheitert waren, erklärte Ministerpräsident Franz Josef Strauß die Bereitschaft der bayerischen Landesregierung, im Freistaat einen geeigneten Standort zur Verfügung zu stellen: Wackersdorf. Beinahe zehn Jahre lang wurde dann wider besseres Wissen der Verantwortlichen in Politik und Energiewirtschaft sowie gegen Bedenken von allen Seiten die dortige Wiederaufarbeitungsanlage buchstäblich durchgeprügelt. Und dann, ganz plötzlich, wurde sie als »durch die Ereignisse überholt« wieder fallen gelassen. Da haben Bundesregierung und bayerische Staatsregierung aus »nationalem Sicherheitsinteresse« die Sorgen einer ganzen Region ignoriert, den außenpolitischen Konflikt mit der Republik Österreich in Kauf genommen, Verletzte, über 4000 Festnahmen und sogar Tote hingenommen, haben Mauern errichtet, Stacheldrahtbarrieren gelegt und Sicherheitsgesetze geändert, und dann, buchstäblich über Nacht, waren alle Argumente hierfür überholt, war auch ohne die bayerische WAA eine bundesdeutsche Atomindustrie möglich.


    Kam schon der Abschied von Wackersdorf überraschend, so wurden kurz darauf auch solche Entsorgungsmöglichkeiten präsentiert, die zuvor nur von den Gegnern 
     der Kernenergie befürwortet worden waren. Ein Teil der Betreiber wollte die Wiederaufarbeitung nun gänzlich aufgeben und favorisierte als neue Entsorgungsalternative die direkte Endlagerung.


    Wenn man sich nun, und jetzt komme ich auf die Wendehalspolitik der gegenwärtigen Regierung und ihrer pragmatischen Physikerin zurück, für einen anderen Weg entschließt, weil er von ihr für sicherer gehalten wird, so ist dies eine Sache. Wenn aber ein Weg eingeschlagen wird, nur weil er sicherer für die eigene politische Zukunft erscheint, so ist das etwas ganz anderes. Und ich bezweifle, dass eine derartige »Flexibilität« in kerntechnischen Sicherheitsfragen das öffentliche Vertrauen in diejenigen fördert, die sie zu verantworten haben. Zwischen dem Beschluss einer Laufzeitverlängerung und dem endgültigen Ausstieg verging nicht einmal ein Jahr.


    Bundespräsident Christian Wulff kritisierte dann auch das Vorgehen von Union und FDP in einem Gespräch mit Die Zeit. Nach seiner Ansicht hätte der Ausstieg aus der Atomenergie in Deutschland von den Regierungsparteien auf Parteitagen beschlossen werden sollen. Er »empfinde es als positiv, dass die Grünen einen Parteitag zur Energiewende abgehalten und dort um Positionen gerungen hätten«, sagte Wulff und fügte hinzu: »Es hätte auch denen gut angestanden, zu einer solchen fundamentalen Richtungsänderung der deutschen Politik einen Parteitag einzuberufen, die diese Veränderung jetzt vollziehen und noch vor Monaten eine andere Entscheidung – auf einem Parteitag – getroffen haben.«


    Das für mich wirklich Interessante an dieser Wendehalspolitik ist nicht, dass die Umfragen in der Bevölkerung eine hohe Zustimmung zum Ausstieg zeigen, was zu erwarten 
     war, denn man hat nur die Vorteile erwähnt, mögliche Nachteile – die abnehmende Versorgungssicherheit, die Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Veränderungen des gewohnten Lebensraums – aber verschwiegen. Nein, das Interessante und Positive ist, dass die Umfragewerte für die beiden Koalitionsparteien gleichermaßen schlecht geblieben sind, also nicht zugenommen haben.


    So unvernünftig, wie immer behauptet wird, reagiert die Öffentlichkeit also gar nicht. Die Menschen stimmen der Regierung in Bezug auf die Entscheidung zu, aber sie danken es ihr nicht. Jeder weiß, dass es der Regierung mit Blick auf die nächsten Wahlen nur darum gegangen war, an der Macht zu bleiben. Dazu wurden sie aber nicht gewählt. Gewählt werden in einer repräsentativen Demokratie die Volksvertreter dafür, dass sie gute Arbeit leisten, und zwar nicht für sich, sondern für uns, die Bürger.


    Die schönen Worte, mit der die Kanzlerin ihre Rede zur vorgeschlagenen Energiewende vor dem Parlament begann – »Die dramatischen Ereignisse in Japan sind ein Einschnitt für die Welt, ein Einschnitt für mich ganz persönlich« – , hat ihr die Bevölkerung jedenfalls nicht geglaubt.


    Der Physiker und Klimaforscher Hans Joachim Schellnhuber sagt in einem Der Spiegel-Interview zur politischen Richtungsänderung: »Man hat im vergangenen Jahr (2010) entschieden, dass deutsche Kraftwerke sicher sind. Dies lässt nur zwei Schlussfolgerungen zu: Entweder man hat damals nicht die ganze Wahrheit erkannt. Dann war das schlechte Politik. Oder man reagiert jetzt rein opportunistisch wider bessere Einsicht. Dann ist das noch schlechtere Politik.«


    Die Entscheidung in so wichtigen Fragen wie denen des 
     Ausstiegs aus der Kernenergie und des Umstiegs auf eine alternative Energieversorgung sollte sich primär auf Fakten und nicht auf politisches Kalkül stützen. Das wissen wir. Wir haben mittlerweile ein Gefühl für falsches Pathos und Unaufrichtigkeit, das ist das eigentlich Erfreuliche an der Geschichte.


    



    Nun ist der Ausstieg aus der Kernenergie also beschlossen und eine Energiewende in Deutschland eingeleitet worden, die dem eigenen Volk zum Nutzen und der Welt zum Vorbild dienen soll. Dies geschah zwar ohne uns zu fragen, dafür aber ethisch abgesegnet.


    Apropos vorbildhaftes Verhalten: EU-Kommissar Günther Oettinger ist zumindest im ersten Anlauf mit seinem Vorschlag gescheitert, Atommüll aus Europa nur in solche Länder exportieren zu lassen, die für die Entsorgung einen hohen Sicherheitsstandard bieten. Auch die Bundesrepublik hat ihn hierbei nicht unterstützt. Und eigentlich ist es schwer zu verstehen, dass man im eigenen Land die Kernenergie verlässt, weil man sie für zu gefährlich hält, für Atommüllexporte aber andere Sicherheitsmaßstäbe anlegt.


    



    Wie dem auch sei, mit dem Ausstieg ist etwas geschehen, »für die Menschen in unserem Land«, wie die Kanzlerin immer so fürsorglich sagt. Aber wird uns dies auch zum Vorteil gereichen?


    Nachdem es nun nicht mehr darum geht, ob Kernkraftwerke abgeschaltet werden oder nicht, geht es jetzt um die Frage, woher der Strom kommen soll, an dem wir alle hängen. Werden die alternativen Stromquellen verlässlich arbeiten, werden sie ohne Risiken sein und wie werden 
     sie aussehen? Auch Windparks, Fotovoltaikanlagen und Biogasfabriken beeinträchtigen die Umwelt, das weiß man längst.


    Die Zeitschrift Politische Ökologie weist auch auf Probleme alternativer Energien hin, das tut kaum jemand. »Im Bereich der Regenerativen glänzt nicht alles grün: Die benötigten Metalle sind selten und stammen häufig aus Kriegsgebieten, die Windräder auf hoher See gefährden die marine Biodiversität, und ein Pumpspeicherkraftwerk in der direkten Nachbarschaft tolerieren die wenigsten.«


    Bisher wird in Deutschland dort Strom produziert, wo er verbraucht wird oder wo Rohstoffe günstig zur Verfügung stehen. Deshalb gibt es im Süden viel Atomstrom, im Norden mehr Stein- und Braunkohlekraftwerke. Wenn Strom in Zukunft vor allem an den Küsten im Norden in On- und Offshoreparks erzeugt werden soll, dann muss er in den Süden transportiert werden. Dazu müssen bis 2020 bis zu 4450 Kilometer neue Stromleitungen sowie Stromspeicher gebaut werden.


    Und wieder einmal erhalten wir von allen Seiten die verschiedensten, sogar konträre Auskünfte, je nachdem, welches Ziel von den Informanten verfolgt wird. Und es wird mit Zahlen operiert, die alle unterschiedlich sind und die keiner nachprüfen kann. Während die Bundesnetzagentur davon spricht, dass es zu Engpässen kommen kann, sagt Anike Peters, Energieexpertin von Greenpeace: »Es wird keine Stromlücke geben. Die Stromlücke ist eine Stromlüge.«


    Energieunternehmen planen bis 2019 den Bau und die Modernisierung von 51 großen Stromproduktionsanlagen, darunter auch ein Dutzend großer Windparks auf See. Die größten Anlagen sind jedoch Kohlekraftwerke. 
     So baut RWE im nordrhein-westfälischen Neurath zwei neue Braunkohlekraftwerksblöcke mit je 1100 Megawatt (MW), in Hamm, Westfalen, ein Steinkohlekraftwerk mit 1600 MW, und Vattenfall baut das Steinkohlekraftwerk in Hamburg-Moorburg mit 1640 MW.


    Im Augenblick wird immer nur vom Aufbau neuer Kraftwerkanlagen gesprochen. Wenig hört man über den Rückbau der Kernreaktoren und ihren notwendigen Nachbetrieb, da die Brennelemente vor einem Abriss der Meiler noch über Jahre abkühlen müssen. Wird es hierfür genügend geschulte Ingenieure und Arbeiter geben? Wer bezahlt den Abbau? Die Reaktorbetreiber haben ihn zwar mit einkalkuliert, aber werden diese Gelder reichen, wo schon jetzt über einen finanziellen Einbruch geklagt wird und Firmenverlegungen und Personalentlassungen angekündigt werden.


    Die Unternehmensberatung Arthur D. Little kommt in einer Studie je nach Größe des Atomkraftwerks auf Rückbaukosten von 670 Millionen bis 1,2 Milliarden Euro je Anlage. Für alle deutschen Kernkraftwerke bedeutet das mindestens 18 Milliarden Euro. Und die Kosten für den Nachbetrieb werden auf 150 bis 250 Millionen Euro pro Reaktor geschätzt.


    »Die Deutschen werden ihr Land kaum wiedererkennen«, sagt Stefan Dietrich in der Frankfurter Allgemeine, »wenn das mittlerweile von allen Parteien verfolgte Ziel, in 40 Jahren ohne fossile und nukleare Energie auszukommen, verwirklicht wird: Windfarmen, Solardächer, Bioreaktoren, Stromtrassen, Speicherkraftwerke und Energiepflanzen werden weite Land- und Seegebiete in Energiefabriken verwandeln.... Natur- und Denkmalschutz müssen zurücktreten, Einspruchs- und Mitwirkungsrechte 
     werden mit finanziellen Entschädigungen abgegolten. Freie Bahn für alternative Energien! Sieht so das Sehnsuchtsziel der großen Mehrheit aus, die für diesen Umbau ist?« So, zumindest ist uns das Ziel nie beschrieben worden. Und es hat uns auch niemand gefragt, ob wir es so haben wollen.


    Der Ausstieg aus der Kernenergie ist aber nicht nur ein deutsches Problem. Unser Land ist keine fernab gelegene Insel, sondern befindet sich im Herzen des europäischen Kontinents. Als großer Energieproduzent wirkt Deutschland wie ein Puffer für ganz Europa. Wenn in Zukunft die Stromnetze große Schwankungen aushalten müssen, weil Kernkraftwerke abgeschaltet sind und der Ökostrom den Bedarf nicht deckt, dann wirkt sich das auch auf die Nachbarländer aus.


    »Wie ein Land seinen Strom herstellt«, sagt Jeanne Rubner in einem Kommentar in der Süddeutsche Zeitung, »ist zwar seine Sache, der heimische Energiemix bleibt auch weiterhin nationale Angelegenheit. Bei der Energiesicherheit aber hat Brüssel durchaus mitzureden, übrigens auch bei den Klimazielen, die Europa sich gemeinsam gesetzt hat. Falls Deutschland jetzt die abgeklemmten Kernkraftwerke durch neue Kohlemeiler ersetzen wird, dann dürfte der Ausstoß an Kohlendioxid kräftig steigen und die europäische Bilanz an Treibhausgasen gehörig belasten.« Die deutsche Energiepolitik geht also ganz Europa etwas an.


    Wenn die Majorität im Land den Ausstieg aus der Kernenergie befürwortet, so deshalb, weil ihre Nutzung für zu riskant erachtet wird. Gut. Dann muss man der Bevölkerung aber eigentlich auch sagen, dass man damit einen Weg bekannter Gefahren verlässt, und sich auf einen Weg vieler unbekannter Risiken begibt. Das aber geschieht nicht.


    Auskünfte über all das, was in der Zukunft möglicherweise auf uns zukommen wird, sollten wir deshalb von unserer Regierung und ihren wissenschaftlichen Beratern sowie den Energieunternehmen hartnäckig verlangen. Dabei sollten wir darauf achten, ob es sich bei dem, was uns vorausgesagt wird, um Prognosen oder Visionen handelt. Mit Prognosen liegen die Experten meist daneben, Visionen aber werden manchmal wahr — zu unserem Glück nicht alle.
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    Nachdenken hat noch nie geschadet


    Fragen an uns alle


    
      

      Brauchen Wissenschaft und Technik eine neue Ethik?


      Naturwissenschaftler und Techniker betonen gern, Wissenschaft und Technik seien neutral, was stimmt. Sie vergessen dabei nur, dass es ihre Wirkungen auf die Gesellschaft nicht sind.


      Früher konnte sich der Wissenschaftler noch als reiner Forscher sehen, ohne sich um die Anwendungen seiner Forschungsergebnisse groß kümmern zu müssen. Diese Zeiten sind längst vorbei, heute ist seine Arbeit eng mit dem sozialen und politischen Leben verknüpft. Spätestens seit der Entdeckung der Kernspaltung muss der Wissenschaftler damit rechnen, dass sich seine Erkenntnisse in der technischen Anwendung nicht bloß zum Nutzen, sondern auch zum Schaden wandeln. Was nichts anderes bedeuten kann, als dass der Wissenschaftler Verantwortung für die Nutzung seiner Ergebnisse mitzutragen hat.


      Einer der ersten, der sich zu dieser Verantwortung bekannte, war der Physiker und langjährige Leiter der amerikanischen Atomforschung J. Robert Oppenheimer, der sich 1954 in Washington einem Prozess wegen Illoyalität 
       zum Staat unterziehen musste. Die Vereinigung amerikanischer Wissenschaftler verteidigte Oppenheimer seinerzeit mit dem Statement, dass er zu einem weltweiten Symbol für Wissenschaftler geworden sei, die zum Opfer einer Hexenjagd würden, obwohl sie nur versuchten, ethische Probleme zu lösen, die aus ihrer Arbeit resultierten.


      Ob Technik zum Guten oder Bösen eingesetzt wird, ist ausschließlich Sache des Menschen. Da also bei der Anwendung naturwissenschaftlicher Erkenntnisse lebenserhaltender Nutzen und todbringender Schaden unabänderlich miteinander verknüpft sind, müssen auch die Auswirkungen der Forschung von Anfang an Gegenstand des wissenschaftlichen Denkens sein.


      Sollte man nun die Nutzung bestimmter Forschungsergebnisse erst dann verbieten, wenn die Forschung deren Gefahren erkannt und definiert hat? Über diese Frage bestehen unter Wissenschaftlern erhebliche Meinungsdifferenzen, aber auch unter Politikern und in der Bevölkerung. Wie immer man selbst zu diesem Problem stehen mag, klarmachen müssen wir uns dies: Alles, was von Forschern erdacht und gefunden wird, das wird realisiert, auch gegen Gesetze und Ethikrichtlinien. Ob immer zu unserem Nutzen ist ein andere Frage.


      Denn sind Forschungsergebnisse erst einmal erzielt, so lassen sie sich auch anwenden und nutzen, manchmal in großem Maß. Die hierbei möglicherweise auftretenden wirtschaftlichen, politischen und sozialen Folgen sind häufig nicht früh genug erkennbar oder, wenn sie erkannt werden, nicht immer abwendbar oder werden ganz einfach ignoriert.


      Es wird also sehr darauf ankommen, dass die Wissenschaftler, die den Fortschritt erdenken und seine mögliche 
       Richtung allein beurteilen können, sowie die Ingenieure und Techniker, die Entwicklungsprozesse hinsichtlich ihrer Folgen in gewissem Umfang abzuschätzen vermögen, auch die Vernunft haben, Grenzen zu respektieren und das Maß nicht zu verlieren.


      Der Philosoph Jürgen Mittelstraß allerdings meinte schon Mitte der 1980er-Jahre, dass es »mit einem derartigen Maß heute nicht zum Besten steht. Tatsächlich werden die Wege der Forschung und ihrer Anwendung schmaler, unübersichtlicher, gefährlicher. Indizien dafür sind, dass zunehmend Wissenschaft und Recht problematisch interferieren und sich mit dem wissenschaftlichen Wissen auch unsere Lebensformen in unübersichtlicher Weise verändern. Die innere Maßlosigkeit der Wissenschaft erfasst auch ihre Folgen.« Daran hat sich wohl nichts geändert. Laufen uns also die Folgen davon?


      



      Früher war in Zusammenhang mit Forschung von ethischen Problemen so gut wie keine Rede, die Mehrzahl der Forscher war der Meinung, dass sich ihre Arbeit auch in moralischer Hinsicht rechtfertigen lasse. Heute stellt die Öffentlichkeit immer wieder die Frage, ob sie alles dürfen, was sie können.


      Seit Mitte der 1970er-Jahre ist die ethische Reflexion der Forschung deutlich vorangekommen, ausgehend von den USA, wo es große, den Biowissenschaften zugeordnete ethische Institute gibt. Ethikkommissionen sind ursprünglich im Medizinbereich entstanden und hatten zum Ziel, Forschung, die an Lebewesen durchgeführt wird, aus ethischer, rechtlicher und sozialer Sicht zu beurteilen und das Individuum während klinischer Forschung vor möglichen schädigenden Folgen zu schützen.


      Heute setzt die Politik zunehmend Ethikkommissionen ein, um grundsätzliche, die Gemeinschaft betreffende moralisch-ethische Fragen prüfen zu lassen, bei uns zuletzt Fragen der politisch und ethisch umstrittenen Präimplantationsdiagnostik sowie des Atomausstiegs.


      Wenn wir über Wissenschaft und Ethik nachdenken, so erhebt sich natürlich die Frage, ob eine eigene Ethik des Wissenschaftlers und Technikers überhaupt besteht. Ich stimme Jürgen Mittelstraß zu, wenn er sagt, »dass es eine derartige Ethik nicht gibt und auch gar nicht geben kann. Ethik ist keine Sache von Berufsständen, sie ist vielmehr immer Bürgerethik. Sie lässt sich daher auch nicht gesellschaftlich teilen – etwa in eine wissenschaftliche Ethik als Sonderethik des Wissenschaftlers auf der einen Seite, und eine nichtwissenschaftliche Ethik als Standardethik der Gesellschaft auf der anderen.«


      Heute muss die Forschung eingestehen, dass die großen Probleme unserer Zeit und kommender Generationen nicht etwa nur durch Politik und Wirtschaft, sondern auch durch Wissenschaft und Technik verursacht wurden. Und dass sie uns ethische Probleme bereitet haben, die zu lösen sie selbst nicht imstande sind.


      Die Forderung, dass die Konsequenzen des wissenschaftlich-technischen Fortschritts auch eine neue Verantwortung des Forschers gegenüber der Gesellschaft notwendig machen, ist also verständlich. Denn die Größe von Risiken, die Reichweite ihrer Folgen und die Irreversibilität von Schäden über oft unvorstellbare Zeiträume hinweg sind nicht mehr mit früher vergleichbar. Was lediglich eine schreckliche Vision einmal war, ist mit dem Reaktorunglück von Tschernobyl erstmalig Realität geworden: Menschen sind nicht nur erkrankt und gestorben, 
       nach unserem heutigen Kenntnisstand ist eine ganze Region der Ukraine für ein Jahrtausend unbewohnbar geworden. Und in Fukushima sind die Langzeitfolgen überhaupt noch nicht absehbar. Ein halbes Jahr nach der Katastrophe kündigte die Regierung in Tokio Ausgaben von 220 Mrd. Yen (rund 2 Mrd. Euro) an, um die Umgebung Fukushimas zu dekontaminieren.


      



      Wenn also menschliche Hybris, Sorglosigkeit und Gier oder auch nur ein Irrtum genügen, um Hunderttausende zu schädigen oder töten und Lebensraum für viele Jahrhunderte zu zerstören, dann ist der Mensch mit einer solchen Situation moralisch überfordert, die traditionellen wissenschaftlichen Verhaltensregeln den Mitmenschen gegenüber reichen nicht mehr aus.


      Und dies kann nichts anderes bedeuten, als dass Forschung und Wissenschaft in Zukunft nicht bloß die Frage zu prüfen haben, ob die Realisierung einer Erfindung machbar ist, wie das Produkt aussehen könnte und ob seine Vermarktung ökonomisch sinnvoll ist. Sie müssen sich auch fragen, was aus dem Produkt wird, wenn es der Konsument nicht mehr benötigt. Metalle kann man verschrotten, aber was wird aus den anorganischen Kunststoffen? Die Leistung von Motoren kann gesteigert, aber können die entstehenden Schadstoffe auch reduziert werden? Atome kann man spalten und Energie daraus gewinnen, aber was wird aus den Reaktoren, wenn sie ihren Dienst getan haben? Ausgediente Brennelemente und abgereichertes Uran kann man zwischenlagern, aber wie wird das Problem der endgültigen Entsorgung gelöst?


      Risiken und Zwischenfälle müssen im Sicherheitsdenken in Zukunft eine noch wesentlich größere Rolle spielen 
       als bisher. Wir müssen davon ausgehen, dass sie geschehen, so selten dies auch sein mag. Immer müssen wir uns vorstellen, was passiert, wenn etwas passiert.


      



      Vergangenes Jahr erhielt ich die Einladung, auf einer Publikumsveranstaltung, die den Nutzen der Stammzellenforschung für die Medizin zum Gegenstand hatte, über die mit ihr verbundenen Risiken zu sprechen. Da ich kein Stammzellenforscher bin und folglich weder die Chancen noch die Risiken dieser Technologie zu beurteilen vermag, lehnte ich ab. Aber ich stellte doch die Frage, warum die Stammzellenforscher denn nicht selbst über die Risiken ihrer Arbeit sprechen, da sie es doch sind, die diese am besten beurteilen können. Die Antwort war, dass sich die Forscher bisher vor allem mit dem Nutzen, weniger mit ihren Risiken beschäftigt haben. Nun ja!


      Die Forderung, die Folgen technischen Handelns von vornherein in die Überlegungen mit einzubeziehen, ist sicher richtig, garantiert aber nicht, dass auch immer die richtigen Konsequenzen gezogen werden. Welchen Grundsatz soll der Forscher beachten, welchen Gesetzen soll er folgen? Der Münchner Sozialethiker Wilhelm Korff hat den Grundsatz formuliert: »Wenn ein an sich gutes Ziel nicht ohne Nebenfolge zu erreichen ist, so darf das als mögliche Nebenfolge eintretende Übel niemals größer sein als das Übel, das eintreten würde, wenn die Handlung unterbliebe.«


      Dieser Grundsatz, denke ich, erlaubt vernünftiges Handeln, denn er bedeutet nichts anderes, als dass Chancen und Risiken – und damit auch Nutzen und Schaden – in einem für die Gemeinschaft vertretbaren Verhältnis stehen müssen.


      Wir müssen uns aber auch darüber im Klaren sein, dass jede Innovation ein Wagnis und jedes Wagnis ein Schritt ins Unbekannte ist, zu dem neben den Chancen auch Risiken gehören. Immer wieder bedarf es der Bereitschaft, in vernünftiger Weise zu wagen. Es muss nicht immer das Richtige sein, worüber man sich als Gesellschaft geeinigt hat, darin liegt das Risiko jeden menschlichen Handelns. Aber für die Gesellschaft ist es besser, wenn alle das Risiko gemeinsamen Irrens tragen, als wenn sie das Opfer des Irrtums Einzelner wird.


      Auch wenn niemand weiß, wie schnell und in welche Richtung sich unser Wissen verändern wird, so können wir doch davon ausgehen, dass die Menschen bereits nach einem weiteren Jahrzehnt wesentlich mehr wissen als wir heute. Die einen Probleme werden andauern, andere sich möglicherweise gar nicht mehr stellen.


      Wenn man sich also angesichts eines Ereignissen wie Fukushima fragt, was wir tun oder auch lassen sollten, welche wissenschaftlich-technischen Entwicklungen uns am ehesten nützen oder Probleme hinterlassen werden, so müssen die Antworten auch mit dem Vorbehalt gemacht werden, dass die nachkommenden Generationen die Bedeutungsakzente vermutlich anders setzen.


      Dies soll nicht heißen, dass uns die heute erkannten und nicht änderbaren Probleme gleichgültig und ein Alibi für Willkür und Verantwortungslosigkeit gegenüber kommenden Generationen sein können. Aber es bezeichnet die Grenzen, innerhalb derer überhaupt vernünftig gedacht und gehandelt werden kann.

      


    
      

      Brauchen die Industrieunternehmen eine neue Moral?


      Allein die Frage schon mag manchem wie Hohn erscheinen. Ja, die brauchen sie, ganz sicher brauchen sie die, und zwar rasch, denn anders als mit dem Gespür für neue Trends und Märkte verhält es sich bei den meisten Unternehmen mit dem Gespür für gesellschaftliche Entwicklungen und politische Strömungen. Hier zeigen sich die Industrien bislang ausgesprochen unsensibel. Die Konjunktur, sagen sie sich, läuft auf Hochtouren, die Geschäfte blühen, die Bilanzen sprechen für sich, und die Kassen quellen über, warum also etwas ändern? Jedenfalls spricht angesichts der wirtschaftlichen Erfolge alles dafür, dass wirkliche Verhaltensänderungen gegenüber dem gesellschaftlichen Umfeld von den Unternehmen in absehbarer Zeit nicht zu erwarten sind.


      Im Jahr 2002 wurde vom damaligen Kanzler Gerhard Schröder der Deutsche Corporate Governance Kodex ins Leben gerufen. Mit ihm sollten die in Deutschland geltenden Regeln für Unternehmensleitung und -überwachung transparent gemacht werden, um so das Vertrauen in die Unternehmensführung deutscher Gesellschaften zu stärken. »Leider steht es um diese Prinzipien nicht gut, das Ergebnis ist ernüchternd«, sagt Hans-Joachim Böcking, Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Universität Frankfurt. »Man muss sich fragen, ob wir den Kodex in dieser Form noch brauchen.«


      Es sollte sich also etwas ändern in den Unternehmen. Verantwortung gegenüber der Gesellschaft zu haben, ist moralisch gut, und sie zu zeigen, klug. Denn von ihr wird unternehmerische Handlungsfreiheit in Zukunft wesentlich abhängen.


      Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass unternehmerischer Erfolg, industrielle Glaubwürdigkeit und gesellschaftliche Akzeptanz in zunehmendem Maße von Aufrichtigkeit, praktizierter Solidarität und vor allem von der Bereitschaft zum Dialog abhängen. Die Gesellschaft darf der Wirtschaft, insbesondere den Konzernen der Großtechnik, in Zukunft ihre Freiheiten nur zugestehen, wenn sie glaubwürdig sind und zeigen können, dass sie die Gemeinschaft auch an ihren Erfolgen teilhaben lassen. Ein Industrieunternehmen darf heute nicht mehr unter rein ökonomischen Gesichtspunkten geführt werden, vielmehr muss es in die Kalkulation auch die Erwartungen mit einbeziehen, die seine Mitarbeiter und die Bürger an das Leben stellen, selbst wenn dies den eigenen Gewinn schmälert.


      Die Industrien sollten dem eingetretenen Autoritäts-und Glaubwürdigkeitsverlust weniger mit Taktik, als mit ihrer intellektuellen Kraft, ihren technologischen Fähigkeiten und technischen Möglichkeiten begegnen. Die Industrien haben es nicht nötig, Fehler zu leugnen und Probleme mit Scheinlösungen zu beantworten. In ihnen ist genug Wissen vorhanden, um Fehlentwicklungen auch in Fortschritt umzuwandeln.


      Der technische Fortschritt ist eine elementare Eigenschaft der Industrien, weswegen sie auch einen ganz wesentlichen Teil an Verantwortung für ihn zu tragen haben, und sich nicht auf eine rein defensive Beantwortung technischer Fragestellungen beschränken dürfen. Intensiver und früher als andere müssen sie sich mit den möglichen Auswirkungen der von ihnen ausgelösten Prozesse auf die Gesellschaft befassen. Diese Verantwortung können die Industrien nur selbst tragen, sie lässt sich nicht delegieren. 
      


      Wenn die Industrien die Schlussfolgerungen aus Industriekatastrophen allein ihren technischen Experten überlassen wollen, dann wird es nur technische Verbesserungen geben, die Grundfragen nach Ziel und Richtung weiteren technischen Fortschritts werden dann nicht gestellt werden. Deshalb sollten die verantwortlich Handelnden in den Unternehmen endlich begreifen, dass die wichtigsten Gegenwarts- und Zukunftsprobleme gleichermaßen technischer wie gesellschaftlicher Natur sind.


      In Technik und Industrie muss es in Zukunft mehr Menschen geben, die nicht nur etwas von Forschung und Entwicklung, Umsatzsteigerung und Gewinnmaximierung, sondern auch etwas vom Wesen der Gesellschaft verstehen, und von der Kunst, mit ihr zu kommunizieren.

    


    
      

      Braucht der Staat ein neues Verhältnis zum Bürger?


      Das heutige Unbehagen der Menschen an den Entwicklungen in Wirtschaft und Technik hängt im Wesentlichen damit zusammen, dass sie das Gefühl haben, den Lauf der Dinge in gar keiner Weise ändern zu können. Und diejenigen, die gerne in ihnen fragwürdig erscheinende Entwicklungen eingreifen würden, wissen nicht, wie. Denn im Allgemeinen wissen wir wenig über die vielfältigen Verknüpfungen von Wissenschaft und Technik mit Wirtschaft und Politik, wenig also darüber, wie eine technische Zivilisation funktioniert.


      Gleichzeitig begehen Staat und Politik den Fehler, uns, die Öffentlichkeit, nicht genug ernst zu nehmen und sie zu unterschätzen. Die Leute sind sensibler, hellhöriger und 
       mutiger, als man glaubt. Aber man darf natürlich nicht erwarten, dass sie schon dann etwas verstehen, wenn man sie nur einfach über notwendige Veränderungen oder Richtungswechsel informiert, denn es stehen einander nicht nur unterschiedliches Wissen, sondern auch verschiedene Grundeinstellungen gegenüber.


      Immer deutlicher aber wird unser Verlangen nach rückhaltloser und verständlicher Information. Dem zu entsprechen ist nicht nur wichtig, sondern auch klug, denn wo gar nicht, falsch oder unverständlich informiert wird, entstehen verzerrte Vorstellungen über das jeweils Machbare. Der Staat hat in Sicherheits- und Zukunftsfragen nicht nur abzuwägen und zu entscheiden, sondern auch die Pflicht, die Menschen vernünftig über das Für und Wider einer Sache aufzuklären und sie in wichtige Entscheidungsprozesse mit einzubinden. Beim Hauruck-Ausstieg aus der Kernenergie war das jedenfalls nicht der Fall.


      Dies gilt vor allem dann, wenn über die Einführung neuer Technologien oder über die Risikominimierung erkannter Gefahren zu entscheiden ist. Gleichgültig, ob es sich um die Stilllegung eines Kernkraftwerks, den Bau einer Startbahn oder eines Kanals, um Entsorgungsfragen, das Verbot fraglich krebsauslösender Chemikalien oder die Einführung gentechnologischer Produkte handelt, immer sollte auch das Risikoempfinden der Bürger und ihr Informationsbedürfnis Berücksichtigung finden.


      Es gibt eine Reihe von kritischen Punkten, in denen intakte Kommunikation die Voraussetzung für die gesellschaftliche Akzeptanz von Neuerungen und Veränderungen ist. Hierzu gehören die Fragen der inhärenten Risiken von Großtechniken, der Energiegewinnung, der Nutzung von Chemie und Gentechnik, sowie der von Menschen gemachten 
       Umweltbelastungen und Klimaänderungen. Die Annahme des Neuen durch die Gesellschaft setzt aber voraus, dass sie für das Neue auch Verständnis hat. Verständnis kommt von Verstehen, und Verstehen entsteht durch Verständigung.


      Von Konrad Lorenz stammt das Wort: »Gedacht ist noch nicht gesagt, gesagt noch nicht gehört, gehört noch nicht verstanden, verstanden noch nicht einverstanden, einverstanden noch nicht angewendet und angewendet noch nicht beibehalten.«


      Das Ziel für den Staat muss es demnach sein, in einer Angelegenheit, für die eine bejahende Mehrheit der Gesellschaft benötigt wird, Schritt für Schritt das nächst höhere Ziel der Verständigung zu erreichen. Kein Schritt kann durch reine Information erfolgreich getan werden, es bedarf dazu der ständigen Kommunikation, des Einanderzuhörens und des Miteinandersprechens.

    


    
      

      Ist unser Risikoverhalten irrational?


      Es wird immer wieder gesagt, dass das Risikoempfinden von uns Deutschen irrational sei, irrationaler wenigstens als das von Menschen anderer Nationen. Ob irrationaler, bin ich mir nicht sicher, jedenfalls ist es anders. Denn so wie das Empfinden für Risiken etwas Persönliches ist, so ist auch das nationale Risikobewusstsein für ein Volk charakteristisch. Zum einen beruht es auf seiner Geschichte – vor allem seiner Technikgeschichte -, zum anderen auf dem erreichten nationalen Lebensstandard. Je mehr man zu verlieren hat, umso sensibler wird man dafür, das Erreichte wieder zu verlieren.


      Die Briten, auf deren Inseln das Industriezeitalter gewissermaßen begann, haben eine andere, pragmatischere Einstellung zum Risiko als wir. Auch in Nordamerika, dem Land der Einwanderer, in das Menschen kamen, die nichts zu verlieren aber alles zu gewinnen hatten, ist das Risikoverhalten anders. Diese Menschen wussten, dass sie ohne Inkaufnahme von Risiken nichts gewinnen würden. Und diese Lebenseinstellung der ersten Pioniere existiert in den USA noch immer: Yes, we can. We can do it.


      Ängstlichkeit und Empfindlichkeit gegenüber Gefahren ist vor allem aber auch ein direkter Ausdruck des hohen Lebensstandards, den eine Nation erreicht hat. Die Lebensqualität in den westlichen Zivilisationen hat ein nie da gewesenes Hoch erreicht. Wir leben immer gesünder und werden immer älter. Das Risiko eines vorzeitigen Todes wird immer geringer. Und je sicherer das Leben für den Menschen wird, umso eher werden schon geringe Störungen als Bedrohungen dieser Sicherheit wahrgenommen, werden kleine Risiken als große Gefahren empfunden.


      In der repräsentativen Langzeitstudie »Die Ängste der Deutschen« 2011, für die von der R+V-Versicherung jedes Jahr 2500 Bundesbürger befragt werden, stehen nicht etwa Hunger, Not oder drohende Arbeitslosigkeit an erster Stelle, sondern steigende Lebenshaltungskosten (63 Prozent), Naturkatastrophen (60 Prozent) und Pflegefall im Alter (55 Prozent) nehmen die Spitzenplätze ein, was auch als Luxusängste bezeichnet werden kann. Dies zeigt vor allem, wie gut es den meisten in unserem Land geht.


      Ängste, ob rational oder irrational, haben aber auch ihr Gutes. Angst ist für den Menschen wichtig, gerade in sicheren Zeiten, denn falsche Einschätzungen von Gefahren bergen Risiken. Ist der Mensch nicht mehr ständig Gefahren 
       ausgesetzt, verliert er sein Gefühl für sie. Er fühlt sich sicher, und damit wird sein Leben riskant. Ohne Angst gibt es keine Vorsicht. Sicherheit ist des Menschen ärgster Feind, sagt Shakespeare im Macbeth. In einer immer komplizierter werdenden technischen Welt würden wir nicht überleben, könnten wir nicht Ängste entwickeln.


      Angst vor Technik verliert man vor allem durch Vertrauen in sie, und das Vertrauen in Großtechnologien ist nicht mehr groß, was vor allem mit ihrer Undurchschaubarkeit zusammenhängt. Dieses Vertrauen können einem die Unternehmen nicht durch Frohbotschaften in hübschen Werbespots einreden.


      Bei der Kerntechnik und anderen Großtechnologien besteht weder Vertrauen in die Technik, noch zu denen, die sie betreiben. Kernenergie oder Gentechnik werden nicht nur abgelehnt, weil sie als gefährlich angesehen werden, sondern auch, weil man denen, die sie betreiben, nicht traut. Das Imageproblem, das die Betreiber von großtechnischen Anlagen haben, ist vorwiegend ein Vertrauensproblem. Und dies ist bei den vielen Risikolügen, mit denen sie uns in der Vergangenheit abgespeist haben, auch mehr als verständlich.

    


    
      

      Betrügen wir uns nicht auch selbst?


      Es ist richtig, dass wir heute von allen Seiten betrogen und belogen werden: von der Wirtschaft, den Industrien und der Politik, von den Banken, der Werbung und den Medien. Aber ebenso richtig ist es, dass wir in unseren Ansprüchen maßlos geworden sind und gar nicht mehr merken, dass wir uns auch ständig selbst betrügen und belügen. 
       Dass vieles, was wir heute beklagen, unsere Maßlosigkeit erst möglich gemacht hat, in allen Bereichen des täglichen Lebens.


      Leider sind sich viele nach wie vor nicht bewusst, dass sich mit den wachsenden Bevölkerungszahlen und den steigenden Ansprüchen immer unangenehmere Folgen für uns einstellen, dass Autos zunehmend die Umwelt verschmutzen und der Konsum immer weiteren Abfall erzeugt. Wir sehen die Schäden und Probleme, möchten aber unser Verhalten nicht ändern. Wir wollen von den Industrien leben, die Umwelt durch sie aber nicht verschmutzen lassen. Wir beklagen die Auswirkungen des Massenverkehrs, wollen aber auf individuelle Mobilität nicht verzichten.


      Dabei könnten wir auf dem einen oder anderen Feld durchaus mit Erfolg aktiv werden: Ich denke an das Sparen von Strom und Wasser, Gas und Benzin. Wenn jeder auch nur ein bisschen bewusster damit umgeht, bringt es etwas und er spart Geld dabei, ohne Lebensqualität zu verlieren. Allerdings bedarf es hierzu eines Verhaltenswechsels, bis hin zu »einer Kultur der Genügsamkeit.«


      Doch der Durchschnittsbürger ist widerstandslos geworden gegen die Verlockungen des Konsums, der weitgehend durch die Fernsehwerbung angeregt und unterhalten wird. Konsumieren erhöht unser Wohlbefinden und nimmt in weiten Bevölkerungsschichten den Charakter eines hohen Lebenswertes ein. Leider ist zu befürchten, dass sich an alledem auch in Zukunft nichts ändern wird, dass Vernunft und Maß gegenüber der Maßlosigkeit auf der Strecke bleiben werden.


      Verbesserungen menschlicher Lebensbedingungen mit Hilfe von Wissenschaft und Technik werden generell als 
       Fortschritt begriffen. Was aber in einer Gesellschaft konkret als Verbesserungen verstanden wird, hängt vom allgemeinen Konsens über gemeinschaftliche Werte wie Wohlstand und Sicherheit, Gesundheit, Persönlichkeitsentfaltung und Freiheit ab. Dass diese Werte in einer offenen Gesellschaft einem ständigen Wandel unterliegen, müssen wir als unabänderlich akzeptieren.


      Technologie und Technik haben unser materielles Leben verändert, aber auch die Kultur, den Lebensstil, die Wertevorstellungen, Ansprüche und Empfindungen. Die Zunahme der Probleme in den Industrienationen ist nicht nur eine Konsequenz der Technik selbst, sondern weithin auch die Folge des enormen Fortschritts und Wohlstands, den sie gebracht hat. Beide bestehen darin, dass wir es uns heute leisten können, über Mängel und Probleme nachzusinnen, über die unsere Vorfahren im täglichen Lebenskampf gar nicht nachdenken konnten. Empfindlichkeiten und Sensibilitäten können sich also nur die leisten, deren tägliches Leben nicht ständig von Hunger und Tod bedroht ist.


      Der frühmittelalterliche christliche Denker Thomas von Aquin hat gesagt: »Tugend kann sich erst dann entfalten, wenn der Hunger verschwunden ist.« Bertolt Brecht hat es bekanntlich drastischer formuliert: »Erst kommt das Fressen, dann die Moral.«


      Was beide nicht erlebt haben, sehen wir heute. Wenn die elementaren Lebensbedürfnisse befriedigt sind, kommt die Maßlosigkeit. Und mit der Maßlosigkeit verkommt die Moral. Brauchen wir also eine neue Lebenshaltung?

    

    


  
    

    Nachwort


    Die primären Lebensbedürfnisse in der heutigen Industriegesellschaft sind befriedigt, nun sollten höhere Dinge Priorität erhalten. So wie es Pflichten bei den Verantwortlichen gibt, so sollte es Tugenden auch bei uns Bürgern geben. Wenn ich aber an unser Sozialverhalten oder unseren Umgang mit der Umwelt denke, dann meine ich schon, dass es heute auch um Änderungen des persönlichen Verhaltens gehen muss, bei jedem von uns und an jedem Tag.


    Hans Joachim Schellnhuber fordert in einem Der Spiegel-Interview einen Gesellschaftsvertrag für das 21. Jahrhundert, der den gemeinsamen Willen zu nachhaltigen Änderungen zum Inhalt hat. Unter anderem wünscht er sich, dass der Energieverbrauch bei uns auf einem sinnvollen Niveau stabilisiert wird. Den Gürtel enger zu schnallen ist aber nicht populär. Schellnhuber weiß das und er sagt: »Meine Selbst- und Alltagserfahrung zeigt, dass Bequemlichkeit und Ignoranz die größten Charaktermängel des Menschen sind. Das ist eine potenziell tödliche Mixtur.« Und Kurt Tucholsky hat den Zustand der menschlichen Moral in zwei englischen Sätzen zusammengefasst: »We ought to. But we don’t.«


    



    Angesichts der grenzenlosen Geldgier der Reichsten und der wachsenden Not der Ärmsten ist Ungerechtigkeit zu einem weltweit verbreiteten Gefühl geworden. Wassermangel, 
     Hunger, Krankheit und Verelendung sind die täglichen Sorgen von Abermillionen Menschen.


    Aber auch in den reichen Industrienationen gibt es Not und soziale Ungerechtigkeit, gehen immer mehr Bürger deswegen auf die Straßen, vor allem junge Menschen. Auch wenn bei uns die Situation wesentlich besser ist als in den meisten anderen EU-Ländern, auch hier ist der stille Protest gegen orientierungslose Politik, handlungsunfähige Parteien und trostlose Politikerfiguren ähnlich groß wie in anderen Ländern. Der Grund?


    Ich zitiere noch einmal Botho Strauß: »Die Entscheidungsträger haben sich daran gewöhnt, zu ihm (dem Volk) durch Gesetze und Regelwerke zu sprechen. Ein Wort, das vielleicht allgemein aufhorchen ließe, wurde von einem Politiker seit Langem nicht vernommen. Die Autorität, die er vielleicht kraft seines Amtes noch besitzt, leidet in der Regel, sobald er den Mund aufmacht. Jedermann ist des Gewäschs überdrüssig. Man will nie wieder etwas von einem Schritt in die richtige Richtung hören.«


    Vor allem die Jugend, die besonders sensibel für falsche Töne ist, kann mit den Worthülsen und Sprechblasen unserer Politiker nichts anfangen. Laut der Shell-Jugendstudie lag die Wahlbeteiligung der 18- bis 25-Jährigen in den vergangenen zehn Jahren lediglich bei knapp über 50 Prozent, mit sinkender Tendenz.


    Ich denke aber auch an die Dinge, über die bei uns nicht gesprochen wird. Die weggeschwiegen werden. Kinderarmut in Deutschland ist eine Schande! Rentner in Deutschland, die Flaschen aus dem Müll sammeln und Senioren, die um Almosen bitten müssen, sind eine Schande! Die Vereinten Nationen zeigen sich tief besorgt über unsere Sozialpolitik und werfen der Politik vor, dass Deutschland 
     im Kampf gegen Armut und Diskriminierung versagt. Für ein so reiches Land ist der Vorwurf ein Skandal!


    Und dieser Vorwurf besteht zu Recht, denn das Engagement für andere hat bei uns einem erschreckenden Egoismus Platz gemacht. Karriere und Geld stehen heute an erster Stelle. Die Gestaltung von Freizeit und Urlaub und die Maximierung des Einkommens sind zum höchsten Lebensziel geworden. Verantwortung für die Gesellschaft wird immer seltener. Diejenigen sind am meisten über die Zukunft besorgt, denen es am besten geht.


    Erschreckend ist das Bild westlicher Gesellschaften, wenn man sich die Korruptionsfälle vor Augen hält, die es in Industrie, Wirtschaft und Politik gegeben hat und laufend weiter gibt. »Gier schlägt Gewissen«, sagt Alexander Hagelücken in seinem Kommentar in der Süddeutsche Zeitung: »Geldhäuser auf dem ganzen Globus jonglieren inzwischen mit apokalyptischen Summen, die der Lebenswelt der meisten Menschen völlig enteilt sind. Die Menschen fühlen sich Finanzmärkten ausgeliefert, deren Mechanismen sie nicht verstehen – und kaum verstehen können.«


    Ja, es ist erschütternd, wenn man sieht, wie Lüge und Unredlichkeit, Bestechung und Hehlerei unsere Gesellschaft allmählich prägen, auf welch skrupellose Weise manche sich politische Macht zu sichern und große Geschäfte zu machen verstehen.


    Und nicht nur bedenklich, sondern extrem gefährlich ist es, wenn mit Risiken umgegangen wird, als seien sie unerfreuliche Nebenprodukte, die man am besten ignoriert. Wenn Sicherheit zugunsten des Profits geopfert wird, wenn sensible Großtechnologien wie Kernenergie und Gentechnik in die Hände von Banken, Börsenspekulanten 
     und profitorientierten Managern geraten. Dies dürfen wir nicht zulassen!


    Wenn wir Wohlstand und Fortschritt bei uns aufrechterhalten und an andere weitergegeben wollen, dann dürfen wir als eine Nation mit technologischer Hochkultur nicht nur an technische und wirtschaftliche Verbesserungen denken, dann müssen wir auch die gesellschaftlichen Voraussetzungen hierfür schaffen und erst einmal wieder lernen, vernünftig miteinander umzugehen. Nur durch mehr Miteinander und Füreinander können die Probleme unserer Zeit gelöst werden.


    Ich bin davon überzeugt, dass eine gesunde Weiterentwicklung unseres Landes ganz wesentlich davon abhängt, ob es uns als Gesellschaft gelingen wird, über die Maßlosigkeit unserer Ansprüche, unser mangelhaft entwickeltes Sozialverhalten und die Ungenauigkeit im Umgang mit dem Recht nachzudenken.


    Seien wir also wachsam und misstrauisch gegen alles, was man uns glauben machen will. Das rate ich!


    Seien wir selbst aber auch bereit, Korrekturen vorzunehmen und ein neues Verständnis füreinander und ehrliches Miteinander zu entwickeln. Dazu rufe ich auf!
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